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VORWORT

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz bildet das Rückgrat der 
deutschen Energiewende und ist eine Erfolgsgeschichte, die 
international viel Beachtung findet und von zahlreichen Staa-
ten inzwischen kopiert wird. Im Jahr 2015 konnte sich der An- 
teil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch erneut stei-
gern und erreichte mit 33 Prozent einen Rekordwert. Damit 
trug das EEG zu einer beträchtlichen Minderung klimaschäd- 
lichen CO2-Austoßes im Energiesektor bei. Zudem hat das 
Gesetz technologische Lernkurven ermöglicht. Heutige Solar- 
und Windkraftanlagen sind um ein Vielfaches produktiver als 
vor 20 Jahren. Entsprechend wird deutsche Technologie im 
Bereich erneuerbarer Energien weltweit stark nachgefragt. 
Darüber hinaus konnte das EEG wichtige beschäftigungspoli-
tische Impulse setzen. Bereits heute arbeiten mehr Men-
schen im Bereich erneuerbarer Energien als in der fossilen 
Energieerzeugung.

Trotz dieser Bilanz gerät das EEG in Deutschland zuneh-
mend in die Kritik. Kritiker_innen bemängeln die hohen Kosten 
der Subventionen für die erneuerbaren Energien sowie den  
in ihren Augen zu raschen und unkontrollierten Ausbau. Zum  
einen führe der Ausbau zu einem Anstieg der EEG-Umlage, 
der wiederum die Energiekosten steigen lasse und zusätzliche 
Investitionen in den Ausbau der Stromnetze verursache. Zum 
anderen stünde die Versorgungssicherheit durch den starken 
Zubau fluktuierender Energieerzeugung bei fehlenden Spei-
cherkapazitäten in Gefahr. Entsprechend zielen die Änderungs- 
vorschläge der Kritiker_innen auf die Funktionsweise des EEG. 
So solle das bisherige System der festen Vergütungssätze 
durch ein Ausschreibungssystem ersetzt werden, in der Hoff-
nung die Kosten zu dämpfen und den Ausbau stärker zu 
kontrollieren. Diese Idee bildet einen wichtigen Bestandteil 
der jüngsten Debatte um die Novelle des EEG 2016. 

Das vorliegende Gutachten, das von Uwe Nestle und  
seinem Team im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung erstellt 
wurde, analysiert die wichtigsten Kritikpunkte an dem EEG. 
Es kommt zu dem Schluss, dass die Kostendebatte um das EEG 
dringend versachlicht werden muss, weil sie im Widerspruch 
zur bisherigen Erfolgsbilanz des EEG steht. Eine zu indifferente 
Begrenzung des Ausbaus könnte das Erreichen der klima- 
politischen Ziele der Bundesregierung gefährden. Stattdessen 
sollte regelmäßig und transparent geprüft werden, ob das je-

weils für die Erzeugungstechnologie bestimmte Vergütungs- 
modell mit den Ausbau- und Kostenzielen noch überein-
stimmt. Denn für die weitere Entwicklung der Energiewende 
ist letztlich die Investitionssicherheit unerlässlich. Dieses Ziel 
ist der zentrale Punkt der vorliegenden Studie, die einen wich- 
tigen Debattenbeitrag für die jetzige Diskussion um die Re-
form des EEG darstellt.

DR. PHILIPP FINK
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Friedrich-Ebert-Stiftung
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1

EINLEITUNG

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist das erfolgreichste 
Instrument für den Klimaschutz (BMU 2007: 12). Durch die 
Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien am Stromver-
brauch von rund sechs Prozent in 2000 auf knapp 33 Prozent 
2015 spart das EEG jährlich über 100 Millionen Tonnen Treib-
hausgasemissionen ein (BMWi 2016a: 2; BMUB 2015: 51). 
Darüber hinaus arbeiteten 2014 gut 350.000 Menschen im 
Bereich der erneuerbaren Energien – trotz der Arbeitsplatzver-
luste im Bereich der Photovoltaik (DLR et al. 2015: 10). Viele 
dieser Jobs sind durch das EEG entstanden. Es hat mehr Ar-
beitsplätze geschaffen, als es zum Zeitpunkt seiner Einfüh-
rung in der Kohlewirtschaft gab und gegenwärtig noch gibt 
(DLR et al. 2015: 3; Statistik der Kohlewirtschaft 2015: 36, 
46). Nicht zuletzt macht das EEG den Standort Deutschland 
weniger abhängig von Energieimporten, die oft aus geopo- 
litisch instabilen Regionen stammen. Damit ist die Volkswirt-
schaft robuster gegenüber unkalkulierbaren Schwankungen 
der Weltmarktpreise fossiler Energieträger.

Während das EEG dank seiner Erfolge international große 
Aufmerksamkeit erfährt und in Grundzügen von zahlreichen 
Staaten übernommen wurde (BMU 2007: 31; NGO 2015), 
werden seine zentralen Bestimmungen in Deutschland seit 
wenigen Jahren stark kritisiert. In Teilen von Politik und Me- 
dien ist die Überzeugung verbreitet, dass auch und gerade 
die Kernbestandteile des EEG „grundsätzlich geändert“  
werden müssten. Diese sind:

1. der Vorrang beim Anschluss von Ökostromanlagen an 
das Stromnetz sowie bei der Einspeisung von Ökostrom 
ins Netz und der Durchleitung zu den Verbraucher_innen;

2. die vom Bundestag in ihrer Höhe festgelegten Vergütun-
gen für jede eingespeiste Kilowattstunde erneuerbaren 
Stroms durch den Netzbetreiber für in der Regel 20 Jahre.

Aufgrund dieser Kritik plant die Bundesregierung mit der No-
velle des EEG 2016, die Finanzierung neuer Ökostromanlagen 
auf ein Ausschreibungssystem umzustellen und damit den 
Ökostromausbau strikt zu begrenzen (BMWi 2015a: 1, 6). Al-
lerdings hat diese fest terminierte Umstellung die Diskussion 
um das EEG keinesfalls beruhigt. Zahlreiche weitere grund-
sätzliche Änderungen werden bis heute eingefordert. So 

wird etwa vorgeschlagen, nicht mehr eine gleitende, sondern 
eine fixe Prämie für Ökostrom zu vergüten, nicht mehr die  
erzeugte Strommenge (also Kilowattstunden), sondern die 
Leistung einer Anlage in Form von Kapazitätszahlungen (pro 
Kilowatt) zu vergüten oder ein Quotensystem einzuführen.  
Einige Akteure befürchten demgegenüber, dass schon mit 
Einführung des Ausschreibungssystems die energiepoliti- 
schen Ziele der Bundesregierung nicht erreicht werden. In je-
dem Fall kann ein solcher Systemwechsel zu Verunsicherung 
der Marktakteure führen. Wenn aber ein zügiger und kosten-
günstiger Ökostromausbau weiter erfolgen und die entstan-
denen heimischen Arbeitsplätze erhalten sowie neue geschaf- 
fen werden sollen, ist eine kontinuierliche und verlässliche 
Ökostrompolitik notwendig.

Das vorliegende Papier überprüft die Argumente, die in 
der öffentlichen Debatte gegen das EEG angeführt werden, 
auf ihre Belastbarkeit. Da sich die verschiedenen Sparten der 
erneuerbaren Energien in ihren Eigenschaften, Fähigkeiten 
und Kosten sehr voneinander unterscheiden, werden sie dif-
ferenziert betrachtet. Die Überprüfung findet auf Grundlage 
der energiewirtschaftlichen Zieltrias statt. Danach hat die 
Energiepolitik die Ziele Wirtschaftlichkeit, Umweltschutz und 
Versorgungssicherheit gleichrangig zu verfolgen (Deutscher 
Bundestag 2015: § 1 Abs. 1). Ferner wird berücksichtigt, dass 
die Bundesregierung die Akteursvielfalt erhalten und die er-
neuerbaren Energien stärker in den Markt integrieren möch-
te (CDU/CSU/SPD 2013: 54 f.), wobei die Marktintegration 
dazu beitragen soll, die vorgenannten Ziele zu erreichen. Da 
das EEG in einem komplexen politischen, wirtschaftlichen 
und rechtlichen Kontext steht, wird dieser in Kapitel 3 darge-
stellt. Kapitel 4 nennt und diskutiert die sechs wichtigsten 
gegen das bisherige EEG angeführten Argumente. Auf dieser 
Grundlage wird in Kapitel 5 ein Fazit gezogen. Im Anhang 
finden sich ausführlichere Informationen zur Kostendebatte 
und zur gleitenden Marktprämie des EEG.
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In Abhängigkeit der jeweiligen Ökostromtechnologie erfüllt 
das EEG mit seiner administrativ festgelegten Einspeisevergü-
tung die energiewirtschaftliche Zieltrias in der Regel gut. 
Dennoch hat insbesondere die bis 2014 stark gestiegene 
EEG-Umlage eine intensive und anhaltende Debatte um die 
Kernelemente des EEG gefördert, mit der die Politik unter  
erheblichen Druck gesetzt wurde. Allerdings ist die EEG-Um-
lage kein geeigneter Indikator für die Kosten des Ökostrom-
ausbaus. So kann an ihr nicht erkannt werden, dass die durch- 
schnittlichen Vergütungen von neu ans Netz gegangenen 
EEG-Anlagen zwischen 2010 und 2014 um mehr als die Hälf-
te gesunken sind – während gleichzeitig die EEG-Umlage  
explodierte. Daher sollte ein sachgerechter Kostenindikator 
offiziell vorgelegt werden, der die EEG-Umlage in der politi-
schen Diskussion ersetzen kann.

Die in der öffentlichen Debatte angeführten Argumente 
für grundsätzliche Änderungen der Finanzierung des Öko- 
stromausbaus sind insbesondere bei Windenergie an Land 
und Photovoltaik wenig belastbar. Strom auf Basis dieser 
Technologien ist heute nicht mehr teurer als Strom aus neuen 
konventionellen Kraftwerken. Daher kann eine Begrenzung 
des Ausbaus dieser Technologien keine Kosten in relevanter 
Höhe einsparen. Bei den noch relativ teuren Technologien 
kann dagegen eine Ausbaubegrenzung ökonomisch sinnvoll 
sein. Bei Offshore-Windenergie plant die Bundesregierung, 
dies bis 2020 auf Grundlage der administrativen Festlegung 
der Vergütungshöhe umzusetzen. Bei Biomasseanlagen sollte 
die künftige Entwicklung nicht auf die Erhöhung der erzeug-
ten Strommenge, sondern auf die bedarfsgerechte Auslegung 
und Einspeisung abzielen.

Eine Begrenzung des Ökostromausbaus wegen der aktu-
ell unzureichenden Netzkapazitäten wäre vor dem Hinter-
grund der sich zuspitzenden Klimakrise und der Beschlüsse 
der Pariser Klimakonferenz Ende 2015 kontraproduktiv und 
schwer zu vermitteln. Sie würde den Ausbau verzögern und 
schon dadurch politische Anreize für einen schnellen Um- 
und Ausbau des Stromnetzes unterminieren. Stattdessen wäre 
die Beschleunigung des Ausbaus der günstigen Ökostrom-
technologien zumindest dort sinnvoll, wo bislang ein vergleichs- 
weise langsamer Zubau stattfand.

Die teilweise nach wie vor angeführte mangelnde Marktinte-
gration wurde mit der Einführung der gleitenden Marktprä-
mie 2012 und der faktischen Abschaffung der festen Einspei-
severgütung 2014 weitgehend umgesetzt – wenn auch  
zu nicht unerheblichen Kosten. Praktisch alle neuen und die 
meisten bestehenden EEG-Anlagen werden heute den rele-
vanten Marktsignalen ausgesetzt. Bei Biomasseanlagen könn- 
ten die Anreize für eine bedarfsgerechte Auslegung und 
Fahrweise allerdings weiter verstärkt werden.

Insgesamt erscheinen angesichts der bestehenden energie- 
wirtschaftlichen Zielvorgaben grundsätzliche Änderungen 
des bisherigen EEG-Finanzierungsregimes zumindest bezüg-
lich Windenergie an Land und Photovoltaik sachlich schwer 
begründbar. Dessen ungeachtet bleiben regelmäßige Überprü- 
fungen und ggf. sachgerechte Anpassungen der Detailre- 
gelungen des EEG wie bereits in der Vergangenheit selbst-
verständlich sinnvoll. Eine solche „Politik der ruhigen Hand“, 
die auf fundierten wissenschaftlichen Erkenntnissen basiert, 
könnte die Investitionssicherheit stärken und damit die Ener- 
giewende kostengünstig vorantreiben, Innovationen ermögli-
chen sowie heimische Arbeitsplätze erhalten und schaffen.

Im EEG 2016 sollte daher festgelegt werden, dass die Wir- 
kung des Ausschreibungssystems auf die energiewirtschaft- 
liche Zieltrias und das Ziel der Erhaltung der Akteursvielfalt 
für jede Ökostromtechnologie getrennt überprüft werden. Auf-
grund der mit dem Ausschreibungssystem verbundenen Be-
grenzung des Ökostromausbaus kann bereits heute festgestellt 
werden, dass das Ziel des Umweltschutzes deutlich schlech-
ter eingehalten werden kann als mit dem bisherigen EEG. Ob 
sich die Kosteneffizienz der Finanzierung mit einem Aus-
schreibungssystem verbessert, sollte getrennt für jede Tech- 
nologie anhand sachgerechter Kostenindikatoren verifiziert 
werden, beispielsweise des WACC. Auf dieser Grundlage sollte 
der Bundestag erneut entscheiden müssen, bei welchen 
Technologien das Ausschreibungssystem beibehalten wer-
den soll.

2

KURZFASSUNG
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Energiepolitische Entscheidungen sind auf der einen Seite 
durch verschiedene gesellschaftliche Anforderungen beein-
flusst, beeinflussen auf der anderen Seite das Leben von 
Menschen und die Volkswirtschaft aber ebenfalls in vielfälti-
ger Weise. Daher geht dieses Kapitel auf den politischen 
Kontext ein, in dem die Diskussion um das EEG geführt wird. 
Dafür werden zunächst die wichtigsten Änderungen der  
administrativ festgelegten Einspeisevergütung für Ökostrom 
seit Inkrafttreten des Stromeinspeisungsgesetzes 1991 skiz-
ziert und die Erfolge des Systems benannt. Anschließend wer- 
den die energiepolitischen Ziele der Bundesregierung, ins- 
besondere die energiepolitische Zieltrias, und der europarecht- 
liche Rahmen dargestellt. Die Kostendiskussion, die hier im 
Rahmen der Darstellung der energiewirtschaftlichen Zieltrias 
nur angerissen werden soll, wird im Anhang ausführlicher 
behandelt.

3.1  DIE EVOLUTION DER ADMINISTRATIV 
FESTGELEGTEN EINSPEISEVERGÜTUNG

Die Evolution der administrativ festgelegten Einspeisevergü-
tung für Strom aus erneuerbaren Energien wird in Abbildung 1 
gezeigt. Das Instrument wurde 1991 mit dem Stromein- 
speisungsgesetz auf Bundesebene eingeführt (Stromeinspei-
sungsgesetz 1990) und im Laufe der Zeit an die sich ändernden 
technologischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Bedingun-
gen angepasst. Die Anpassungen haben dabei in den letzten 
Jahren an Häufigkeit und Umfang spürbar zugenommen.  
Die wichtigsten Änderungen werden im Folgenden kurz 
skizziert.

3.1.1  VERBESSERUNG DER KOSTENEFFIZIENZ

Das Stromeinspeisungsgesetz von 1991 bemaß die Vergütung 
von Ökostrom an den Durchschnittserlösen von Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen aus der Stromabgabe an alle Letzt- 
verbraucher_innen. Entsprechend änderte sich die Vergütung 
jährlich mit dem Strompreis (Stromeinspeisungsgesetz 1990). 
Im Jahr 2000 führte das EEG eine kostendeckende Vergü-
tung ein, die unabhängig ist von den Marktpreisen für Strom. 

Damit wurden Mitnahmeeffekte vermieden, die mit einem 
steigenden Strompreis aufgetreten wären. Gleichzeitig wurde 
sichergestellt, dass die Vergütungen für den wirtschaftlichen 
Betrieb von EEG-Anlagen der wichtigsten Ökostromtechno-
logien ausreichen. 

Ferner wurde eine automatische jährliche Degression der 
Vergütung eingeführt. Mit ihr sinken die Vergütungen für 
Anlagen, die später ans Netz gehen. Damit wird die durch 
die technologische Entwicklung zu erwartende Kostensen-
kung bei der Vergütungshöhe berücksichtigt. Nicht zuletzt 
legte das EEG 2000 erstmals fest, dass die Bundesregierung 
dem Bundestag einen Erfahrungsbericht zum EEG vorlegen 
soll. Auf dieser Grundlage werden insbesondere die Vergü-
tungshöhen für alle Technologien in regelmäßigen Abständen 
überprüft und angepasst. Entsprechend wurden im Jahr 
2004 insbesondere die Vergütungen für Windenergie an 
Land gesenkt (EEG 2004), im Jahr 2008 erstmals eine aus- 
bauabhängige Degression („Atmender Deckel“) bei Photo-
voltaik eingeführt (EEG 2008). Im Jahr 2012 wurde sie ver-
schärft und 2014 auf Windenergie an Land ausgeweitet. Fer-
ner wurden 2012 zusätzlich die Vergütungen für Photo- 
voltaikanlagen und 2014 für Windenergie an Land deutlich 
gesenkt (EEG 2012a, 2014). 

3.1.2  MARKT- UND SYSTEMINTEGRATION

Seit dem EEG 2008 müssen Windenergieanlagen an Land 
und teilweise Photovoltaikanlagen Systemdienstleistungen 
erbringen. Sie müssen für die Spannungs- und Frequenzhaltung 
sorgen, Blindstrom bereitstellen und in der Lage sein, im  
Falle eines Stromausfalls den Wiederaufbau der Versorgung 
zu unterstützen (Deutsche WindGuard/BioConsult 2011: 30). 
Ferner bekamen die Netzbetreiber die Möglichkeit, EEG-An-
lagen zum Schutz der Stromversorgungssicherheit abzure-
geln. Dafür wurden sie ab einer Leistung von mehr als 100 kW 
verpflichtet, die technischen Voraussetzungen für eine Fern-
steuerung vorzuhalten. Mit dieser Regelung wurden Anforde- 
rungen der Stromversorgungssicherheit erfüllt.

3

DER POLITISCHE KONTEXT
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wurde der Wälzungsmechanismus geändert. Seitdem müssen 
die Stromhändler den EEG-Strom nicht mehr physisch ab-
nehmen. Vielmehr müssen sie nur noch die durch die Vergü-
tungspflicht entstehenden durchschnittlichen Kosten über-
nehmen. Die Übertragungsnetzbetreiber verkaufen den EEG-
Strom nun an der Strombörse.2 Damit wurden Anforderungen 
des liberalisierten Strommarktes erfüllt.

3.1.4  ZIELE

Mit dem EEG 2000 wurde erstmals ein Ziel für den Öko- 
stromausbau festgelegt. Aufgrund des überraschend schnellen 
Ausbaus der Ökostromanlagen wurden die Ausbauziele mit  
jeder größeren EEG-Novelle bis einschließlich des EEG 2012 
erhöht. Seit dem EEG 2000 handelte es sich immer um Min-
destziele, die im EEG 2012 bei einem Anteil am Stromverbrauch 
bei „mindestens… 35 Prozent bis spätestens 2020“ lagen. Die 
spätestens zu erreichenden Mindestziele für 2030, 2040 und 
2050 lauteten damals 50 Prozent, 65 Prozent und 80 Prozent. 

2    Mit dem Wälzungsmechanismus werden der EEG-Strom bzw. die 
durch die Vergütung der EEG-Anlagen seitens der Netzbetreiber entste-
henden Kosten auf alle Stromhändler verteilt. Vor 2010 mussten sie den 
durch das EEG finanzierten Strom physisch abnehmen und die entsprechen- 
den Vergütungen zahlen. Seit 2010 wird der EEG-Strom von den Über- 
tragungsnetzbetreibern an der Börse verkauft und nicht mehr physisch an 
die Stromhändler weitergeleitet. Diese müssen nun nur noch ihren Anteil  
an der EEG-Umlage finanzieren und können dies an ihre Endkund_innen 
weiterreichen.

Mit dem EEG 2012 wurde die gleitende Marktprämie einge-
führt, die zur Marktintegration beitragen soll.1 Sie war zunächst 
optional, die Betreiber von EEG-Anlagen konnten somit wählen, 
ob sie weiterhin die Festvergütung erhalten oder die Chancen 
von Zusatzeinnahmen durch den Wechsel zur Marktprämie 
nutzen wollen. Zusätzlich werden bei Biomasseanlagen durch 
den Flexibilitätsbonus Investitionen gefördert, die eine be-
darfsgerechte Einspeisung ermöglichen. Das EEG 2014 schafft 
die Festvergütung für Neuanlagen zugunsten der Direkver-
marktung praktisch ab, Neuanlagen nutzen in aller Regel das 
Marktprämiensystem.

3.1.3  ANPASSUNGEN AN DIE STROM- 
MARKTLIBERALISIERUNG UND DAS EURO- 
PÄISCHE RECHT

Nach dem Stromeinspeisungsgesetz hatten staatliche und 
teilweise staatliche Unternehmen – und damit die damals 
staatlichen Stromversorger – keinen Anspruch auf eine Vergü- 
tung für die Einspeisung von Ökostrom. Das EEG 2000 öffnete 
das Gesetz vor dem Hintergrund der Liberalisierung des 
Strommarktes für alle Unternehmen, inklusive staatlichen und 
teilweise staatlichen Akteuren. Aufgrund der EU-Richtlinie für 
Strom aus erneuerbaren Energien von 2001 nahm das EEG 
2004 Anpassungen an das EU-Recht vor. Mit dem EEG 2008 

1    Siehe Kapitel 6.1.

Abbildung 1
Die Evolution vom Stromeinspeisungsgesetz 1991 zum EEG 2016

Quelle: Eigene Darstellung.

 Stromeinspeisungsgesetz
– Vergütungshöhe bemessen an Marktpreis
– keine Vergütung für EVU
 

 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
– Ziel: EE-Anteil am Energieverbrauch  
 bis 2010 mindestens verdoppeln
– kostendeckende Vergütung
– jährliche Vergütungsdegression
– Vergütung für alle Investor_innen
– Vorrangprinzip
– bundesweite Kostenwälzung

 EEG 2004
– Ziele:  
 bis 2010 min. 12,5 % Ökostrom 
 bis 2020 min. 20,0 % Ökostrom
– Anpassung an EU-Richtlinie  
 von 2001
– Senkung Vergütungen für  
 Wind an Land

 EEG 2016 (geplant)
– grundsätzliche Umstellung auf  
 ein Ausschreibungssystem

 EEG 2009
– Ziel: bis 2030 min. 30,0 % Ökostrom
– Änderung des Wälzungsmechanismus
– Netzbetreiber können EEG-Anlagen abregeln
– Fernsteuerung für Anlagen > 100 kW
– „Atmender Deckel“ für PV-Anlagen

 EEG 2012
– Ziel: 
 bis spätestens 2020 min. 35,0 %
– optionale gleitende Marktprämie
– Flexibilitätsbonus Biomasse
– Begrenzung des „Grünstromprivilegs“

 PV-Novelle 2012
– Absenkung PV-Vergütungen um 15,0 %
– Verschärfung „Atmender Deckel“

 EEG 2014
– Ausbaukorridor statt Mindestziele
– Abschaffung der Festvergütung
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– Abschaffung des Ökostromprivilegs
– Einführung der „Sonnensteuer“
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Diese Ziele wurden bislang immer übererfüllt – was lange 
von der Politik begrüßt wurde (Spiegel Online 2006; BMU 
16.3.2011). Mit dem EEG 2014 wird dieses Prinzip aufgegeben 
und durch einen Ausbaukorridor ersetzt, der einem Ausbau-
deckel entspricht. Dieser Korridor orientiert sich exakt an den 
Mindestzielen das EEG 2012. Demnach soll der Anteil erneu- 
erbarer Energien am Stromverbrauch bis 2025 bei 42,5 und 
bis 2035 bei 57,5 Prozent liegen. Abweichungen von maximal 
2,5 Prozent nach oben und unten sind jeweils erlaubt (EEG 
2014: § 1 Abs. 2). Eine Fortführung des Ausbaus der letzten 
Jahre würde zu deutlich höheren Ökostromanteilen führen.

3.1.5  DER SYSTEMWECHSEL 2014 UND 2016

Mit dem EEG 2014 wurde die Umstellung auf ein Ausschrei-
bungssystem eingeleitet. Das EEG 2014 ermächtigt die Bundes- 
regierung, per Verordnung bei Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
sogenannte Pilotausschreibungen durchzuführen. Davon hat 
die Bundesregierung Gebrauch gemacht. Mit dem in der po-
litischen Abstimmung befindlichen EEG 2016 (BMWi 2015a) 
soll das Ausschreibungssystem auch auf Windenergie an Land 
und große gebäudegebundene Photovoltaikanlagen ausge-
weitet werden. Für Offshore-Windenergie soll dies in einem 
ebenfalls in der Abstimmung befindlichen eigenen Gesetz 
erfolgen. Damit werden insbesondere zwei Ziele verfolgt:

1. Die Vergütungshöhen sollen gesenkt werden (CDU/CSU/
SPD 2013: 54). 

2. Es soll verlässlich verhindert werden, dass ein vorgese- 
hener Ausbaupfad überschritten wird (BMWi 2015a: 1 f.; 
Bauchmüller 2013).

3.2  DER BISHERIGE ERFOLG DES EEG

Die wichtigsten Gründe für das EEG sind die Unterstützung 
des Atomausstiegs und der Klimaschutz. Der Aufbau einer 
alternativen Stromerzeugungsstruktur sollte dies unterstützen. 
Tatsächlich hat kein politisches Instrument die Energiewirt-
schaft stärker verändert als das EEG. Im Folgenden werden 
diese Erfolge und weitere positive Nebeneffekte des EEG 
skizziert. Sie haben dazu beigetragen, dass die Kernelemente 
des EEG von zahlreichen Ländern im Grundsatz übernom-
men wurden (BMU 2007: 33; NGO 2015).

Klima- und Umweltschutz

Zahlreiche politische Instrumente und Maßnahmen fördern 
die Reduktion der Treibhausgasemissionen in Deutschland. 
Dazu zählen das Emissionshandelssystem, das Kraft-Wärme- 
Kopplungs-Gesetz, die Energieeinsparverordnung, die öko- 
logische Steuer- und Finanzreform oder das Marktanreizpro-
gramm erneuerbare Energien. Bereits für das Jahr 2006 gilt 
aber: Kein Instrument kommt auf vergleichbare CO2-Redukti-
onen wie das EEG (BMU 2007: 12). Während das EEG damals 
noch zur Reduktion von rund 44 Millionen Tonnen Treib-
hausgasen führte, waren es 2014 aufgrund der erzeugten 
136 TWh Ökostrom bereits gut 90 Millionen Tonnen (BMUB 
2015: 51). Dank des kräftigen Wachstums der Ökostromer- 
zeugung im Jahr 2015 stieg die Reduktion um mehr als 

10 Millionen auf über 100 Millionen Tonnen. Alle erneuerbaren 
Energien zusammen – also den Wärme/Kälte- und Verkehrs-
sektor mitgerechnet – führen zu einer Emissionsreduktion von 
knapp 170 Millionen Tonnen (BMWi 2016b: 10). Zum Ver-
gleich: Die gesamten Treibhausgasemissionen Deutschlands 
lagen 2014 bei rund 900 Millionen Tonnen (UBA 2016).

Die klimaschützende Wirkung des Ökostromausbaus wirkte 
sich positiv auf die Gesamtemissionen der Energiewirtschaft 
aus. Die Treibhausgasemissionen des gesamten Stromsektors 
sind zwischen 2000 und 2015 um rund 13 Millionen Tonnen 
CO2 gesunken. Damit hat der gestiegene Ökostromanteil 
weitere Veränderungen im Strommarkt überkompensiert, die 
grundsätzlich zu steigenden Emissionen geführt hätten. Der 
Ausbau der erneuerbaren Energien hat dies verhindert. Zu 
nennen sind insbesondere:

1. Der Brutto-Inlandsstromverbrauch ist zwischen 2000 und 
2015 von knapp 577 auf rund 597 TWh/a gestiegen. 

2. Bei der Außenhandelsbilanz im Strombereich gab es eine 
Trendwende. Während Deutschland im Jahr 2000 netto 
rund 3 TWh importierte, wurden im Jahr 2015 netto rund 
61 TWh exportiert.

3. Beide vorgenannten Punkte trugen dazu bei, dass die 
Stromproduktion in Deutschland von knapp 577 TWh  
in 2000 auf gut 647 TWh in 2015 stieg – also um gut 
zwölf Prozent. 

4. Seit 2000 wurden elf Atomkraftwerke mit einer Leistung 
von rund 11 GW vom Netz genommen. Die entspricht  
einer jährlichen Stromproduktion von rund 90 TWh bzw. 
rund 14 Prozent des aktuellen Strombedarfs (Agora Ener-
giewende 2016: 10, 11, 21, 32).

Die Emission von Treibhausgasen durch fossile Kraftwerke 
führt, genauso wie die Emission traditioneller Luftschadstoffe, 
zu Umweltschäden und damit zu volkswirtschaftlichen Kosten. 
Der Einsatz erneuerbarer Energien reduziert diese Kosten. 
Bereits im Jahr 2012 haben die erneuerbaren Energien allein 
im Strombereich Umweltschäden in Höhe von gut 9 Milliarden 
Euro vermieden. Der größte Teil dieser Einsparungen ist auf 
die Reduktion der Treibhausgasemissionen zurückzuführen 
(BMU 2013a: 52).

Technologische Entwicklung

Das EEG hat zu einem intensiven globalen Wettbewerb zwi-
schen Anlagenhersteller_innen und Projektplaner_innen  
geführt und damit viele Innovationen und eine enorme tech-
nologische Entwicklung ermöglicht. Durch die so mobilisierten 
Marktkräfte wurden die Kosten für Strom aus Photovoltaik- 
anlagen und damit die Vergütungshöhe für Solarstrom seit 
2004 um über 80 Prozent gesenkt (EEG 2004: § 11.1 f.; EEG 
2014: § 51.1 f.). Eine moderne Windenergieanlage an Land 
erzeugt heute etwa neun Mal so viel Strom wie eine Anlage 
Mitte der 1990er-Jahre (BWE 2015: 12). Darüber hinaus tra-
gen Windenergieanlagen heute dazu bei, das Stromnetz stabil 
zu halten. Damit sind Wind- und Photovoltaikanlagen inzwi-
schen für zahlreiche Länder eine wirtschaftliche Alternative zu 
konventionellen Kraftwerken. Das ist für den globalen Klima-
schutz und die wirtschaftliche Entwicklung vieler Schwellen- 
und Entwicklungsländer von enormer Bedeutung.
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werksbetrieb – rund 500.000 Menschen beschäftigt – heute 
sind es nur noch rund 10.000. Bereits im Jahr 2010, als sich 
das Wachstum der erneuerbaren Energien spürbar beschleu-
nigte, waren es nur gut 24.000. Auch im Braunkohlesektor 
sank die Zahl der Beschäftigten bereits vor dem Beginn der 
Energiewende deutlich. Nachdem im Jahr 1989 noch über 
150.000 Menschen mit der Braunkohle ihr Geld verdienten, 
waren es im Jahr 2000 nur noch gut 21.000. Diese Beschäf- 
tigtenzahl hat sich seitdem kaum verändert (Statistik der Kohle- 
wirtschaft 2015: 36, 46).

Insgesamt sind seit der Vereinigung der beiden Deutsch-
lands deutlich mehr Arbeitsplätze im Kohlebereich verloren 
gegangen, als heute noch vorhanden sind. Die entsprechenden 
Regionen mussten bereits einen sehr starken Strukturwandel 
durchlaufen. Dieser Prozess würde sich auch ohne Energie-
wende fortsetzen, da z. B. der heimische Kohleabbau weiter 
reduziert wird und weitere Effizienzmaßnahmen durchge-
führt werden. Die Energiewende wird diesen Strukturwandel 
allerdings beschleunigen.

Eingesparte Energieimporte und Energiesicherheit

Nicht nur Mineralöl, auch Erdgas, Steinkohle und Uran werden 
in Deutschland kaum gefördert und müssen daher importiert 
werden. Das Bundeswirtschaftsministerium stellt dazu fest: 

 Arbeitsplätze

Die Zahl der Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien 
hat mit deren Wachstum stark zugenommen. Insgesamt –  
also in den Bereichen Strom, Wärme/Kälte und Verkehr – stieg 
die Zahl der Beschäftigten zwischen 2004 und 2012 von 
rund 160 auf knapp 400.000. Im vom EEG direkt beeinfluss-
ten Strombereich gab es einen Zuwachs von rund 100 auf 
rund 225.000 Arbeitsplätze (DLR et al. 2015: 3). Aufgrund der 
spezifischen Situation fiel die Zahl der Arbeitsplätze in der 
Photovoltaikbranche von rund 125.000 im Jahr 2011 auf nur 
noch rund 40.000 im Jahr 2014 (vgl. Abbildung 2). Gründe 
dafür sind der in nur zwei Jahren um rund drei Viertel zurück- 
gegangene Photovoltaikausbau in Deutschland, die starke 
Konkurrenz u. a. aus China, die viele deutsche Modulprodu-
zent_innen verdrängt hat, und der enorme Effizienzgewinn 
bei der Produktion der Module, ohne die die beeindruckende 
Kostensenkung nicht möglich gewesen wäre (BMWi 2016a: 12).

Trotz des Rückgangs der Arbeitsplatzzahlen bei der Pho- 
tovoltaik sind im Bereich der erneuerbaren Energien heute 
deutlich mehr Menschen beschäftigt als zu Beginn der Ener-
giewende im Jahr 2000 im gesamten Kohlebereich (vgl. Ab-
bildung 2). Dort kam es bereits deutlich lange vor der Ener- 
giewende zu massiven Arbeitsplatzverlusten. Im Jahr 1960 
wurden allein in der Steinkohleindustrie – ohne den Kraft-

Abbildung 2
Entwicklung der Beschäftigung im Bereich der Kohleindustrie und bei den erneuerbaren Energien

Quelle: Eigene Darstellung nach Statistik der Kohlewirtschaft 2015: 36, 46; GWS et al. 2015: 3; DLR et al. 2015: 10.
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„Energieimporte können je nach Herkunftsland mit Risiken 
verbunden sein. Diese umfassen sowohl Mengenrisiken 
(Ausfall eines Produzenten durch Katastrophe oder Krieg) als 
auch Preisrisiken in Form von unerwarteten Preisanstiegen. 
Erneuerbare Energien können diese Importabhängigkeiten 
deutlich reduzieren und somit die Energiesicherheit erhöhen“ 
(BMWi 2015b: 22).

Im Jahr 2012 wurden alleine im Strombereich durch die 
erneuerbaren Energien knapp 8 Millionen Tonnen Braunkohle, 
knapp 33 Millionen Tonnen Steinkohle und gut 12 Milliarden 
Kubikmeter Erdgasimporte eingespart. Diese hatten einen 
Wert von knapp 4 Milliarden Euro. In allen Bereichen – also 
Strom, Wärme/Kälte und Verkehr – führte der Einsatz erneu-
erbarer Energien zu einer Reduktion von Energieimportkosten 
im Wert von rund 10 Milliarden Euro (BMU 2013a: 28 f.).

3.3  DIE ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE  
ZIELTRIAS

Seit vielen Jahren orientiert sich die deutsche wie die europä- 
ische Energiepolitik an der energiewirtschaftlichen Zieltrias, 
die u. a. im Energiewirtschaftsgesetz definiert ist. Sie besagt, 
dass die Ziele der Wirtschaftlichkeit, des Umweltschutzes 
und der Versorgungssicherheit gleichrangig verfolgt werden 
müssen (Deutscher Bundestag 2015: § 1 Abs. 1). Entspre-
chend sollte jedes energiepolitische Instrument und jede Än-
derung eines solchen Instruments an erster Stelle an diesen 
drei Kriterien gemessen werden. 

3.3.1  WIRTSCHAFTLICHKEIT/STROMKOSTEN

Die Strompreisentwicklung

In der Diskussion um die Kosten des EEG wird insbesondere 
auf den im Vergleich zum Jahr 2000 um rund 100 Prozent 
gestiegenen Strompreis für private Haushalte und die zwi-
schen 2009 und 2014 stark gestiegene EEG-Umlage hinge-
wiesen. Beides führt allerdings zu Schlussfolgerungen, die 
nicht belastbar sind.3

Denn der Strompreis war im Jahr 2000 extrem niedrig – 
und damit die Strompreissteigerung im Vergleich zu diesem 
Jahr besonders hoch. Fünf Jahre vorher, im Jahr 1995, lag der 
Strompreis deutlich höher (BDEW 2016a; BMWi/BMU 2006: 
25). Grund für den Preisverfall zwischen 1995 und 2000 war 
der neue und intensive Wettbewerb, der zu Beginn der 
Strommarktliberalisierung vor der Jahrtausendwende zu 
Dumpingpreisen geführt hat. Im Vergleich zu 1995 ist somit 
der Preisanstieg bei Haushaltsstrom bei Weitem nicht so dra-
matisch wie im Vergleich zu 2000 und nur unwesentlich hö-
her als die allgemeine Inflation in Höhe von 34 Prozent (vgl. 
Abbildung 3) (Destatis 2015). Der Anteil der Stromkosten an 
den Konsumausgaben ist mit rund 2,3 Prozent heute in etwa 
so hoch wie im Jahr 1986, sank aber in der Zwischenzeit auf-
grund der Liberalisierung der Strommärkte auf bis zu 1,8 Pro-

3    Siehe Kapitel 6.2.1, zu den Folgen der Strompreisentwicklung für die 
Wirtschaft siehe Kapitel 6.2.2.

Abbildung 3
Entwicklung des durchschnittlichen Strompreises für einen Haushalt (Jahresverbrauch 3.500 kWh) von 1995 bis 2016

Quelle: Eigene Darstellung nach BDEW 2016a; BMWi/BMU 2006: 25.
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stromverträgen nur einen sehr kleinen Anteil am Gesamt- 
strompreis aus. Auch der Beitrag am steigenden Strompreis 
war damals gering (BDEW 2010: 27 f.). Ab 2010 ist die EEG- 
Umlage dagegen in nur fünf Jahren auf über 6 Ct/kWh gestie- 
gen (BMWi 2016a: 29). Damit beträgt ihr Anteil an den 
durchschnittlichen Haushaltsstrompreisen heute rund ein 
Fünftel (BDEW 2016a: 7). 

Dieser starke Anstieg der EEG-Umlage zwischen 2010 
und 2014 erweckte den Eindruck, dass die neuen EEG-Anlagen 
immer teurer geworden wären. Tatsächlich sind die Kosten, 
die neue EEG-Anlagen verursachen, in genau diesem Zeitraum 
massiv gefallen (vgl. Abbildung 4). Dafür gibt es vor allem 
folgende Gründe:4 erstens die deutlichen Kostensenkungen 
der Ökostromtechnologien, insbesondere der Photovoltaik. 
Und zweitens der deutlich gestiegene Anteil der günstigen 
Ökostromtechnologien bei den neu in Betrieb gegangenen 
EEG-Anlagen, vor allem von Windenergie an Land. So sind die 
durchschnittlichen Vergütungen für neue EEG-Anlagen zwi-
schen 2010 und 2014 um mehr als die Hälfte gesunken. Sie 
lagen im Jahr 2014 unter 12 Ct/kWh – dem Ziel des EEG 
2014, das erst im August 2014 in Kraft trat. Entsprechend sank 
auch der Beitrag der im Jahr 2014 installierten EEG-Anlagen 
zur EEG-Umlage massiv – und damit die Kosten für die Ver-
braucher_innen (EnKliP 2014: 6 f.). So tragen beispielsweise 
2.500 MW neue Windenergieanlagen an Land zu nur knapp 
0,1 Ct/kWh zur EEG-Umlage bei (EnKliP 2016: 39).

4    Siehe ausführlicher Kapitel 6.2.3.

zent. Bei Haushalten mit den niedrigsten zehn Prozent Haus- 
haltseinkommen liegt er derzeit bei etwa 4,5 Prozent. 

Um diese Haushalte zu entlasten, könnte die Strompreis- 
steigerung der letzten Jahre bei der Festlegung der Höhe 
von Grundsicherung, Wohngeld und Bafög angemessen be-
rücksichtigt werden. Dies würde zu Kosten von weniger als 
150 Millionen Euro pro Jahr führen, die vom Staatshaushalt 
getragen werden müssten (DIW 2012: 4). Um allein den 
Strompreisanstieg von 2012 zu 2013 in Höhe von 3 Ct/kWh 
auszugleichen, wären dagegen über 10.000 Millionen Euro 
Steuergelder notwendig – jedes Jahr. Denn damit würde für 
alle Stromkund_innen der Strompreis subventioniert und ge-
senkt – auch für diejenigen, die ohne große Not die heutigen 
Strompreise bezahlen können. Ferner würde damit der öko- 
nomische Anreiz gesenkt, im Strombereich in Effizienzmaß-
nahmen zu investieren.

Die Kosten des aktuellen Ökostromausbaus

Unabhängig davon sollte beim Ausbau der erneuerbaren Ener- 
gien darauf geachtet werden, dass die Kosten für die Ver-
braucher_innen angemessen sind. Um dies beurteilen zu 
können, ist die EEG-Umlage als Kostenindikator völlig un- 
geeignet. Ein besserer und sachgerechter offizieller Kos- 
tenindikator ist daher notwendig. Dieser aber fehlt bislang 
(Nestle 2015). 

Dennoch soll hier kurz auf die Entwicklung der EEG-Um-
lage eingegangen werden. Bis zum Jahr 2009 lag sie unter 
oder nur unwesentlich über 1 Ct/kWh (BMWi 2016a: 29). Sie 
machte sowohl bei Standardtarifen als auch bei Industrie-
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Abbildung 4
Entwicklung der EEG-Umlage im Vergleich zur Entwicklung der durchschnittlichen Vergütung von EEG-Anlagen eines Jahrgangs 

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.
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Die tatsächlichen Kosten des Ökostromausbaus sind also stark 
gesunken, während die EEG-Umlage massiv stieg. Dieser ver-
meintliche Widerspruch ist darin begründet, dass die Umlage 
nicht nur durch die steigende Ökostromproduktion, sondern 
auch durch zahlreiche Faktoren beeinflusst wird, die in keinem 
Zusammenhang mit den Kosten des aktuellen Ausbaus er-
neuerbarer Energien stehen. Zu diesen Faktoren gehören Nach- 
holeffekte aufgrund einer vorher zu hohen oder zu niedrigen 
Umlage, ein fallender Strompreis am Großmarkt wie der Börse, 
eine sich ändernde Entlastung der Industrie, die Einführung 
einer Liquiditätsreserve bzw. deren Änderung oder die Ände- 
rung des Wälzungsmechanismus.5

Darüber hinaus wird bei der Ermittlung der EEG-Umlage 
vernachlässigt, dass die Stromgestehungskosten neuer fossiler 
und nuklearer Kraftwerke deutlich höher liegen als der 
Strompreis an der Börse, der für dieses Jahr auf rund 3,1 Ct/
kWh abgeschätzt wird (50Herz et al. 2015: 10). Dieser wird 
aber als Vergleich zu den Vergütungen für EEG-Anlagen he- 
rangezogen. Damit erscheint ein neuer Windpark an Land 
deutlich teurer, als es ein neues Erdgas- oder Kohlekraftwerk 
wäre. Windräder an Land, die derzeit ans Netz gehen, werden 
dagegen nach EEG in den ersten Jahren mit knapp 8,7 Ct/kWh 
vergütet (BNetzA 2016), während neue fossile Kraftwerke 
Stromgestehungskosten von 7 bis 11 Ct/kWh aufweisen 
(BMWi 2014a: 3). Aufgrund der in großen Teilen veralteten 
fossilen Kraftwerke, des Atomausstiegs bis spätestens 2022 
und des notwendigen Klimaschutzes muss der deutsche Kraft- 
werkspark aber unabhängig von der Energiewende moder- 
nisiert werden. Daher ist der Kostenvergleich zum niedrigen 
Strompreis an der Börse irritierend. Der Vergleich zu den  
Kosten neuer konventioneller Kraftwerke führt zu deutlich 
niedrigeren Werten. Die oben genannten 0,1 Ct/kWh, die 
2.500 MW Windenergieanlagen an Land zur EEG-Umlage 
beisteuern, sind also deutlich mehr als die tatsächlichen Zu-
satzkosten für Verbraucher_innen.

3.3.2  UMWELTSCHUTZ

Die Herausforderungen, die der Umwelt- und insbesondere 
der Klimaschutz an die Energiepolitik stellen, sind sehr an-
spruchsvoll. So schrieb Kofi Annan, ehemaliger Generalsekretär 
der Vereinten Nationen, im Jahr 2014 in der Süddeutschen 
Zeitung: Die Klimakrise „bedroht schon heute das Wohler- 
gehen von Hunderten Millionen Menschen, und in Zukunft 
werden es weitere Milliarden Menschen sein. Seine Folgen 
untergraben das Menschenrecht auf Nahrung, Wasser, Ge-
sundheit und Schutz […].“ (Annan 2014). Viele der bedrohten 
Menschen werden in ihrer Heimat keine Perspektive mehr  
sehen können und gezwungen sein, sie zu verlassen. Einige  
derer, die über ausreichende Mittel verfügen, werden  
versuchen, in Europa Schutz und Lebensperspektiven zu  
finden. 

Um die Folgen der Klimakrise zu begrenzen, hat die Welt-
gemeinschaft im Dezember 2015 in Paris ein sehr anspruchs-
volles Klimaabkommen beschlossen. Mit ihm soll der globale 
Temperaturanstieg auf deutlich unter 2 Grad beschränkt 
werden, wenn möglich auf nur 1,5 Grad. Um dies zu erreichen, 

5    Siehe ausführlicher Kapitel 6.2.3. Zur Änderung des Wälzungsmecha-
nismus siehe Fußnote 2.

sollen die globalen Anstrengungen für den Klimaschutz ver-
stärkt werden (United Nations 2015: Artikel 2). So dürfen laut 
Internationaler Energieagentur die durchschnittlichen CO2- 
Emissionen bei der Stromproduktion im Jahr 2050 nicht über 
15 g/kWh liegen, wenn das 2-Grad-Ziel erreicht werden soll 
(IEA 2016: 11). Da die Emissionen fossiler Kraftwerke zwischen 
gut 300 g/kWh für ein besonders effizientes Erdgaskraft-
werk und über 1.200 g/kWh für ein Braunkohlekraftwerk liegen 
(BMU 2011: 24), wäre deren Einsatz dann praktisch nicht 
mehr möglich. Um näher an das 1,5-Grad-Ziel heranzukom-
men, müssen die Emissionen schneller auf diesen Wert ge-
senkt und fossile Kraftwerke schneller durch erneuerbare 
Energien substituiert werden.

Das Paris-Abkommen kann somit als Aufforderung auch 
an Europa und damit an Deutschland verstanden werden, 
seine Klimaschutzanstrengungen zu erhöhen (Deutschland-
radio Kultur 2015). Denn bei einem Ökostromanteil von  
mindestens 80 Prozent im Jahr 2050 – dem Ziel der Bundes-
regierung und der Regierungskoalition – sind nach dem 
Atomausstieg noch bis zu 20 Prozent fossiler Strom im Netz 
(EEG 2014: § 1 Abs. 2). Durchschnittliche Treibhausgasemis- 
sionen von 15 g/kWh sind so nicht zu erreichen. Das 80-Pro-
zent-Ökostrom-Ziel ist somit mit dem Pariser Klimaabkommen 
kaum vereinbar. Zumindest aber sollte sichergestellt werden, 
dass Deutschland sein bisheriges politisches Ziel tatsächlich 
verlässlich erreicht, nämlich die Treibhausgasemissionen im 
Vergleich zu 1990 bis 2020 um mindestens 40 Prozent und 
bis 2050 um mindestens 80 bis 95 Prozent zu senken. Dies 
erscheint auch nach der Verabschiedung des Aktionspro-
gramms Klimaschutz in 2014 zumindest fraglich (BMUB 2014; 
DIW 2015a: 4; BUND 2015: 2).

Da der Stromsektor rund 40 Prozent der deutschen 
Treibhausgasemissionen verantwortet, kommt dem Ausbau 
der Ökostromtechnologien eine besondere Rolle zu (UBA 
2015a, 2014a: 6). Dies gilt umso mehr, als Ökostrom – wie 
zunehmend gefordert – auch eine zentrale Rolle bei der 
Dekarbonisierung des Wärme- und Kältebereiches sowie 
des Mobilitätssektors spielen soll. Damit dürfte der Strom-
verbrauch mittel- bis langfristig vermutlich steigen. Hinzu 
kommt, dass die bis spätestens 2022 abzuschaltenden Atom- 
kraftwerke durch andere Technologien ersetzt werden 
müssen – aus Gründen des Klimaschutzes kommen neben 
Verbesserungen beim effizienten Einsatz von Strom vor  
allem erneuerbare Energien infrage. Der schnelle Ausbau 
von Wind- und Photovoltaikanlagen wird damit immer  
stärker eine notwendige Voraussetzung für die Zielerrei-
chung beim Klimaschutz und das Gelingen der Energie- 
wende insgesamt.

3.3.3  VERSORGUNGSSICHERHEIT

Da Wind und Sonne nur unregelmäßig zur Verfügung stehen, 
gibt es die Sorge, dass eine stark auf diese Energiequellen 
basierende Stromversorgung die Versorgungssicherheit beein- 
trächtigen könnte. Diese sollte aber während der Energie-
wende und nach ihrem Abschluss auf dem in Deutschland 
gewohnten Niveau bleiben. Tatsächlich hat sie sich bis heute 
stetig verbessert – trotz des schnellen Ökostromausbaus.  
So ist der durchschnittliche ungeplante Stromausfall von 
23 Minuten im Jahr 2004 (BNetzA 2006: 53) kontinuierlich 
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tivisch „ohne Förderung am Markt bestehen“ (CDU/CSU/SPD 
2013: 53 f.). Wie Letzteres praktisch umgesetzt werden kann, 
ist allerdings bislang nicht beschrieben worden.6

An dieser Stelle soll angemerkt werden, dass die Forderung 
nach „mehr Markt in der Energiewende“ kein Ziel an sich 
darstellen, sondern zum Erreichen verschiedener konkreter 
Ziele beitragen sollte. Sie sollte in der Energiewirtschaft ins-
besondere dazu beitragen, alle drei Ziele der energiewirt-
schaftlichen Zieltrias besser oder zumindest gleich gut zu  
erfüllen, aber auch die Akteursvielfalt erhalten. An diesen 
Zielen sollten Vorschläge und Reformen, die auf „mehr 
Markt“ abzielen, gemessen werden. Sollte eine Maßnahme 
zur Marktliberalisierung der Erfüllung dieser Ziele entgegen-
stehen, wäre zu überprüfen, inwieweit sie dennoch umge-
setzt werden sollte.

3.5.  DER EUROPÄISCHE RECHTSRAHMEN

EU-Richtlinien für erneuerbare Energien

Das Zusammenspiel zwischen nationalen Finanzierungsins- 
trumenten für erneuerbare Energien im Strombereich und 
den europäischen Regeln für die Energiewirtschaft und den 
Umweltschutz wird seit vielen Jahren diskutiert. Um den  
nationalen Finanzierungsregimen einen europäischen Rechts-
rahmen zu geben, wurde erstmals 2001 eine europäische 
Richtlinie für erneuerbare Energien von der Europäischen Kom- 
mission, dem Europäischen Rat und dem Europäischen Par- 
lament verabschiedet (EU 2001). Sie wurde im Jahr 2009  
novelliert (EU 2009). Beide Richtlinien mussten von den Mit-
gliedstaaten der EU in nationales Recht umgesetzt werden. 
In beiden Richtlinien werden für jeden Mitgliedstaat konkre-
te Ziele für den Ökostromausbau benannt, die Fortschritte 
der einzelnen Mitgliedstaaten werden regelmäßig überprüft. 
Damit sind alle Mitgliedstaaten in der Pflicht, den Ökostrom-
ausbau voranzutreiben und entsprechende Finanzierungsins-
trumente zu installieren. Dies stellt einen gemeinsamen und  
in der Europäischen Union abgestimmten Ausbau der erneu-
erbaren Energien sicher.

Der europäische Binnenmarkt

Ein wichtiges übergreifendes Ziel der Europäischen Union ist 
der europäische Binnenmarkt. In ihm sollen u. a. ein freier 
Warenverkehr innerhalb der Europäischen Union geschaffen 
werden, ferner sollen Dienstleister_innen eines Mitgliedstaa-
tes ihre Dienstleistungen in allen anderen Mitgliedstaaten 
anbieten können. Teilweise wird daraus geschlossen, dass bei-
spielsweise eine Windenergieanlage in Italien ein Anrecht 
auf die Einspeisevergütung haben müsse, die die gleiche An-
lage aufgrund des EEG in Deutschland hat. Die Umsetzung 
des europäischen Binnenmarkts könne daher nur durch ein 
gemeinsames europäisches Finanzierungsinstrument für Öko- 
strom erfolgen. 

Als Mittel zur Harmonisierung der Finanzierungssysteme 
für Ökostrom wird vielfach das Quotensystem genannt (ifo  

6    Siehe Kapitel 4.5.1.

auf nur noch knapp zwölf Minuten im Jahr 2014 gefallen. 
Dies ist international ein Spitzenwert (VDE 2015). 

Auch hat das Stromsystem den „Stresstest“ der partiellen 
Sonnenfinsternis im März 2015 gut bestanden. Dabei gingen 
innerhalb einer knappen Stunde rund 8 Gigawatt Photovol-
taikleistung vom Netz, kurz darauf stieg die Einspeisung aus 
Photovoltaikanlagen innerhalb einer guten Stunde um 15 Gi- 
gawatt (IWES 2015). Solche Situationen werden – beim Aus-
baupfad der Bundesregierung – erst im Jahr 2030 die Regel 
sein, als Einzelereignis konnte jedoch Vergleichbares schon 
2015 weitgehend problemlos bewältigt werden (Agora Ener-
giewende 2015a). Damit erscheint es realistisch, dass auch 
bei einem weiter schnellen Ausbau der fluktuierenden erneuer- 
baren Energien wie Wind und Sonne die sehr hohe Versor-
gungssicherheit erhalten werden kann. Eine verstärkte euro-
päische Zusammenarbeit und eine Erhöhung der Übertra-
gungskapazitäten zwischen den europäischen Mitgliedstaaten 
würde dies wirksam unterstützen.

3.4  WEITERE ZIELE DER BUNDESREGIERUNG

Akteursvielfalt und Bürgerenergie

Die aktive Beteiligung von vielen kleinen, mittleren und großen, 
neuen und traditionellen Akteuren hat bislang die Energie-
wende massiv vorangebracht. Diese Akteursvielfalt hat für 
Wettbewerb gesorgt, Innovationen angereizt, zu Kostensen-
kungen geführt und die Qualität der Anlagen verbessert. 
Wichtiger Teil dieser Akteursvielfalt war und sind Bürgerener-
gieorganisationen. An etwa jeder zweiten im Jahr 2012 
durch das EEG finanzierten Kilowattstunde Ökostrom waren 
Bürger_innen beteiligt (trend:research/Leuphana Universität 
Lüneburg 2013: 45). Ohne Bürgerenergie wäre somit der An-
teil der erneuerbaren Energien am Stromverbrauch heute 
deutlich niedriger, die CO2-Emissionen des Stromsystems deut- 
lich höher und die Erreichung des Klimaziels 2020 deutlich 
unwahrscheinlicher. Auch zukünftig ist eine große Akteursviel- 
falt und die Beteiligung von Bürger_innen an Ökostrompro-
jekten – auch und gerade die finanzielle Beteiligung – für das 
Gelingen der Energiewende zentral. 

Daher haben die CDU, CSU und SPD im Koalitionsvertrag 
versichert, darauf zu achten, dass eine „breite Bürgerbeteili-
gung möglich“ und die „bestehende Vielfalt der Akteure er-
halten bleibt“ (CDU/CSU/SPD 2013: 54 f.). Diesen Anspruch 
hat die Bundesregierung in verschiedenen Papieren immer 
wieder bekräftigt (BMWi 2015a: 2).

Marktliberalisierung

Nicht zuletzt wird in der Diskussion um die Gestaltung der 
Energiewende häufig das Ziel betont, dass marktwirtschaft-
liche Instrumente genutzt werden müssten bzw. die beste-
henden politischen Instrumente marktwirtschaftlicher ausge-
staltet werden sollten. So macht der vorgesehene Ausbau 
der erneuerbaren Energien laut BMWi „eine stärkere Integration 
der erneuerbaren Energien in die Strommärkte erforderlich“ 
(BMWi 2015a: 1). Laut Koalitionsvertrag „brauchen wir eine 
stärker marktwirtschaftlich orientierte Förderung“ der erneu- 
erbaren Energien im Strombereich. Sie sollen ferner perspek-
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2012; RWI 2012: 23; Monopolkommission 2011: 34). Zurzeit 
versucht die Europäische Kommission mit den aktuellen Leit- 
linien für Beihilfen in den Bereichen Umweltschutz und Ener-
gie für 2014 bis 2020 eine Harmonisierung durchzusetzen, 
indem sie für die Finanzierung von Ökostromanlagen grund-
sätzlich ein Ausschreibungssystem vorschreibt (s. u.) (Europäi-
sche Kommission 2014). Eine europäische Harmonisierung ist 
auch im Rahmen einer administrativ bestimmten Einspeise-
vergütung möglich, konkrete Umsetzungsvorschläge liegen 
vor (Muñoz 2007: 3104–3114).

Die oben genannten EU-Richtlinien stellen es allerdings 
jedem Mitgliedstaat explizit frei, für die Finanzierung der er-
neuerbaren Energien das Finanzierungsinstrument zu wäh-
len: „Die Mitgliedstaaten haben unterschiedliche Potenziale 
im Bereich der erneuerbaren Energien und wenden auf  
nationaler Ebene unterschiedliche Regelungen zur Förderung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen an“ (EU 2009: Erwä-
gungsgrund 25).

Das EU-Beihilferecht

Die geltenden Leitlinien der Europäischen Kommission für Bei- 
hilfen in den Bereichen Umweltschutz und Energie für 2014 
bis 2020 vom Juni 2014 sehen vor, dass alle EU-Mitgliedstaaten 
die Finanzierung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien grundsätzlich auf Ausschreibesysteme 
umstellen (Europäische Kommission 2014: Randnummer 
126). Damit folgte der formale Beschluss der Kommission den 
Festlegungen der deutschen Regierungsparteien und der 
Bundesregierung, die bereits 2013 im Koalitionsvertrag bzw. 
im Januar 2014 im BMWi-Eckpunktepapier für das EEG 2014 
die Umstellung auf ein Ausschreibungssystem vereinbarten 
(CDU/CSU/SPD 2013: 54; BMWi 2014a: 2). 

Leitlinien im Beihilferecht haben keine Rechtskraft. Vielmehr 
sollen sie der Europäischen Kommission dabei helfen, beste-
hendes Recht konkret anzuwenden. Grundsätzlich hat sich die 
Kommission verpflichtet, diese Leitlinien auch tatsächlich zur 
Grundlage von Entscheidungen zu machen. Ungeachtet des-
sen besteht diese Anwendungspflicht allerdings nicht. Damit 
besteht – in der Theorie – die Möglichkeit, dass Mitglied-
staaten von Beihilfeleitlinien abweichen und die Kommission 
dies auch nicht beanstandet. Beispiele dazu gibt es. Vor  
diesem Hintergrund ist bemerkenswert, dass seitens der EU- 
Kommission beim im Bau befindlichen britischen Atomkraft-
werk Hinkley Point C umfangreiche Staatsbürgschaften und 
eine über 35 Jahre garantierte feste Einspeisevergütung mit 
Inflationsbereich akzeptiert wird (Reuters 2013). Hier sollte 
zumindest eine Gleichbehandlung der erneuerbaren Energien 
mit Atomenergie herrschen.

Die Leitlinien sind ferner ausschließlich auf tatsächliche 
staatliche Beihilfen anzuwenden. Die Bundesregierung ver-
neint ausdrücklich, dass durch das EEG staatliche Beihilfen 
gewährt werden, und hat entsprechend dagegen geklagt, dass 
die Europäische Kommission das EEG 2012 als Beihilfe ein-
ordnet. Nach Ansicht der Bundesregierung kommen somit 
die oben beschriebenen Leitlinien beim EEG gar nicht zur 
Anwendung – und müssten entsprechend nicht beachtet 
werden. Dies soll mit der Klage grundsätzlich geklärt werden 
(solarserver.de 2015). Zwar scheiterte die Bundesregierung 
mit ihrer Klage am Europäischen Gerichtshof in Luxemburg, 

eine Revision ist aber möglich (Gericht der Europäischen  
Union 2016).

Nicht zuletzt wird infrage gestellt, ob die Kommission  
mit der Forderung in den Leitlinien, den Ökostromausbau 
grundsätzlich nur noch über ein Ausschreibungssystem durch- 
zuführen, nicht unzulässig ihre Kompetenz überschritten hat. 
Denn die genannte EU-Richtlinie für erneuerbare Energien, 
die von allen drei Institutionen der EU (Europäische Kommis-
sion, Europäischer Rat und Europäisches Parlament) verab-
schiedet wurde, stellt explizit fest, dass es den Mitgliedstaa-
ten freigestellt ist, mit welchem Instrument sie den Ausbau 
der erneuerbaren Energien vorantreiben wollen (EU 2009: Er-
wägungsgrund 125). Vor diesem Hintergrund ist abzuwarten, 
ob die ausschließlich von der Europäischen Kommission ver-
abschiedete grundsätzliche Pflicht eines Ausschreibungssystems 
von den anderen beiden europäischen Institutionen bei der 
kommenden Novelle der Richtlinie so übernommen wird.

Unabhängig von der Frage, ob die aktuellen Leitlinien der 
Europäischen Kommission für Beihilfen in den Bereichen Um-
weltschutz und Energie rechtlich und politisch Bestand haben 
werden, dürfte es für Bundesregierung und Bundestag poli-
tisch sinnvoll erscheinen, sie korrekt anzuwenden und umzu-
setzen. Bei der Ausschöpfung der Ausnahmeregelungen 
muss darauf geachtet werden, dass der Bestand des EEG als 
Ganzes nicht gefährdet wird. Denn damit könnten erhebliche 
Nachteile und Risiken insbesondere für die von der EEG- 
Umlage begünstigten Industrien einhergehen.

Die Leitlinien ermöglichen es dabei, vom grundsätzlichen 
Prinzip zur Ausschreibung abzuweichen, z. B. im Falle kleiner 
Anlagen. Dies betrifft Anlagen mit einer Leistung von maxi-
mal 1 MW, im Falle der Windenergie „6 MW oder 6 Erzeu-
gungseinheiten“ (Europäische Kommission 2014: Randnummer 
127), was laut Kommission Projekte mit einer Gesamtleistung 
von 18 MW einschließt (Vestager 2016). Damit sollen kleine 
Projektträger_innen, für die Ausschreibungen „möglicherweise 
nicht das richtige Instrument“ sind, geschützt werden (Vestager 
2015). Hierzu können insbesondere regionale Bürgerener- 
gieprojekte zählen (Leuphana Universität Lüneburg/Nestle 2014; 
EnKliP 2015a). Ferner kann von der Ausschreibung abgewi-
chen werden, wenn nachgewiesen werden kann, dass „eine 
Ausschreibung zu einem höheren Förderniveau führen wür-
de“ oder wenn die Gefahr der „Unterbietung“ besteht (Euro-
päische Kommission 2014: Randnummer 126 Nr. b, c). Beide 
Effekte könnten insbesondere bei Windenergie an Land tat-
sächlich eintreten.7

Die von der Kommission zugelassenen Möglichkeiten, bei 
bestimmten Technologien auf ein Ausschreibungssystem zu 
verzichten, möchte die Bundesregierung offenbar nutzen. So 
sollen bei Windenergie an Land und Photovoltaik die Vergü-
tungen für kleine Anlagen mit einer Leistung von bis zu 750 kW 
weiterhin mit einer gesetzlich festgelegten Vergütung finan- 
ziert werden, ebenso Geothermieanlagen. Für andere Anlagen 
mit einer Leistung von über 750 kW lehnt sie dagegen jede 
Ausnahmeregel ab, allerdings mit Ausnahme von Prototypen 
bei Windenergie an Land BMWi 2016c. Damit soll die Finan-
zierung von Windenergieprojekten vollständig auf ein Aus-
schreibungssystem umgestellt werden – mit Ausnahme von 

7    Siehe Kapitel 4.2.2.
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hen Kohleanteils an der Stromversorgung besteht beim  
Ziel Umweltschutz allerdings nach wie vor großer Hand-
lungsbedarf.
Nachdem die Regierungskoalition und die Bundesregierung 
2013 und 2014 offiziell die Umstellung auf ein Ausschrei-
bungssystem beschlossen hatten, verlangt dies inzwischen 
auch die Europäische Kommission. Allerdings lässt sie durch-
aus großzügige Ausnahmen zu. Bei Wasserkraft und Geo-
thermie sowie Anlagen mit einer Leistung unter 750 kW möchte 
die Bundesregierung diese nutzen.

Kleinwindanlagen, die bislang keinen nennenswerten Anteil  
an der Stromproduktion haben.

3.6  ZWISCHENFAZIT

Die Finanzierung der erneuerbaren Energien im Strombereich 
durch das Stromeinspeisungsgesetz und das EEG wurde re-
gelmäßig den sich ändernden technischen und wirtschaftlichen 
Bedingungen sowie den Anforderungen der Stromversor-
gungsicherheit, der Europäischen Union und der Marktlibera-
lisierung angepasst, jeweils auf Basis der administrativen 
Festlegung der Einspeisevergütung. Dies hat u. a. dazu geführt, 
dass die Kosten des aktuellen Ökostromausbaus massiv unter 
den Kosten des Ausbaus der Jahre 2007 bis 2011 liegen. 
Schon in 2014 lagen sie unter dem Ziel des EEG 2014, das erst 
im August 2014 in Kraft trat. Darüber hinaus sind die Strom-
preissteigerungen der letzten Jahre und Jahrzehnte und die 
Wirkungen auf die Verbraucher_innen weniger dramatisch 
als vielfach angenommen. Dies gilt, obwohl der starke Anstieg 
der EEG-Umlage in den Jahren bis 2014 den falschen Ein-
druck erweckt hat, dass das heutige EEG zu sehr hohen Kosten 
führen würde. Vor diesem Hintergrund ist es für die politi-
sche Debatte wichtig, dass ein besserer Kostenindikator offiziell 
vorgelegt wird.

Das EEG hat beeindruckende Erfolge vorzuweisen, insbe-
sondere bezüglich des Aufbaus einer neuen Stromerzeu-
gungsstruktur, die Strom aus Atomkraftwerken und fossilen 
Kraftwerken substituiert. Damit ist es das erfolgreichste Kli-
maschutzinstrument Deutschlands. Die Finanzierung der heute 
bereits günstigen Ökostromtechnologien durch eine adminis- 
trativ festgelegte Einspeisevergütung erfüllt somit alle Anfor- 
derungen der energiewirtschaftlichen Zieltrias gut bis sehr gut.

Der klimaschützende Effekt des EEG der vergangenen 
Jahre müsste angesichts der dringender werdenden Klima- 
krise und des anspruchsvollen Pariser Klimaabkommens von 
Ende 2015 aufrechterhalten oder gar verstärkt werden. Dies 
wäre – im Vergleich zu anderen Klimaschutzinstrumenten – 
relativ schnell und gesetzestechnisch vergleichbar einfach 
umsetzbar, wenn das bekannte und sehr erfolgreiche Instru-
ment der administrativ festgelegten Einspeisevergütung  
zumindest für Windenergieanlagen an Land und Photovol-
taikanlagen beibehalten und der Ausbau dieser Technolo- 
gien nicht begrenzt würde. 

Weitere bemerkenswerte Erfolge hat das EEG bei der 
technologischen Entwicklung und der Kostensenkung sowie 
der Schaffung neuer und zukunftsfähiger Arbeitsplätze vor-
zuweisen. Deren Zahl liegt heute deutlich über der Zahl von 
Arbeitsplätzen, die seit dem Inkrafttreten des EEG – aber im 
Wesentlichen unabhängig vom EEG – im Bereich der fossilen 
Stromerzeugung verloren gegangen sind. Nicht zuletzt spart 
das EEG den Import von Energie aus geopolitisch instabilen 
Regionen ein und macht die Volkswirtschaft damit robuster 
gegenüber unkalkulierbaren Schwankungen der Weltmarkt-
preise fossiler Energieträger.

Während der Anteil der erneuerbaren Energien an der Strom- 
versorgung massiv stieg, hat sich die Stromversorgungssi-
cherheit seit Bestehen des EEG deutlich verbessert. Mit dem 
starken Klima schützenden Effekt des EEG wird die energie-
wirtschaftliche Zieltrias heute deutlich besser eingehalten  
als noch vor wenigen Jahren. Aufgrund des nach wie vor ho-
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In diesem Kapitel wird versucht, die wichtigsten Argumente 
zu entkräften, die gegen eine administrativ festgelegte Ein-
speisevergütung vorgebracht werden. In der politischen De-
batte wird das EEG aber nicht nur kritisiert, vielmehr werden 
auch mehr oder weniger konkrete Änderungsvorschläge 
oder -forderungen formuliert. In Tabelle 1 werden die in den 
folgenden Kapiteln behandelten Argumente gegen das EEG 
und entsprechende Reformoptionen aufgelistet. 

Anders als die in der öffentlichen Debatte vorgetragenen 
Argumente gegen das bisherige EEG werden die vorgeschla-
genen Änderungsoptionen im vorliegenden Gutachten nicht 
diskutiert oder bewertet. Dies war im Rahmen des Gutach-
tens nicht möglich.

4.1  DER ÖKOSTROMAUSBAU IST ZU 
SCHNELL UND UNGESTEUERT

4.1.1  DAS ARGUMENT

Insbesondere vier Begründungen werden angeführt, weshalb 
der Ausbau der erneuerbaren Energien im Strombereich besser 
gesteuert werden müsse: 

1. Ein zu schneller Ausbau verursache zu hohe Kosten.8

2. Das Stromnetz könne bei einem zu schnellen Ökostrom-
ausbau nicht schnell genug ertüchtigt, modernisiert und 
ausgebaut werden. Daher werden kostspielige Abrege-
lungen notwendig, vor allem von Windenergieanlagen. 
Ferner werden durch Netzengpässe Redispatch-Maßnah-
men notwendig, die ebenfalls zu Zusatzkosten führen.9 
Daher sollte der Ökostromausbau an die Transportkapazi-
täten des Stromnetzes angepasst werden.

3. Aufgrund der guten Windbedingungen findet im Norden 
Deutschlands ein deutlich stärkerer Ausbau der Wind- 
energie statt, während im Süden wegen der besseren Solar- 
einstrahlung mehr Photovoltaikanlagen betrieben wer-
den. Hier wird von manchen Akteuren ein besserer regio-
naler Ausgleich verlangt – andere möchten den Wind- 
energieausbau auf den Norden konzentrieren, da dort die 
besseren Windbedingungen vorliegen. 

4. Nicht zuletzt verlangen einige Akteure mehr Investitions-
sicherheit für konventionelle Kraftwerke, die mit dem 
Wachstum der erneuerbaren Energien stetig Marktanteile 
verlieren.

8    Siehe auch Kapitel 3.3.1 und 6.2.3.

9    Beim Stromhandel in Deutschland wird unterstellt, dass der Strom von 
den Erzeugungsanlagen zum/zur Verbraucher_in transportiert werden 
kann. Dies ist allerdings technisch nicht immer möglich, da die notwendigen 
Stromnetzkapazitäten fehlen. Ist dies der Fall, sind Redispatch-Maßnahmen 
notwendig. Dabei werden Kraftwerke vor dem Netzengpass runter- und 
Kraftwerke nach dem Engpass hochgefahren. Die Betreiber der entspre-
chenden Kraftwerke werden entschädigt, die Kosten über die Netzent- 
gelte überwälzt. Bei starker Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Ener- 
gien finden Redispatch-Maßnahmen häufiger statt (BMWi 2015c: 83).

4

DISKUSSION VON ARGUMENTEN  
GEGEN DAS BESTEHENDE EEG
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Die Vergütungen für Windenergie an Land liegen unter  
9 Ct/kWh (BNetzA 2015a). Von diesen Technologien kann so- 
mit heute – auch ohne eine Ausbaubegrenzung – kaum mehr 
ein Kostenpeak wie 2009 bis 2011 ausgehen (EnKliP 2014). 

Bei den heute noch relativ teuren Ökostromtechnologien 
kann eine Begrenzung dagegen zu einer Kostensenkung  
beitragen – so wie noch vor wenigen Jahren eine Begrenzung 
des Photovoltaikausbaus zur Vermeidung der Kostensteige-
rung beigetragen hätte. Die derzeit teuersten durch das EEG fi- 
nanzierten Technologien sind die Geothermie mit 25,20 Ct/kWh 
und kleine Biomasseanlagen mit Gülleverstromung mit  
27,37 Ct/kWh (EEG 2014: §§ 46, 48). Beide Technologien wur- 
den bislang trotz hoher Vergütungssätze nur auf sehr niedri-
gem Niveau ausgebaut. Eine spürbare Steigerung ihres Aus-
baus wäre bei einer Fortführung des EEG 2014 auch lang-
fristig nicht erkennbar. Damit wäre auch keine spürbare Belas- 
tung der Stromverbraucher_innen zu erwarten. Im Falle von 
Vergütungserhöhungen oder der Umstellung auf eine Aus-
schreibungssystem – wie bei Biomasse geplant – kann sich 
dies allerdings ändern. Bei Bedarf könnte der Ausbau von Bio- 
masseanlagen aufgrund ihrer relativ kurzen Planungszeiten 
wie die Photovoltaik mithilfe des „Atmenden Deckels“ wirk- 
sam begrenzt werden. Sollte eine Gefahr gesehen werden, 
dass der Ausbau von Geothermieanlagen zur Stromerzeugung 
zu schnell an Dynamik gewinnt, könnte dies durch ein Aus-
schreibungssystem vermieden werden.

Einzig die Offshore-Windenergie, die derzeit noch hohe 
Stromgestehungskosten aufweist und daher eine Vergütung 
von maximal 19,4 Ct/kWh erhält, hat das realistische Potenzi-
al, schnell zu wachsen und damit zu hohen Kosten für die 
Verbraucher_innen zu führen. Dies kann, wie das Jahr 2015 

Um den Ökostromausbau besser steuern zu können, wird 
insbesondere vorgeschlagen, auf ein Ausschreibungssystem 
umzustellen (BDEW 2013; CDU/CSU/SPD 2013: 54; VKU 2013) 
oder ein Quotensystem einzuführen (ifo 2012; RWI 2012: 34 ff.).

4.1.2  DIE ERWIDERUNG

Kosteneinsparung durch Begrenzung des  
Ökostromausbaus

Tatsächlich hat das EEG in den Jahren 2009 bis 2011 zu hohen 
Zusatzkosten für die Verbraucher_innen geführt. Hauptgrund 
war, dass damals die EEG-Vergütungen für Strom aus Photo-
voltaikanlagen zwar im internationalen Vergleich niedrig (ISI/
EEG 2010: 28), aber mit durchschnittlich 27 bis 40 Ct/kWh 
noch immer sehr hoch waren. Der damals praktisch ungesteu- 
erte Ausbau der Photovoltaik hat zweifellos zum starken  
Anstieg der EEG-Umlage und zu hohen Zusatzkosten für die 
Stromkund_innen geführt. Allein die in 2009 installierten gut 
4.400 MW Photovoltaikanlagen tragen mit rund 0,44 Ct/kWh 
zur heutigen EEG-Umlage bei (EnKliP 2014: 15 ff.). 

Anders war und ist es beim Billigmacher Windenergie an 
Land. Im Vergleich zu den Zielen des EEG 2014 – 2.500 MW 
pro Jahr – war der Zubau mit 4.750 MW fast doppelt so hoch. 
Die „zu viel“ neu installierten Windenergieanlagen tragen  
allerdings mit rund 0,1 Ct/kWh nur unwesentlich zur EEG- 
Umlage bei – erzeugen aber in etwa so viel Strom wie die 2009 
gebauten Photovoltaikanlagen (EnKliP 2016: 39).

Aufgrund der massiven Kostensenkung und des 2009 ein- 
geführten „Atmenden Deckels“ liegen die heute im EEG de- 
finierten Vergütungen für Photovoltaikstrom unter 12,7 Ct/kWh. 

Tabelle 1
Die wichtigsten Argumente gegen das bisherige EEG und vorgeschlagene grundsätzliche Änderungen

Quelle: Eigene Darstellung.

EEG-Kritik vorgeschlagene grundsätzliche Änderung des EEG

fehlende Steuerbarkeit Umstellung auf ein Ausschreibungs- oder Quotensystem 

das System ist zu teuer Ökostromausbau begrenzen
Umstellung auf ein Ausschreibungssystem
Umstellung auf Kapazitätszahlungen statt Strommengenvergütungen
Stärkung der Direktvermarktung

fehlender Wettbewerb Umstellung auf ein Ausschreibungs- oder Quotensystem

fehlende Marktintegration und  
systemdienliche Anreize 

Stärkung der Direktvermarktung
Umstellung von der gleitenden auf eine fixe Marktprämie
Umstellung auf Kapazitätszahlungen statt Strommengenvergütungen
Umstellung auf ein Quotensystem

gleiches Risiko für alle –  
das einheitliche Marktsystem

Umstellung von der gleitenden auf eine fixe Marktprämie

das System ist zu kompliziert grundsätzliche Vergütungsobergrenze
teilweise Umstellung auf ein Ausschreibungssystem
konsequente Abschaffung aller Boni für Neuanlagen
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zeigt, zu spürbaren Zusatzkosten für Strom führen (EnKliP 2016).10 
Der Ausbau von Offshore-Windanlagen soll allerdings noch 
bis 2020 auf Grundlage des Systems der administrativen Fest- 
legung der Vergütungshöhe strikt begrenzt werden, indem 
die Vergütungspflicht an bestehende Netzanschlusskapazitä-
ten bzw. deren Genehmigung gebunden wird (BMWi 2015a: 
2). Dies ist aus Sicht der Verbraucher_innen hilfreich.

Darüber hinaus überzeichnet die EEG-Umlage die tatsäch- 
lichen Kosten des Ökostromausbaus deutlich. Denn der 
deutsche Kraftwerkspark muss ohnehin in absehbarer Zeit in 
großem Umfang modernisiert werden. Damit wäre der Kos-
tenvergleich zwischen neuen fossilen und neuen erneuerbaren 
Energien sachgerecht – nicht der Vergleich zum deutlich 
niedrigeren Börsenstrompreis von derzeit nur gut 3 Ct/kWh, 
den die EEG-Umlage vornimmt. Die Stromgestehungskosten 
neuer fossiler Kraftwerke liegen dabei mit 7 bis 12 Ct/kWh im 
Bereich der EEG-Vergütungen für Strom aus günstigen Öko- 
stromtechnologien (BMWi 2014a: 3). Auch daher kann ein 
schneller Ausbau der heute bereits kostengünstigen Techno-
logien Windenergie an Land und Photovoltaik kaum zu zu-
sätzlichen Mehrkosten für die Stromkund_innen führen. Volks- 
wirtschaftlich kann er Kosteneinsparungen bewirken, da die 
erneuerbaren Energien hohe Kosten durch Umweltschäden 
einsparen (FÖS 2015: 23). Da diese Kosten allerdings nicht 
auf der Stromrechnung ausgewiesen werden, sind die tatsäch- 
lichen volkswirtschaftlichen Kosten der konventionellen Ener-
gien und die entsprechenden Kosteneinsparungen der er-
neuerbaren Energien nicht transparent.

Erst Netzausbau oder erst Ökostromausbau?

Bislang waren sowohl Abregelungen als auch Reispatch-Maß- 
nahmen im Vergleich zu den insgesamt eingespeisten EEG- 
Strommengen relativ gering und damit auch die so entstande- 
nen Kosten. Im Jahr 2013 wurden nach § 15 EEG für Abrege-
lungen rund 44 Millionen Euro an Entschädigungszahlungen 

10    Siehe Kapitel 6.2.3.

geleistet, 2014 waren es rund 83 Millionen Euro. Dies sind 
0,2 bzw. 0,35 Prozent des jeweiligen EEG-Umlagebetrags oder 
weniger als 0,1 Ct/kWh des Endkundenpreises für Haushalts-
kund_innen (BNetzA 2015b: 28; BMWi 2016a: 29). Im Jahr 2015 
dürften die Abregelungen deutlich höher gelegen haben, 
insbesondere aufgrund des massiven Zubaus von Offshore- 
Windenergieanlagen und des ebenfalls starken Zubaus von 
Windenergie an Land. Da das Jahr ferner sehr windstark war, 
ist die Windstromeinspeisung überdurchschnittlich stark ge-
stiegen. Bereits in den ersten drei Quartalen lagen die Abre-
gelungen nach § 14 f. EEG um rund 70 Prozent über der ge-
samten Abregelung des Vorjahres, bei den Redispatch-Maß- 
nahmen lag der Wert um rund 65 Prozent höher (vgl. Tabelle 2). 
Trotz dieser deutlichen Steigerung werden die Kosten von 
Abregelung und Redispatch-Maßnahmen für das Jahr 2015  
im unteren einstelligen Prozentbereich der gesamten EEG- 
Umlagekosten liegen. Die Kosten sind somit zwar ärgerlich. 
Dies ist aber insbesondere deswegen verkraftbar, weil die ent- 
sprechenden Anlagen in den meisten Stunden des Jahres  
klima- und umweltfreundlichen Strom erzeugt und damit einen 
Beitrag zum Klimaschutz und zur Erreichung der Klimaschutz- 
ziele geleistet haben. Entsprechend stellt eine von der Agora 
Energiewende in Auftrag gegebene Studie fest, dass „ein um 
wenige Jahre verzögerter Bau der Trassen des Bundesbe-
darfsplangesetzes nicht kritisch“ sei. „Der weitere Ausbau der 
Erneuerbaren muss auf diese Trassen nicht warten“ (Consentec 
und IWES 2013: 1).

Die Tatsache, dass EEG-Anlagen teilweise aufgrund von 
Netzengpässen abgeregelt und Redispatch-Maßnahmen 
durchgeführt werden müssen, erhöht aber den politischen 
Druck, das Stromleitungsnetz zu optimieren und auszubauen, 
und beschleunigt diesen Prozess. Reagiert die Politik auf die- 
sen Druck und optimiert das Stromnetzsystem zügig, müssen 
EEG-Anlagen nur für wenige Monate oder Jahre abgeregelt 
werden. Sie können anschließend ihre gesamte Strommenge 
einspeisen und damit ihr volles Potenzial zur Einsparung von 
Treibhausgasemissionen zur Verfügung stellen. 

 Tatsächlich werden – auch aufgrund des Drucks durch die 
notwendigen Abregelungen – die Netze in einigen Regionen 

Tabelle 2
Abregelungen und Redispatch-Maßnahmen 2013, 2014 und Quartale I, II und III 2015

Quelle: BNetzA/BKartA 2014: 17; BNetzA/BKartA 2015: 22, 100; BNetzA 2015c: 10.

2013 2014 Quartale I, II und III 2015

Abregelung nach § 14 f. EEG i. V. m.  
§ 13 Abs. 2 EnWG

555 GWh 1.581 GWh 2.687 GWh

43,7 Mio. € 83,0 Mio. € 276,3 €

Redispatch-Maßnahmen nach  
§ 13 Abs. 1, 1a EnWG 

39 GWh 5,197 GWh 8,59 GWh

132,6  Mio. € 186,7 Mio. € 393,0 Mio. €

Anpassung von Stromeinspeisungen, 
Stromtransiten und Stromabnahmen nach 
§ 13 Abs. 2 EnWG (kein Entschädigungs- 
anspruch)

14,2 GWh 19,6 GWh
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menspiel mit der Photovoltaik und der dort großen Zahl von 
Biomasseanlagen zur Gewährleistung der Versorgungssi-
cherheit beitragen, insbesondere wenn Letztere für eine be-
darfsgerechte Stromerzeugung umgebaut werden. Insofern  
ist nicht eine regionale Steuerung mit einer Begrenzung des 
Ausbaus in einigen Regionen notwendig, sondern in be-
stimmten Regionen eine Beschleunigung des Ausbaus.

Das bisherige EEG ermöglichte grundsätzlich den Ausbau 
aller Ökostromtechnologien in jeder Region Deutschlands. 
Bei der Windenergie an Land hat das Referenzertragsmodell 
mögliche Mitnahmeeffekte an guten Standorten einge-
schränkt. Jedes Finanzierungsinstrument, das die besonders 
guten Windstandorte im Norden zulasten vergleichsweise 
schlechterer Standorte im Süden bevorzugt, bremst den Aus-
bau der Windenergie im Süden. Quoten- und Ausschrei-
bungsmodelle wirken tendenziell genau so, da sie neben der 
strikten Begrenzung des Zubaus als zentralen Bestandteil 
eine klare Bevorzugung guter Standorte beinhalten, die zwangs- 
läufig zulasten anderer Standorte geht. Sie begrenzen daher – 
soweit keine Gegenmaßnahmen ergriffen werden – gerade 
den Zubau der Windenergie im Süden Deutschlands, wo  
es überwiegend relativ schlechtere Standorte gibt. Beide  
Instrumente widersprechen damit nicht nur dem Ziel des 
Umweltschutzes, sondern auch dem Ziel der Versorgungs- 
sicherheit.

Verlässlichkeit für konventionelle Kraftwerke

In einer Marktwirtschaft besteht grundsätzlich das Risiko, 
dass Preise sinken oder andere Wettbewerber den ange-
stammten Akteuren Marktanteile streitig machen. In der Ener- 
giewirtschaft sinken seit Jahren die Großhandelspreise für 
Strom und die erneuerbaren Energien machen den fossilen 
Kraftwerken Marktanteile streitig. Eine Bestands-, Absatz- 
oder Erlösgarantie wurde den konventionellen Kraftwerken 
aber bislang in keinem Gesetz zugesagt. 

Die meisten fossilen Kraftwerke in Deutschland sind so 
alt, dass ihre einstigen Investitionskosten bereits abgeschrie-
ben sind. Bei ihnen führen veränderte wirtschaftliche oder 
politische Rahmenbedingungen nicht unbedingt dazu, dass 
ihr Betrieb über den gesamten Betriebszeitraum zu betriebs-
wirtschaftlichen Verlusten führt – auch wenn sie früher als 
ursprünglich geplant ihren Betrieb einstellen müssen oder auf- 
grund geringerer Stromerlöse niedrigere Einnahmen erzielen 
können. Ein Vorrang des Klimaschutzes zulasten dieser Kraft-
werke kann damit als angemessen bezeichnet werden. 

Einige fossile Kraftwerke sind jedoch noch nicht abge-
schriebenen. Ihre Laufzeit fiel und fällt in eine Zeit, in der die 
Dringlichkeit der Klimakrise immer deutlicher und das poli- 
tische Momentum für ihre Begrenzung immer stärker wurde. 
So wurde das Kyoto-Protokoll vor fast zwei Jahrzehnten unter-
schrieben und anschließend vom Deutschen Bundestag und 
zahlreichen anderen nationalen Parlamenten ratifiziert. Bereits 
1995 hat sich Deutschland beim Klimagipfel in Berlin zu einer 
Reduktion der Treibhausgasemissionen um 25 Prozent bis 
2005 verpflichtet. Im Jahr 2003 beschloss die Europäische Union 
den Europäischen Emissionshandel. Damit wurde für Inves-
tor_innen die Gefahr immer offensichtlicher, dass die Wirtschaft- 
lichkeit fossiler Kraftwerke durch politische Maßnahmen ge-
mindert werden kann. 

ausgebaut. So sind die Investitionen der Übertragungsnetz-
betreiber in die Netzinfrastruktur von 2009 bis 2015 (Planwert) 
um etwa das Viereinhalbfache gestiegen (BNetzA/BKartA 
2015: 90). Einige Bundesländer treiben den Netzausbau vor 
Ort voran. Beispielsweise in Schleswig-Holstein (BWE 2016), 
wo bislang die meisten Abregelungen stattgefunden haben 
(BNetzA/BKartA 2015: 114). In den kommenden Jahren ist 
hier beispielsweise mit der sukzessiven Fertigstellung der „West- 
küstenleitung“ wieder mit einer Entlastung zu rechnen (MELUR 
6.5.2015). Bereits im Jahr 2016 dürfte die „Thüringer Strom-
brücke“ teilweise in Betrieb gehen, mit der Ostdeutschland 
und Bayern besser verbunden werden und ein Netzengpass 
reduziert wird (Agora Energiewende 2016: 41).

Diesen Druck auf die Optimierung des Stromleitungsnetzes 
gäbe es nicht, wenn der Ausbau der erneuerbaren Energien 
vom aktuellen Stand des Stromleitungsnetzes abhängig ge-
macht würde. In diesem Fall würden nicht nur viele Ökostrom- 
anlagen deutlich später gebaut, auch Um- und Ausbau des 
Stromnetzes würde spürbar langsamer verlaufen. Eine solche 
Regelung könnte ferner missbraucht werden. Denn mit ihr 
könnte allein durch die Verzögerung oder Verhinderung von 
Netzausbaumaßnahmen auch der Ökostromausbau zumin-
dest verzögert werden. 

Nicht zuletzt werden Ökostromanlagen auch deswegen 
abgeregelt, weil die vorhandenen Netze mit Strom aus kon-
ventionellen Kraftwerken belegt sind. In solchen Fällen könnten 
Atom- und Kohlekraftwerke ihre Leistung stärker als bislang 
reduzieren – oder ganz vom Netz gehen. Relevant wären 
hier beispielsweise die auf dem Weg von Schleswig-Holstein 
nach Süden liegenden Großkraftwerke Moorburg und Brok-
dorf. Speisen solche Kraftwerke weniger Strom ein, könnte 
mehr Ökostrom durch die bestehenden Netze geleitet und 
müssten weniger Ökostromanlagen abgeregelt werden (Energy 
Brainpool 2016). Dies wäre volkswirtschaftlich hoch effizi-
ent. Denn dann würden Brennstoffverbrauch, CO2- und tradi- 
tionelle Abgasemissionen bzw. die Produktion von Atommüll 
durch konventionelle Kraftwerke eingespart. Die dann statt-
dessen einspeisenden Wind- oder Photovoltaikanlagen verur-
sachen weder Brennstoffkosten noch Enissionen.

Den Ausbau der erneuerbaren Energien an den Netzaus- 
bau zu knüpfen stünde somit der Erfüllung des Ziels der Um-
weltverträglichkeit entgegen. Denn auch Ökostromanlagen, 
die zeitweise abgeregelt werden müssen, reduzieren in den 
anderen Zeiten die Treibhausgasemissionen. Die Vorteile  
dieser Regelung bezüglich der Wirtschaftlichkeit der Strom-
versorgung sind dagegen nur als vergleichsweise gering ein-
zuschätzen. Die Ziele der energiewirtschaftlichen Zieltrias 
könnten sehr viel besser durch einen schnelleren Ökostrom-
ausbau verbunden mit einer beschleunigten Optimierung 
des Stromnetzsystems als durch eine Begrenzung des Öko- 
stromausbaus erfüllt werden.

Die regionale Verteilung

Eine künstliche Begrenzung des Ausbaus in bestimmten Regi- 
onen würde sich insbesondere auf den Klimaschutz negativ 
auswirken. Vor dem Hintergrund der vor allem im Süden Deutsch- 
lands mit dem Atomausstieg wegfallenden Kraftwerkskapa-
zitäten erscheint es dagegen sinnvoll, gerade dort den Aus-
bau der Windenergie zu verstärken. Sie könnte im Zusam-
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Unabhängig davon ist es unbedingt dringend notwendig, 
den durch den Klimaschutz beschleunigten Strukturwandel  
in den Gebieten mit vielen Kohlekraftwerken politisch zu be-
gleiten und sozial und wirtschaftlich abzufedern. Es sollte  
anerkannt werden, dass es diesen Strukturwandel eher früher 
als später geben wird, und es sollte politisch Sorge dafür  
getragen werden, dass er für die betroffenen Menschen und 
Regionen gut bewältigt werden kann.

4.1.3  SCHLUSSFOLGERUNGEN: OPTIONEN  
IM BESTEHENDEN SYSTEM NUTZEN

Den entscheidenden Einfluss auf die Kosten des Ausbaus der 
erneuerbaren Energien im Strombereich hat die Auswahl der 
finanzierten Technologien. Werden überwiegend die heute 
bereits günstigen Ökostromtechnologien ausgebaut, sind die 
durchschnittlichen Kosten aller neuen EEG-Anlagen niedrig, 
ansonsten kommt es zu höheren Belastungen für die Verbrau- 
cher_innen (EnKliP 2016). Für alle heute noch relativ teuren 
Ökostromtechnologien kann daher eine Begrenzung des Aus- 
baus sinnvoll sein, nicht aber für Windenergie an Land und 
Photovoltaik. Denn Strom aus diesen Anlagen ist heute nicht 
oder nur unwesentlich teurer als Strom aus neuen fossilen 
Kraftwerken. 

Um sichtbar zu machen, welche Kosten durch den aktuellen 
und zukünftigen Ökostromausbau entstehen und ob der 
Ausbau gerade günstiger oder teurer wird, sollten neue Kos-
tenindikatoren offiziell vorgelegt werden. Diese sollten die 
EEG-Umlage, die genau dies nicht leisten kann, aus der politi-
schen Debatte um die richtige Finanzierung des Ökostrom-
ausbaus verdrängen. Denkbar wären Indikatoren, die die Kosten 
derjenigen EEG-Anlagen beschreiben, die in einem Kalender-
jahr in Betrieb genommen wurden oder werden (Nestle 
2015). Hätten diese Informationen die letzten Koalitionsver-
handlungen bestimmt, wäre viel Druck von der Politik ge-
nommen worden.

Für die Umsetzung einer Ausbaubegrenzung für die heute 
noch teureren Ökostromtechnologien stehen im System der 
administrativen Festlegung der Vergütungshöhe insbesondere 
Instrumente wie der „Atmende Deckel“ (vor allem für Biogas) 
oder die Bindung der Vergütung an eine Netzanschlusszusage 
(Offshore-Windenergie) zur Verfügung. Gegebenenfalls kann 
für einzelne heute noch teure Technologien ein Ausschrei-
bungssystem genutzt werden. 

Sinnvoll wäre eine Beschleunigung des Ausbaus der güns- 
tigen Ökostromtechnologien in Regionen, in denen der Ausbau 
bislang nur langsam stattfand. So würden mehr Windener-
gieanlagen in Süddeutschland aufgrund der dort abzuschalten- 
den Atomkraftwerke die Erreichung der Ziele Umweltschutz 
und Versorgungssicherheit unterstützen. Dies würde praktisch 
zu keinen höheren Stromkosten führen, aber Umweltschäden 
und damit einhergehende Kosten senken. 

Neben dem beschleunigten Netzausbau sollten ferner die 
rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, damit Ökostrom, der wegen Netzengpässen 
abgeregelt werden müsste, lokal im Wärme-, Kälte- oder 
Verkehrssektor genutzt werden kann (BDEW 2016b). Damit 
würde die mittel- bis langfristig notwendige Sektorkopplung 
behutsam angeschoben werden, ohne damit hohe Kosten 
zu verursachen.

Da eine Grundregel „Netzausbau vor Ökostromausbau“ vor 
allem das Ziel einer umweltverträglichen Stromversorgung 
erschweren würde, aber kaum relevante Vorteile bei anderen 
energiepolitischen Zielen hätte, sollte es weiterhin beim  
Prinzip bleiben, dass Netzoptimierung und -ausbau dem Öko- 
stromausbau folgen. Die bisherige administrative Festlegung 
der Vergütungshöhe hat einen Ausbau in allen Bundesländern 
grundsätzlich ermöglicht. Instrumente, die dies erschweren, 
wären für die Stromversorgungssicherheit und den Umwelt-
schutz nachteilig. 

Eine politische Begleitung des aufgrund des Klimaschutzes 
beschleunigten Strukturwandels in Gebieten mit vielen Kohle- 
kraftwerken wäre für die betroffenen Menschen und Regionen 
sehr hilfreich und sollte daher dringend verstärkt werden.

4.2  DAS SYSTEM IST ZU TEUER

4.2.1  DAS ARGUMENT

Die zwischen 2010 und 2014 stark gestiegene EEG-Umlage 
verbunden mit einer offensichtlichen Überförderung der Pho-
tovoltaik in den Jahren um 2010 hat zur Argumentation ge-
führt, dass der Staat grundsätzlich nicht in der Lage sei, die 
tatsächlichen Stromgestehungskosten für Ökostrom abzu-
schätzen und angemessene Vergütungen zu definieren. Daher 
sei die administrative Festlegung der Vergütungshöhe nicht 
mehr tragbar. 

Darüber hinaus wird argumentiert, dass für eine Kosten-
begrenzung eine Begrenzung des Ausbaus notwendig sei. 
Auf dieses Argument wird in Kapitel 4.1.2 eingegangen. Nicht 
zuletzt wird der Kritikpunkt genannt, dass die durch das EEG 
finanzierten Ökostromanlagen nicht systemdienlich betrie-
ben und ausgelegt würden, was zu unnötigen Kosten im ge-
samten Stromsystem führe.11

Um das System günstiger zu machen, wird insbesondere 
vorgeschlagen: 

1. eine Ausbaubegrenzung vorzunehmen (CDU/CSU/SPD 
2013: 51; VKU 2013; BDEW 2013);

2. auf ein Ausschreibungssystem umzustellen (CDU/CSU/
SPD 2013: 54; BDEW 2013; VKU 2013: 3);

3. die Direktvermarktung verpflichtend zu machen und die 
Festvergütung abzuschaffen (Öko-Institut 2014; SRU 
2013; Agora Energiewende 2013);

4. nicht die eingespeiste Ökostrommenge zu finanzieren, 
sondern die Kapazitäten von EEG-Anlagen (Öko-Institut 
2014; BDEW 2013; VKU 2013: 5).

4.2.2  DIE ERWIDERUNG

Vergleich der Kosteneffizienz verschiedener Finanzie-
rungsinstrumente

Welche politischen Instrumente zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien die kosteneffizientesten sind, wird seit vielen Jahren  
in der Wissenschaft und Politik diskutiert. Zahlreiche wissen-

11    Siehe hierzu Kapitel 4.4.
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Deutschland ist aber vergleichsweise klein – und in erheb- 
lichem Maße zersiedelt. Daher könnte es hier deutlich schwe- 
rer werden, jährlich Angebote für eine neu zu installierende 
Leistung zu erhalten, die in der Größenordnung der bislang 
unter idealen Bedingungen tatsächlich hinzugebauten Leis-
tungen liegt – oder gar darüber (IZES 2014: 59). Seit dem 
Jahr 2000 wurde in Deutschland eine Leistung von durch-
schnittlich rund 2.350 MW pro Jahr installiert. Laut Markt-
analyse für Windenergie an Land des BMWi müssen in 
Deutschland bis 2025 jährlich zwischen 2.900 und 5.700 MW 
ans Netz gehen, um das alte Ausbauziel des EEG 2014 von 
netto 2.500 MW zu erreichen (BMWi 2015d: 7). Auch die im 
Referentenentwurf des EEG 2016 vorgesehenen jährlich 
brutto auszuschreibenden 2.800 MW bzw. ab 2020 2.900 
MW Windenergie an Land liegen deutlich über dem durch-
schnittlichen Zubau seit dem Jahr 2000. Nur in den Jahren 
2002, 2014 und 2015 wurden Windenergieanlagen an Land 
mit einer Leistung von mehr als 2.900 MW in Deutschland 
ans Netz genommen (BMWi 2016a: 8, 2016c: § 4 Abs. 1). Da-
mit ist zumindest unsicher, ob bei der Ausschreibung einer 
installierten Leistung von 2.900 MW für Windenergieanlagen 
an Land pro Jahr mehr Angebote als Nachfrage vorliegen 
werden – und damit ein günstiger Preis erzielt werden kann 
(VCI 2016).

Unabhängig davon ist für einen kostengünstigen Öko- 
stromausbau sehr wichtig, dass eine kontinuierliche Politik ver- 
folgt wird. Dies bezieht sich sowohl auf einen regelmäßigen 
Ausbau als auch auf eine verlässliche und kontinuierliche Ge-
setzgebung. Denn jede Änderung der Finanzierungssyste- 
matik führt automatisch zu Investitionsunsicherheit und damit 
zu höheren Finanzierungskosten.

4.2.3  SCHLUSSFOLGERUNGEN: VOR ALLEM 
OPTIONEN IM BESTEHENDEN SYSTEM NUTZEN

Im Vergleich zum Technologiemix hat die Wahl des Finanzie-
rungsinstruments bzw. eine Optimierung der jeweiligen Ver-
gütungshöhe einen vergleichsweise geringen Einfluss. 

Bei bestimmten teuren Technologien kann überlegt wer-
den, ob Teile der Verstromungskosten von anderen Akteuren 
übernommen werden können. So trägt die relativ teure  
Gülleverstromung nicht nur zur Substitution konventioneller 
Kraftwerke bei. Sie entlastet das Klima ferner durch die ein-
gesparten Treibhausgasemissionen bei der Ausbringung der 
unbehandelten Gülle. Diese ist auch für den Klima- und Natur-
schutz sowie die Gewässer deutlich problematischer als die 
Ausbringung des Gärrestes einer mit Gülle beschickten Bio-
gasanlage. Eine Behandlung von Gülle vor der Ausbringung 
hat also viele Vorteile. Daher könnte überlegt werden, ob die 
natur-, gewässer- und klimafreundliche Entsorgung von Gülle 
verpflichtend gemacht werden könnte. Die entstehenden 
Kosten würden dann nicht von den Stromverbraucher_innen 
finanziert, sondern von den Verursacher_innen der Güllepro-
duktion. Die relativ geringen Zusatzkosten einer Verstromung 
könnten weiter über das EEG finanziert werden.

Insbesondere aufgrund der Erfahrungen mit offensichtlich 
zu hohen Vergütungssätzen und dem sehr schnellen Ausbau 
bei der Photovoltaik zwischen 2009 und 2011 sollte darüber 
nachgedacht werden, ob die staatliche Regulierung in die 
Lage versetzt werden sollte, mit einem besseren Wissen die 

schaftliche Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, dass 
andere Finanzierungsinstrumente, inkl. Ausschreibungssysteme, 
keinesfalls zu niedrigeren Vergütungssätzen führen müssen 
als eine administrative Festlegung der Einspeisevergütung. Als 
Gründe dafür werden vor allem die zusätzlichen Investitions- 
risiken und damit höhere Finanzierungs- sowie höhere Trans- 
aktionskosten genannt, die zwangsläufig mit Ausschreibungs- 
oder Quotensystemen einhergehen (ISI et al. 2016; DIW 
2014a; IZES 2014: 1; ISI/EEG 2010; Butler/Neuhoff 2005; EEG 
et al. 2004; Patlitzianas et al. 2004; Lorenzoni 2003).

Zu einem ähnlichen Ergebnis kam die Europäische Kommis- 
sion. Sie stellte 2008 fest, dass insbesondere für Windener- 
gieanlagen an Land und Photovoltaik im Jahr 2008 gut aus-
gestaltete administrativ festgelegte Einspeisevergütungen 
die effizientesten und effektivsten Finanzierungsinstrumente 
für den Ausbau der erneuerbaren Energien im Strombereich 
sind („well-adapted feed in tariff regimes are generally the most 
efficient and effective support schemes for promoting renew- 
able electricity“). Die Kommission verglich damals sowohl die 
Wirkung auf den Ausbau als auch die resultierenden Vergü-
tungen verschiedener Finanzierungssysteme, vor allem für ad- 
ministrativ festgelegte Einspeisevergütungen, Quotensysteme 
und Ausschreibungen (Europäische Kommission  2008: 3).

In einer aktuellen Studie der Europäischen Kommission 
wurde ferner festgestellt, dass die „gewichteten durchschnitt- 
lichen Kapitalkosten“ (Weighted Average Cost of Capital – 
WACC) bei Ökostromprojekten entscheidend durch die Politik 
beeinflusst werden. Je höher die Kapitalkosten, desto höher 
sind die Finanzierungskosten und die von Investor_innen ver-
langte Mindestrendite. Entsprechend teurer wird das Projekt 
und desto höher werden die Kosten für die Verbraucher_innen. 
Im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten der EU hat Deutsch-
land hier bislang eine Spitzenposition eingenommen – prak-
tisch nirgends sonst waren die Kapitalkosten für Ökostrom-
projekte so günstig. Mit einem Umstieg auf ein anderes Finan- 
zierungssystem werden allerdings die Kapitalkosten zwangs-
läufig deutlich steigen, da das Investitionsrisiko steigt. Dies 
macht den Ökostromausbau notwendiger Weise teurer (ISI  
et al. 2016: 52).

Ausschreibungssysteme: Kosteneffizienz nur bei  
ausreichendem Wettbewerb

Bei der geplanten Umstellung auf ein Ausschreibungssystem 
hat das BMWi wiederholt betont, dass diese nur dann zu an- 
gemessenen Vergütungen führen kann, wenn ausreichender 
Wettbewerb besteht (Gabriel 2014; BMWi 2015a: 2). Das  
bedeutet, dass in einem Ausschreibungssystem auch mittel- 
und langfristig deutlich mehr Leistung geboten werden 
muss, als ausgeschrieben wurde. Anders formuliert: Es muss 
bei jeder Ausschreibung und jeder Ausschreibungsrunde 
Teilnehmer_innen geben, die nicht zum Zug kommen. Bei der 
Ausschreibung von Windenergieanlagen an Land in einem 
sehr großen Land wie beispielsweise Brasilien ist es relativ ein- 
fach, viele potenzielle Standorte zu finden, sodass es in den 
Ausschreibungsrunden ausreichend Bewerbungen für einen 
intensiven Wettbewerb gibt. Neben den besonders guten 
Windbedingungen ist dies ein weiterer Grund für die dort nach 
Ausschreibungen ermittelten niedrigen Vergütungshöhen 
(IZES 2014: 59, 64).
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Vergütungen anzupassen. Dies könnte geschehen, indem  
sie mit entsprechenden eigenen Kompetenzen ausgestattet 
würde. Bislang lassen sich die zuständigen Stellen von Wis-
senschaftler_innen beraten, mit denen jeweils ein mehrjähriger 
Forschungsvertrag abgeschlossen wird. In diesen Vorhaben 
mussten bislang in relativ kurzer Zeit Ergebnisse vorgelegt 
werden, die dann für die Bundesregierung die wesentliche 
Grundlage für den Entwurf eines neuen EEG darstellten. 

Um in eine deutlich bessere Grundlage zur Festlegung der 
Vergütungshöhen versetzt zu werden, könnte in den zustän- 
digen Stellen – ergänzend zu den wissenschaftlichen Vorha-
ben – eine eigene Arbeitseinheit eingerichtet werden, deren 
Aufgabe allein in der Ermittlung der Stromgestehungskosten 
von neuen Ökostromanlagen bestünde. Mit dem Wissen 
könnte die Bundesregierung belastbarere Vorschläge für zu-
künftige Vergütungshöhen vorlegen. Sie wäre unabhängiger 
von Informationen der Wirtschaftslobby und könnte diese 
besser verifizieren. Sie könnte im Bundestag überzeugender 
für die eigenen Vorschläge werben. Damit würden die Ver-
gütungshöhen mit hoher Wahrscheinlichkeit treffsicherer und 
ggf. niedriger festgelegt als bisher, ohne dass neue relevante 
Risiken für den Ausbau oder für die Investor_innen in Kauf ge- 
nommen werden müssen (Leuphana Universität Lüneburg/
Nestle 2014: 110 f.). Die Einrichtung einer solchen Arbeits- 
einheit würde sich auch dann lohnen, wenn die geplante teil- 
weise Umstellung auf ein Ausschreibungssystem umgesetzt 
wird. Denn nach den Plänen der Bundesregierung gibt es auch 
nach der grundsätzlichen Systemumstellung Bereiche, in denen 
weiterhin die Vergütungshöhe administrativ festgelegt wer-
den soll (BMWi 2015a). Ferner könnte die Bundesregierung 
dann besser überprüfen, ob das Ausschreibungssystem tat-
sächlich zu angemessen niedrigen Vergütungshöhen führt.

Als weitere, davon grundsätzlich unabhängige Maßnahme 
besteht die Option, die Vergütungshöhen nicht im Gesetz 
und durch den Bundestag festlegen zu lassen, sondern durch 
die Regierung, ggf. mit Zustimmung durch den Bundestag. 
Damit könnte die Vergütungshöhe schneller an geänderte Kos- 
ten angepasst werden. Es müsste allerdings sichergestellt 
werden, dass mit den so festgelegten Vergütungen der Öko- 
stromausbau in der vom Bundestag gewünschten Geschwin-
digkeit tatsächlich stattfinden kann. 

4.3  FEHLENDER WETTBEWERB

4.3.1  DAS ARGUMENT

Die administrativ festgelegten EEG-Vergütungen sichern jedem 
bzw. jeder Investor_in für 20 Jahre garantierte Einnahmen für 
den eingespeisten Strom aus Erneuerbaren-Energien-Anlagen 
zu. Es wird kritisiert, dass damit Wettbewerb verhindert wür-
de, dies garantierten Gewinnen entspräche und marktwirtschaft- 
lichen Prinzipien widerspreche. Wettbewerb sei aber nötig, 
um eine technologische Entwicklung und günstige Preise zu 
ermöglichen. Dies gelte innerhalb einer Ökostromtechnolo-
gie wie beispielsweise Wind- oder Solarenergie, zwischen den 
einzelnen Ökostromtechnologien und zwischen den erneu-
erbaren und konventionellen Stromerzeugungsanlagen.

Um den Wettbewerb zu stärken, wird insbesondere vor-
geschlagen, auf ein Ausschreibungssystem umzustellen 

(BDEW 2013; CDU/CSU/SPD 2013: 54; VKU 2013). Teilweise 
wird auch vorgeschlagen, ein Quotensystem umzusetzen  
(ifo 2012; RWI 2012: 34 ff.; Monopolkommission 2011: 23).

4.3.2  DIE ERWIDERUNG

Nur die Vergütungshöhe ist garantiert –  
nicht die Gewinne

Zwar wurden mit dem EEG feste bzw. sehr gut abschätzbare 
Vergütungshöhen für jede Kilowattstunde Ökostrom festge-
legt. Das allerdings garantiert noch keine Gewinne. 

Um Gewinne zu erwirtschaften, müssen die Einnahmen 
über den Ausgaben liegen. Beide können sich anders dar-
stellen, als bei der Festlegung der Vergütungen durch den 
Staat und der Planung eines Projekts angenommen wurde. 
Je nach Verlauf eines Projekts ist es möglich, dass keine Ge-
winne oder gar Verluste entstehen. So sind auf Grundlage 
der im EEG festgelegten Einspeisevergütungen zahlreiche Pro- 
jekte durchgeführt worden, die reale Verluste hinnehmen 
mussten.

Beispielsweise können die Einnahmen aufgrund einer nied- 
rigen Stromerzeugung kleiner sein als unterstellt oder ge-
plant – schließlich hat das EEG nie garantiert, dass eine ein-
zelne Anlage eine bestimmte Menge Strom erzeugen und 
einspeisen kann. Gründe für Mindereinspeisungen können 
eine falsche Wind- oder Sonnenprognose sein oder eine 
schlechtere Performance der Ökostromanlage, beispielsweise 
durch fehlerhafte Windflügel. Auch die Kosten können höher 
sein als geplant, da beispielsweise die Pacht für den Standort 
besonders hoch ist, der Boden besonders aufwendige Fun-
damente erfordert oder die Anlagenpreise gestiegen sind. 
Kommen zu viele negative Punkte zusammen, können trotz 
administrativ festgelegter Vergütung keine Gewinne erzielt 
werden, teilweise entstehen gar Verluste. 

Im Übrigen werden in der Energiewirtschaft auch andere 
Preise nicht im Wettbewerb gefunden, beispielsweise im Be-
reich der Stromnetze. Auch in diesen Fällen müssen Investor_
innen geringere Risiken eingehen und können daher mit  
ungewöhnlich hoher Wahrscheinlichkeit auskömmliche Ren-
diten erwirtschaften.

Das EEG hat einen enormen Wettbewerb erzeugt

Zwar gibt es im System der administrativ festgelegten Ein-
speisevergütung keinen Wettbewerb um den günstigsten Er-
zeugungspreis für Ökostrom und keinen Wettbewerb zwi-
schen beispielsweise Photovoltaik- und Biomasseanlagen. Der 
starke Ausbau von Windenergie-, Photovoltaik- oder Biomasse- 
anlagen in Deutschland war und ist aber zwangsläufig mit 
einer hohen Nachfrage nach entsprechenden Anlagen und 
Dienstleistungen verbunden. Dies hat einen starken interna- 
tionalen Wettbewerb beispielsweise unter Anlagenhersteller_ 
innen und Projektierer_innen ausgelöst. Projektierer_innen 
prüfen sehr genau, welche Anlage von welchem Hersteller 
bzw. welcher Herstellerin für sie die beste ist, und verhan-
deln einen günstigen Preis. Und Investor_innen vergleichen 
Angebote verschiedener Projektierer_innen. So sind allein in 
Thüringen aktuell rund 90 Projektierer_innen für Windenergie- 
anlagen tätig (e21 2015: 3). 
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4.4  FEHLENDE MARKTINTEGRATION UND 
SYSTEMDIENLICHE ANREIZE

4.4.1  DAS ARGUMENT

Insbesondere den fluktuierenden erneuerbaren Energien wie 
Wind- und Solarenergie wird vorgeworfen, dass sie Strom 
völlig unabhängig vom Strombedarf ins Netz einspeisen. Aus 
dieser Kritik erwächst häufig die Forderung, dass des EEG 
mehr Anreize setzen sollte, Ökostromanlagen bedarfsgerecht 
auszulegen und zu betreiben. Insbesondere sollten die EEG- 
Anlagen ihre Stromeinspeisung unterbrechen, wenn am Strom- 
markt negative Strompreise vorliegen.
Darüber hinaus wurde kritisiert, dass sich EEG-Anlagenbe-
treiber_innen nicht darum kümmern müssten, ihren Strom zu 
vermarkten, verlässlich abzuschätzen und anzugeben, wann 
sie wie viel Strom einspeisen würden und im Falle einer Fehl-
prognose Ausgleichsstrom vorzuhalten. All dies wirkt sich 
nach Auffassung der Kritiker_innen negativ auf die Versor-
gungssicherheit aus.

Um die Marktintegration zu stärken und die Anreize für 
eine systemdienlichere Fahrweise und Auslegung zu erhöhen, 
wird insbesondere vorgeschlagen:

1. die Direktvermarktung verpflichtend zu machen und die 
Festvergütung abzuschaffen (Öko-Institut 2014; SRU 2013; 
Agora Energiewende 2013);

2. statt der gleitenden eine fixe Marktprämie einzuführen 
(Öko-Institut 2014; BDEW 2013);12 

3. statt der Finanzierung der Strommengen (in kWh) die Ka-
pazität (in kW) einer Anlage zu finanzieren (Öko-Institut 
2014);

4. ein Quotensystem einzuführen (ifo 2012; RWI 2012: 34; 
Monopolkommission 2011: 23).

4.4.2  DIE ERWIDERUNG

Schon immer hatten unterschiedliche Kraftwerke bei der Strom- 
versorgung unterschiedliche Aufgaben. Vor der Energiewende 
und dem starken Wachstum der erneuerbaren Energien waren 
vor allem Erdgas- und Pumpwasserkraftwerke dafür zustän-
dig, die Stromproduktion an den kurzfristig schwankenden 
Stromverbrauch anzupassen. Atomkraft-, Steinkohle-, Wasser-
kraft- und Kraft-Wärme-Kopplungs-Kraftwerke lieferten dage- 
gen die sogenannte Grundlast – die Last, die praktisch stän-
dig benötigt wurde. Die Grundlastkraftwerke mussten daher 
ihre Stromerzeugung kaum steuern und dem Strombedarf 
anpassen – viele waren darauf auch nicht ausgelegt. Sie er-
zeugten Strom zu niedrigen betriebswirtschaftlichen Kosten, 
aber zulasten der Umwelt. Zwar sind die meisten konventio-
nellen Kraftwerke inzwischen deutlich flexibler als noch vor 
wenigen Jahren. Eine Reduktion der Stromerzeugung auf null 
ist allerdings bei vielen Kraftwerken auch heute nicht möglich 
(Lambertz et al. 2012).

Mit einem hohen und steigenden Anteil von Wind- und 
Photovoltaikanlagen sinkt der Bedarf an traditionellen Grund- 
lastkraftwerken. Je häufiger die Stromeinspeisung dieser An- 

12    Diese Forderung hat der BDEW inzwischen verworfen (BDEW 2015).

Aufgrund dieses Wettbewerbs wurde nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in vielen anderen Staaten von privater Seite in 
Bau, Entwicklung und Erforschung von Wind- und Photovoltaik- 
anlagen investiert. Dies hat dazu geführt, dass die Anlagen 
sowohl deutlich effizienter als auch effektiver und Ökostrom-
projekte immer professioneller projektiert wurden. So sind 
die Kosten von Solarmodulen zwischen 2000 und 2013 um 
76 Prozent gesunken (DGS/BSW-Solar 2015). Entsprechend 
konnten die Vergütungen für Strom aus Photovoltaikanlagen 
zwischen 2004 und 2015 um rund 80 Prozent gesenkt werden 
(EEG 2004: § 11.1 f., 2014: § 51.1 f.). Eine ebenfalls beeindru-
ckende technologische Entwicklung hat bei Windenergieanlagen 
stattgefunden. So erzeugt eine moderne Windenergieanlage 
heute etwa neun Mal so viel Strom wie eine durchschnittli-
che Anlage Mitte der 1990er-Jahre (BWE 2015: 12). 

Diese positive Entwicklung wurde durch den Wettbewerb 
ermöglicht, den das EEG initiiert hat. Er hat dazu geführt, dass 
viele Ökostromtechnologien heute technisch ausgereift und 
nicht mehr teurer sind als neue konventionelle Kraftwerke. 
Ihr verstärkter Einsatz wird daher in zahlreichen anderen Staaten 
ebenfalls forciert.

Auch im bestehenden EEG werden die günstigsten 
Standorte erschlossen und die am besten geeigneten 
Anlagen gewählt

Zwar stehen bei einer administrativ festgelegten Vergütungs-
höhe die potenziellen Standorte für Wind- oder Photovoltaik- 
anlagen nicht in Konkurrenz, da grundsätzlich für alle Stand-
orte eine Vergütung ausgezahlt werden muss. Dennoch wird 
bei der Wahl eines Standortes darauf geachtet, möglichst 
gute Bedingungen vorzufinden. Denn dann sind die erzielbaren 
Erlöse höher und die entstehenden Kosten niedriger. Auf 
den ausgewählten Standorten wiederum wird genau darauf 
geachtet, durch die Auswahl der Anlagen und deren Anord-
nung den Stromertrag zu maximieren – und damit den Gewinn. 

Das bedeutet allerdings nicht, dass jeder gute Standort 
mit den jeweils effizientesten Anlagen genutzt würde. Denn 
neben der Frage der Ertragsoptimierung spielen Aspekte wie 
Genehmigungsfähigkeit oder Akzeptanz eine Rolle. Dadurch 
werden bei vielen Standorten die Anzahl der Anlagen, die 
Höhe der Anlage oder der Rotordurchmesser etc. begrenzt, 
was den Gewinn schrumpfen lässt. Dies ist aber unabhängig 
vom Finanzierungsinstrument.

4.3.3  SCHLUSSFOLGERUNGEN: PRAKTISCH 
KEIN ÄNDERUNGSBEDARF ERKENNBAR

Das bisherige EEG hat einen enormen Wettbewerb in der Bran- 
che der erneuerbaren Energien erzeugt und zu einer großen 
Zahl von Wettbewerber_innen geführt. Dies hat zu einer be-
eindruckenden technologischen Entwicklung und zur deut- 
lichen Kostensenkung beigetragen. Andere Instrumente zur 
Finanzierung der erneuerbaren Energien im Strombereich 
müssen sich an dieser Entwicklung messen lassen. Sowohl 
Ausschreibungssysteme als auch Quotensysteme drohen da-
gegen, Akteursvielfalt und Akteursvielzahl zu reduzieren und 
damit die Wettbewerbsintensität im Vergleich zum bisheri-
gen Finanzierungssystem zu verringern. Dies gilt grundsätzlich 
für alle Ökostromtechnologien.
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lagen für einzelne oder mehrere Stunden in den Bereich des 
gesamten Stromverbrauchs kommt, desto mehr werden un-
flexible Grundlastkraftwerke zu einem Problem für die Strom- 
versorgungssicherheit. Daher muss bei einem weiter wach-
sendem Ökostromanteil vor allem der konventionelle Kraft-
werkspark weiter flexibilisiert und müssen neue Flexibilitäts- 
optionen angereizt werden. Im zukünftigen klimafreundlichen 
Kraftwerkspark erzeugen Wind- und Photovoltaikanlagen 
den kostengünstigen Strom – und ersetzen damit die traditi-
onellen Grundlastkraftwerke. Die Flexibilitätsoptionen müssen 
dann nicht mehr nur den schwankenden Stromverbrauch, 
sondern auch die schwankende Stromeinspeisung der fluktu-
ierenden Ökostromtechnologien ausgleichen.

Für die Optimierung der Flexibilitätsoptionen steht eine Rei-
he politischer Instrumente zur Verfügung, beispielsweise die 
Anpassung der Netzentgelte, der Regelenergiemärkte und 
des Bilanzkreis- und Ausgleichsenergiesystems (UBA 2015b: 
136 ff., 157 ff., 176 ff.). Ferner würde die Verstärkung der 
kurzfristigen Strompreisschwankungen die Flexibilität konven- 
tioneller Kraftwerke anreizen. Dies könnte durch eine Dyna-
misierung von bislang festen Aufschlägen auf den Strompreis 
erfolgen, z. B. der EEG- und KWK-Umlage sowie den Netz- 
entgelten (IWES/Energy Brainpool 2015: 45). Vieles davon wird 
nicht im EEG geregelt, sondern in anderen energiewirtschaft- 
lichen Gesetzen und Verordnungen.

Dennoch können Windenergie- und Photovoltaikanlagen 
dazu beitragen, den Bedarf an Flexibilitätsoptionen zu mini-
mieren, Systemdienstleistungen bereitzustellen und damit ggf. 
die Gesamtkosten zu senken – und tun das schon heute. 

Die Marktprämie

Bis 2012 definierte das EEG ausschließlich feste Vergütungen. Um 
sie zu erhalten, mussten Anlagenbetreiber_innen ihren Strom 
nur ins Netz einspeisen, ihn aber nicht am Markt verkaufen. 
Insbesondere aus dieser Zeit stammt die Kritik, dass das EEG 
die Marktintegration der erneuerbaren Energien verhindere. 

Auch vor diesem Hintergrund wurde im Jahr 2012 die op-
tionale Marktprämie eingeführt. Anlagen, die mit ihr finan-
ziert werden, verkaufen ihren Strom am Großmarkt wie bei-
spielsweise die Börse EEX. Seit 2014 ist diese Direktvermark- 
tung für Neuanlagen grundsätzlich verpflichtend, die einstige 
Festvergütung ist praktisch abgeschafft. Neuanlagen müssen 
seitdem ihren Strom selber vermarkten und nutzen in aller 
Regel das Marktprämiensystem. Bereits Mitte 2014 wurden 
alle Offshore-Windenergieanlagen, knapp 90 Prozent aller 
Windenergieanlagen an Land, knapp 70 Prozent aller Bio-
masseanlagen und gut 15 Prozent der installierten Leistung 
der Photovoltaikanlagen über das Marktprämienmodell  
direkt vermarktet (ISI 2014: 4). Sie sind damit den kurzfristig 
schwankenden Preisen am Markt ausgesetzt und haben ei- 
nen entsprechenden Anreiz, ihre Einspeisung bzw. ihre Aus-
legung daran zu orientieren. Das gilt seit dem EEG 2014 für 
alle Neuanlagen. Ferner müssen die Betreiber_innen dieser 
Anlagen verlässlich abschätzen und angeben, wann sie wie 
viel Strom einspeisen werden, und im Falle einer Fehlprognose 
Ausgleichsstrom vorhalten – eine Anforderung, die grund-
sätzlich auch in einem Festpreissystem aufgestellt werden 
könnte. Bereits seit 2012 wurden somit bestehende und neue 
EEG-Anlagen deutlich stärker in den Strommarkt integriert.

Eine Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes kommt 
zum Ergebnis, dass die gleitende Marktprämie tatsächlich 
Anreize für eine bedarfsgerechte Auslegung und zur Vermei-
dung des Weiterbetriebs bei negativen Strompreisen setzt. 
Ferner sei sie im Vergleich zu alternativen Vergütungssyste-
men zielführend, sodass mögliche Weiterentwicklungen in 
diesem Rahmen erfolgen sollten (UBA 2015b: 123 f.). Die Ein-
führung der Marktprämie dürfte beispielsweise dazu beigetra-
gen haben, dass Photovoltaikanlagen heute immer weniger 
strikt nach Süden ausgerichtet werden. So werden Photovol-
taik-Freiflächenanlagen teilweise nach Osten und Westen 
ausgerichtet. Da so auf der gleichen Fläche mehr Module in-
stalliert werden können, erhöht diese Anlagenauslegung den 
Stromertrag insgesamt. Dies gilt insbesondere in den Morgen- 
und Abendstunden, in denen die durchschnittlichen Erlöse 
höher sind als zur Mittagszeit. Zur Mittagszeit sind die Erlöse 
dagegen geringer, wenn erstens die Erlöse niedriger sind 
und zweitens die Gefahr einer Netzüberlastung stärker ist 
(e21 2015: 4 f.).

Die Flexibilitätsprämie für Biomasseanlagen

Zusätzlich zur „gleitenden Marktprämie“ wurde bereits mit 
dem EEG 2012 die Flexibilitätsprämie für Biomasseanlagen 
eingeführt. Denn diese eignen sich grundsätzlich sehr gut, 
dann Strom einzuspeisen, wenn der Bedarf besonders hoch 
ist. Dafür müssen die bestehenden Anlagen umgerüstet wer-
den. Notwendig sind beispielsweise Biogasspeicher, die Stei-
gerung der installierten Stromerzeugungsleistung oder im Falle 
von Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen Warmwasserspeicher. 
Da die möglichen Zusatzeinnahmen einer bedarfsgerechten 
Einspeisung am Markt für eine Umrüstung derzeit nicht aus- 
reichen, werden diese mit der Flexibilitätsprämie finanziert.

Systemdienlichkeit im bestehenden System

Unabhängig von der Umstellung auf das Marktprämiensystem 
sind insbesondere Windenergieanlagen in den letzten zehn 
Jahren bezüglich ihrer Systemdienlichkeit deutlich besser ge-
worden. Schon zu Zeiten vor Einführung der „gleitenden 
Marktprämie“ wurden immer höhere Windenergieanlagen 
mit immer größeren Rotordurchmessern gebaut, während  
im Vergleich zu den technischen Möglichkeiten der Anstieg 
der Leistung der Anlagen gering blieb. So hat sich das Ver-
hältnis zwischen Generatorleistung und überstrichener Rotor- 
fläche13 zwischen 1996 und 2011 durchschnittlich kaum ge-
ändert, während die Nabenhöhe kontinuierlich stieg. Seit 2011 
ist dieses Verhältnis sogar gesunken – bei weiter steigenden 
Nabenhöhen (Deutsche WindGuard 2015: 7 f.). Diese Entwick- 
lungen tragen maßgeblich dazu bei, dass die Volllaststunden 
neuer Windenergieanlagen steigen.

Negative Strompreise

Es bleibt die Kritik, dass im bestehenden System EEG-Anlagen 
auch dann Strom einspeisen, wenn am Spotmarkt der Strom-

13    Die „überstrichene Rotorfläche“ entspricht der Fläche, die von den 
Flügeln einer Windenergieanlage während ihrer Drehung überstrichen wird.
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werden, um den Umbau bestehender Anlagen zu beschleu-
nigen. Die in der Diskussion befindliche Verlängerung des 
Vergütungszeitraums für bestehende Anlagen könnte dabei 
genutzt werden. Angesichts der hohen Stromerzeugungs-
kosten von mit Anbaubiomasse betriebenen Biogasanlagen, 
der Knappheit von Biomasse und der Stagnation des Anteils 
der erneuerbaren Energien in den Bereichen Wärme/Kälte 
und Verkehr kann ferner überlegt werden, ob die Förderung 
der Biomasse zukünftig Sektor übergreifend ausgestaltet 
werden sollte.

Bei den fluktuierenden erneuerbaren Energien ist fraglich, 
ob eine Marktintegration tatsächlich zu einem systemdienli-
cheren Betrieb oder Auslegung führen kann. Angesichts der 
deutlich systemdienlicheren Auslegung moderner Anlagen 
im Vergleich zu älteren Anlagen und den zusätzlichen Kosten 
einer weiteren Verbesserung erscheinen weitere Anreize 
fraglich. Bei der Windenergie an Land könnte – bei Beibehal-
tung der bestehenden grundsätzlichen Fördersystematik – 
ggf. eine Optimierung des Referenzertragsmodells zu einer 
systemdienlicheren Auslegung führen (DIW 2015c).

Sollte eine Abregelung von Ökostromanlagen bei negativen 
Spotmarktpreisen angestrebt werden, wäre dies im Rahmen 
einer administrativ festgelegten Vergütungshöhe umsetzbar. 
Das zeigt die im EEG 2014 bestehende Regelung, nach der 
EEG-Anlagen keine Vergütung mehr erhalten, wenn über einen 
Zeitraum von sechs Stunden negative Preise bestehen (EEG 
2014: § 24 Abs. 1). 

4.5  GLEICHES RISIKO FÜR ALLE –  
DAS EINHEITLICHE MARKTDESIGN

4.5.1  DAS ARGUMENT

Aufgrund des derzeitigen EEG agieren Investor_innen im Be-
reich konventioneller Energien unter anderen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen als im Bereich der erneuerbaren 
Energien. Insbesondere müssen Investor_innen bei konven- 
tionellen Kraftwerken das langfristige Risiko bezüglich des 
Strompreises eingehen, bei EEG-Anlagen müssen sie dies nicht. 
Denn auch im System der „gleitenden Marktprämie“ können 
Investor_innen sicher sein, dass sie langfristig für jede Kilo-
wattstunde Ökostrom, die sie einspeisen wollen, sowohl die 
Marktprämie als auch einen Erlös am Markt einnehmen  
können. Deren Summe bleibt über den gesamten Vergütungs- 
zeitraum annähernd konstant.

Diese ungleiche Behandlung von Marktteilnehmer_innen 
sei in einem Marktsystem nur übergangsweise akzeptabel. 
Daher müssten die Betreiber_innen von Ökostromanlagen 
mehr Risiken übernehmen. Ferner müsse die Finanzierung 
des Ausbaus von Ökostromanlagen so umgestellt werden, dass 
sie mittel- bis langfristig in ein gemeinsames und einheitli-
ches Marktdesign für alle Stromerzeugungstechnologien über- 
führt werden kann. Dieses einheitliche Marktdesign soll den 
Einsatz bestehender und den Bau neuer Stromerzeugungsan- 
lagen marktgesteuert regeln (Öko-Institut 2014: 53; BDEW 
2013: 27). Der BDEW hat diese Position allerdings inzwischen 
aufgegeben (BDEW 2015).

Um für alle Stromerzeuger_innen einheitliche Risiken zu 
etablieren, wird vorgeschlagen, statt der gleitenden eine fixe 

börse negative Preise vorliegen. Zumindest solange diese ent- 
stehen, obwohl noch konventionelle Kraftwerke am Netz 
sind, ist es umstritten, ob Wind- und Photovoltaikanlagen ihre 
Einspeisung tatsächlich drosseln sollten. Denn diese Anlagen 
erzeugen Strom zu Grenzkosten von nahe null, während alle 
konventionellen Kraftwerke deutlich höhere Grenzosten auf-
weisen. Ferner erzeugen Wind- und Photovoltaikanlagen im 
Betrieb praktisch keine Treibhausgasemissionen, fossile Kraft-
werke schon (UBA 2015b: 123, Fußnote 128; EnKliP 2015b: 
39 f.; arrhenius 2013: 31; IZES et al. 2013: 70). Gemessen an 
zwei von drei Kriterien der energiewirtschaftlichen Zieltrias 
ist somit die Abregelung von Wind- und Photovoltaikanlagen 
bei negativen Strompreisen nachteilig – bei der Wirtschaftlich- 
keit und bezüglich des Umweltschutzes.

Kostenanalyse für Marktintegrationsinstrumente für 
fluktuierende erneuerbare Energien

Da die fluktuierenden erneuerbaren Energien wetterabhängig 
sind und bleiben, sollte sorgfältig geprüft werden, ob die 
Ziele der energiewirtschaftlichen Zieltrias durch eine weitere 
Marktintegration tatsächlich besser erfüllt werden können. 
Insbesondere müssen den ökonomischen Vorteilen für das 
Gesamtsystem die Kosten, die mit einer Marktintegration 
einhergehen, überwiegen. Schließlich kostet bereits die Markt- 
integration der fluktuierender erneuerbaren Energien auf Basis 
der „gleitenden Marktprämie“ pro Kilowatt eingespeistem 
Ökostrom 0,4 Cent – das sind rund fünf Prozent der Gesamt-
vergütung für Windenergieanlagen an Land (EEG 2014 § 37 
Abs. 3). 

In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft werden, ob 
es günstiger ist, wenn viele Einzelakteur_innen Einspeise- 
prognosen erstellen und Fahrplanabweichungen ausgleichen 
– oder ob es volkswirtschaftlich vorteilhafter wäre, wenn 
dies von einem zentralen Akteur gemacht würde. Das würde 
verhindern, dass beispielsweise Betreiber_innen von Photo-
voltaikanlagen aufgrund einer unerwartet starken Bewölkung 
Ersatzenergie kaufen müssen, obwohl aufgrund ebenfalls  
unerwartet hoher Windgeschwindigkeiten gerade die Wind-
stromeinspeisung höher ist als angenommen. Vor diesem 
Hintergrund ist es umstritten, ob eine Marktintegration sowohl 
volkswirtschaftlich als auch für die Endverbraucher_innen 
tatsächlich Vorteile erzeugt (DIW 2015b: 503–508; Nestle 2011).14

4.4.3  SCHLUSSFOLGERUNGEN: OPTIONEN  
IM BESTEHENDEN SYSTEM NUTZEN

Bereits mit dem EEG 2012 wurde eine weitgehende Markt- 
integration bei den meisten EEG-Anlagen angereizt. Seit dem 
EEG 2014 ist diese Marktintegration für neue Anlagen ver-
pflichtend. Bei bedarfsgerecht regelbaren erneuerbaren Ener-
gien, insbesondere bei Biomasseanlagen, ist dies in jedem 
Fall sinnvoll. Durch deren Umbau hin zu tatsächlich bedarfs-
gerecht steuerbaren Anlagen können sie deutlich system-
dienlicher betrieben werden. Dies wird innerhalb des Systems 
der administrativ festgelegten Marktprämie bereits ange-
reizt. Dieser Anreiz könnte bei Biomasseanlagen ggf. verstärkt 

14    Siehe hierzu Kapitel 6.1.2.
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Marktprämie einzuführen (Öko-Institut 2014; BDEW 2013). 
Für einige Akteur, u. a. die Regierungskoalition, sollte es per- 
spektivisch einen Markt für alle Marktteilnehmer_innen geben 
(Öko-Institut 2014; CDU/CSU 2013: 53).

4.5.2  DIE ERWIDERUNG

Zwar stecken Ökostromtechnologien heute nicht mehr in den 
Kinderschuhen. Die entsprechenden Anlagen sind technisch 
vielfach ausgereift und Hightechprodukte. Die Stromproduktion 
insbesondere mit Windenergie an Land und Photovoltaik- 
Freiflächenanlagen ist heute kostengünstiger als die Strom- 
erzeugung mit neuen konventionellen Kraftwerken. Das be-
deutet aber nicht, dass sie dem gleichen Risiko wie konventi-
onelle Kraftwerke ausgesetzt werden oder mit ihnen in ein 
und demselben Markt agieren sollten.

Das ungleich verteilte Risiko

Das Preisrisiko sorgt in einer Marktwirtschaft dafür, dass Inves- 
titionen nur dann durchgeführt werden, wenn Investor_innen 
von einer entsprechenden Nachfrage und einem entspre-
chenden Preis ausgehen. Die Übernahme des Preisrisikos ist 
allerdings kein Selbstzweck, sondern eine Folge von Wettbe-
werb. Dieser Wettbewerb kann Effizienzgewinne generieren. 

Anders als auf anderen Märkten ist die Nachfrage beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien durch die Festlegung kon- 
kreter Ausbauziele politisch vorbestimmt. Daher führt eine 
Übernahme von Preisrisiken hier nicht automatisch zu einer 
höheren Effizienz. Soll die energiewirtschaftliche Zieltrias  
erfüllt werden, kann es nicht darum gehen, unabhängig von 
den Folgen das Prinzip der gleichen Risikoübernahme für  
alle Investitionen umzusetzen. Vielmehr sollte die politisch be- 
stimmte Nachfrage möglichst kostengünstig erreicht werden 
(BDEW 2013a: 28). 

Mit der Zielsetzung zum Ökostromausbau hat der Staat 
die Entscheidung über die Nachfrage nach Ökostrom bereits 
gefällt, damit muss der Markt sie nicht mehr hervorbringen. 
Er definiert praktisch eine Knappheit, die durch den Strompreis 
nicht angezeigt wird und davon völlig unabhängig ist. Weder 
der aktuell niedrige noch ein absehbar weiter fallender Strom- 
preis am Strommengenmarkt wie beispielsweise der Börse 
darf somit missverstanden werden als ein Anzeichen für ein 
Überangebot von Ökostrom. Vielmehr kann dieser Preis seine 
eigentliche Funktion der Koordination von Angebot und Nach- 
frage hier nicht ausüben.

Die Übernahme von neuen oder die Steigerung bereits 
bestehender Risiken bei der Finanzierung von Ökostrompro-
jekten würde aber zu höheren Renditeanforderungen und 
höheren Kreditkosten führen – und damit zu höheren Kosten 
für das Endprodukt (ISI et al. 2016). Werden also die langfris- 
tigen Preisrisiken auf die EEG-Anlagen überwälzt, erhöht das 
die Kosten des Ökostromausbaus – die von den Stromkund_
innen zu tragen sind (EnKliP 2015b: 26 ff.).

Der einheitliche Markt

Nachdem bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts im Rahmen 
der staatlichen Stromversorgung der Staat bestimmt hat, 
wann wo welches Kraftwerk gebaut werden soll, wurde der 

Strommarkt in der Europäischen Union, den USA und anderen 
Regionen liberalisiert. Er basiert nun auf dem Handel mit 
Strommengen – diese werden schließlich von Kund_innen 
nachgefragt. Dieser „Energy only Market“ sollte insbesonde- 
re folgende Funktionen erfüllen:

1. die kurzfristige Einsatzplanung der bestehenden Strom- 
erzeugungskapazitäten, sodass die Anlagen mit den ge-
ringsten Grenzkosten Strom einspeisen;

2. Signale senden, aufgrund derer Investor_innen entscheiden 
können, ob und welche Kraftwerke neu gebaut oder still- 

 gelegt werden. Der sich daraus ergebene Kraftwerkspark 
soll die Stromversorgungssicherheit gewährleisten.

Die kurzfristige Einsatzplanung

Das System der Steuerung des Einsatzes bestehender Kraft-
werke funktioniert im Energy only Market grundsätzlich gut. 
Er wirkt allerdings auf Anlagen, die über das EEG finanziert 
werden, nur begrenzt. Dies ist in den meisten Fällen nicht 
problematisch. Da Wind-, Photovoltaik- und Wasserkraftanlagen 
praktisch keine Grenzkosten verursachen, sollten sie zumin-
dest dann Strom einspeisen, wenn der Spotpreis nicht negativ 
ist. Im bestehenden EEG-System tun sie das, da sie grund-
sätzlich einen Anspruch auf die Festvergütung bzw. die Markt- 
prämie haben. Das EEG setzt hier somit keine falschen Anreize. 
Anders ist dies bei Biomasseanlagen. Insbesondere Anlagen, 
die mit Anbaubiomasse betrieben werden, haben relativ hohe 
Grenzkosten. Dennoch werden sie aufgrund des EEG auch 
dann betrieben, wenn die Spotmarktpreise niedrig oder gar 
leicht negativ sind. Die gleitende Marktprämie, verbunden 
mit dem Flexibilitätsbonus, setzt hier Anreize, bedarfsgerecht 
einzuspeisen. Diese könnten möglicherweise weiter gestärkt 
werden.15

Die Investitionsentscheidung

Es gibt international unterschiedliche Erfahrungen und Ein-
schätzungen, ob der Strommengenmarkt tatsächlich die rich-
tigen Signale zum Bau neuer Stromerzeugungsanlagen setzen 
und damit die Stromversorgungssicherheit dauerhaft ge-
währleisten kann. Teile der USA, Neuseeland, Chile, Kolumbien, 
Großbritannien, Frankreich und andere Staaten vertrauen 
dem Energy only Market offenbar nicht. Vielmehr schreiben 
sie mithilfe eines zusätzlichen Kapazitätsmarkts die aus Sicht 
der Regierung notwendige sicher einsetzbare installierte 
Leistung aus – oder wollen dies tun (Agora Energiewende 
2015b: 1). Die Entscheidung, welche Leistung betriebsbereit 
zur Verfügung stehen soll, trifft hier also der Staat, nicht der 
Markt. Die Bundesregierung plant dagegen, das Strommarkt- 
design so anzupassen, dass der Markt die notwendigen Signale 
zum Bau von Kraftwerken sendet. Sie möchte darauf verzich-
ten, selber zu bestimmen, wie viele Kraftwerke in Deutschland 
in Betrieb sein sollen (BMWi 2015c: 3).

Ob dies gelingt, bleibt abzuwarten. Da die Liberalisierung 
des Strommarktes weltweit erst vor rund 20 Jahren begann, 

15    Zum Aspekt der Einspeisung bei negativen Strompreisen  
siehe Kapitel 4.4.2.
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Bezüglich der Versorgungssicherheit stellt dies kein Problem 
dar. Denn die Aufgabe, diese dauerhaft zu gewährleisten, 
fällt vor allem den Flexibilitätsoptionen zu (UBA 2015b). Haupt- 
aufgabe der günstigen Ökostromtechnologien wie Winde-
nergie und Photovoltaik wird dagegen die Stromproduktion sein.

fehlen bislang die praktischen Erfahrungen über einen länge-
ren Zeitraum. Da fossile Kraftwerke eine deutlich längere 
technische und betriebswirtschaftliche Lebenszeit haben, wäre 
ein längerer Zeitraum für abschließende Bewertungen not-
wendig. Für eine Reihe von Flexibilitätsoptionen gibt es gute 
Gründe, warum eine Steuerung über einen gut funktionie-
renden Strommengenmarkt erfolgreich sein kann. Gasturbinen, 
Lastmanagement, günstige Stromspeichertechnologien oder 
die Nutzung bestehender Notstromaggregate können mit 
relativ geringen Investitionskosten und in kurzer Planungszeit 
erschlossen werden. Regelbare Anlagen können diese Inves-
titionskosten relativ schnell refinanzieren, wenn die kurzfris- 
tigen Strompreisschwankungen in einem System mit hohen 
Anteilen fluktuierender erneuerbarer Energien und wenigen 
oder keinen Grundlastkraftwerken wie erwartet stärker wer-
den (BMWi 2014b: 13). Unter diesen Rahmenbedingungen 
könnten sich genügend Investor_innen finden, die in diese 
Technologien investieren.

Windenergie- und Photovoltaikanlagen unterscheiden 
sich dagegen von den oben genannten Flexibilitätsoptionen 
stark. Sie können nicht gezielt dann direkt Strom einspeisen, 
wenn der Strompreis gerade hoch ist. Damit sind sie nicht in 
der Lage, innerhalb kurzer Frist sicher ihre Investitionskosten 
wieder einzuspielen. Diese sind bei Windenergie- und Photo-
voltaikanlagen aber vergleichsweise hoch – während die  
Betriebskosten sehr niedrig sind. Daher ist davon auszugehen, 
dass auch ein angepasster Energy only Market nicht in der 
Lage sein wird, den Bau der richtigen Anzahl von Wind- und 
Photovoltaikanlagen anzureizen (IEA 2016: 12). 

Hinzu kommt, dass bei steigenden Anteilen von Wind- 
und Photovoltaikstrom die kurzfristigen Strompreise systema- 
tisch immer dann niedrig sein werden, wenn diese Techno- 
logien gerade viel Strom einspeisen können. Dieser Effekt ver- 
stärkt sich mit steigenden Anteilen fluktuierender Energien 
(Hirth/Schlandt 2016; Öko-Institut 2014: 117). Wenn sich die-
se Anlagen überhaupt an einem Energy only Market refinan-
zieren lassen, dann nur bei extrem hohen Preisen für Kohle, 
Erdgas und Uran sowie CO2 (Höfling 2013). Ob sich diese ho-
hen Preise schnell genug einstellen, um zumindest das poli-
tisch festgelegte Wachstum der erneuerbaren Energien aus-
reichend anzureizen, ist fraglich. Daher wird der Staat eine 
spezifische Finanzierung des Ökostromausbaus organisieren 
und entscheiden müssen, wie hoch die installierte Leistung 
dieser fluktuierenden erneuerbaren Energien sein soll und 
wie viele Anlagen jedes Jahr zugebaut bzw. ersetzt werden 
müssen (Piria et al. 2013: 7; IEA 2016: 12).

Unabhängig davon ist davon auszugehen, dass während 
der gesamten Übergangszeit bis hin zu einer vollständig er-
neuerbaren Stromversorgung eine Überkapazität an Stromer-
zeugungskapazitäten vorliegen wird. Denn bestehende kon-
ventionelle Kraftwerke werden erst dann endgültig vom 
Netz genommen werden können, wenn sowohl ihre Strom-
produktion als auch ihr Angebot von Systemdienstleistun- 
gen von anderen technischen Optionen zuverlässig ersetzt 
worden sind. Aufgrund dieser langfristig anhaltenden Über-
kapazität ist zu erwarten, dass die Durchschnittspreise am 
Stromgroßmarkt dauerhaft unter den Stromerzeugungskosten 
neuer Kraftwerke liegen werden – konventioneller wie er-
neuerbarer. Eine spezifische Finanzierung für neue Ökostrom- 
anlagen ist auch deswegen erforderlich (IEA 2016: 12).
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4.5.3  SCHLUSSFOLGERUNGEN:  
KEIN ÄNDERUNGSBEDARF ERKENNBAR

Bezüglich des volkswirtschaftlich richtigen Einsatzes der be-
stehenden Kraftwerke führt die administrative Festlegung der 
Vergütungshöhe bei Windenergie-, Wasserkraft- und Photo-
voltaikanlagen grundsätzlich zu keinen falschen Entscheidungen. 
Bei Biomasseanlagen und anderen flexibel steuerbaren Öko- 
stromanlagen bestehen jedoch Fehlanreize.

Aufgrund der mittel- und langfristigen politischen Ausbau- 
ziele bei den erneuerbaren Energien spielt bei der Frage, ob 
oder wie viele weitere Windenergie- oder Photovoltaikanlagen 
gebaut werden sollen, der Markt auf absehbare Zeit keine 
Rolle. Ihr Ausbau und eine entsprechende gezielte Finanzierung 
ergeben sich aus der politischen Zielsetzung zum Ökostrom-
ausbau. Es ist daher nicht zielführend, diesen Ausbau von einem 
Marktsignal abhängig zu machen.

Auch langfristig kann angesichts der unterschiedlichen 
Qualitäten und Anforderungen von fluktuierenden erneuer-
baren Energien und den Flexibilitätsoptionen infrage gestellt 
werden, ob ein einheitliches Marktdesign für alle Stromer-
zeugungsanlagen erstrebenswert ist und für die Gewährleis-
tung der Stromversorgungssicherheit Vorteile generieren 
kann. Ferner ist es bislang völlig unklar, wie ein einheitlicher 
Markt in einem Stromsystem mit hohen Anteilen fluktuieren-
der erneuerbarer Energien tatsächlich aussehen könnte. Solange 
dies unklar ist, erscheint eine Reform der Finanzierung er- 
neuerbarer Energien mit dem Ziel einer Anpassung an einen 
unbekannten einheitlichen Strommarkt wenig sinnvoll.

4.6  DAS SYSTEM IST ZU KOMPLIZIERT

4.6.1  DAS ARGUMENT

Die Höhe der Vergütung für Ökostromanlagen nach dem EEG 
ist u. a. abhängig von der Größe der Anlage, dem Standort, 
dem verwendeten Brennstoff und dem Zeitpunkt der Inbetrieb- 
nahme. Durch diese umfassende Differenzierung werden  
die seit Beginn des EEG in Betrieb genommenen EEG-Anlagen 
mit über 1.000 unterschiedlichen Vergütungshöhen vergütet. 
Zusätzlich bestimmt das EEG zahlreiche Ausnahmen, insbe-
sondere bezüglich der Begünstigung von großen Stromver-
brauchern. Ferner werden insgesamt 37 Begriffe definiert, 
beispielsweise was unter „erneuerbaren Energien“ tatsächlich 
zu verstehen ist, was genau eine „Anlage“, die „Eigenversor-
gung“ oder die „Inbetriebnahme“ ist. Trotz dieser Begriffsbe-
stimmungen kommt es noch immer vereinzelt zu rechtlichen 
Unklarheiten. 

Daher führen Kritiker_innen an, dass kaum jemand das 
heutige EEG in Gänze verstehe und die Beteiligten ohne ju-
ristischen Beistand nicht mehr mit dem EEG arbeiten könnten. 
Vor diesem Hintergrund hat beispielsweise die Agora Ener-
giewende Vorschläge für ein „radikal vereinfachtes EEG“ vor-
gelegt. Darin werden u. a. eine grundsätzliche Vergütungs-
obergrenze von 8,9 Ct/kWh16, Ausschreibungen für 
Offshore- 

16    Siehe hierzu auch Nestle (2013a, 2013b).

Windenergie- und Biomasseanlagen und die konsequente 
Abschaffung aller Boni für Neuanlagen vorgeschlagen (Ago-
ra Energiewende 2013). 

4.6.2  DIE ERWIDERUNG

Das bestehende System ist im Grundsatz einfach

Eine der wichtigsten Regelungen bei der Finanzierung von 
Ökostromanlagen ist, mit welcher Vergütungshöhe ein/eine 
Investor_in später zu rechnen hat. Genau diese Information kon- 
nten auch Nichtjurist_innen in allen bisherigen EEG-Versionen 
sehr schnell finden. Darüber hinaus wurden die Vergütungs-
höhen beispielsweise in Form übersichtlicher Tabellen durch 
die Bundesregierung und andere Organisationen bereitge-
stellt (BMU 2013b). Seit bei der Photovoltaik und später der 
Windenergie an Land der „Atmende Deckel“ eingeführt wur-
de, veröffentlicht die Bundesnetzagentur die aktuell gültigen 
Vergütungen im Internet (BNetzA 2015d). Sowohl bei einem 
Ausschreibungs- als auch bei einem Quotensystem sind die 
Vergütungen dagegen im Voraus systembedingt nicht bekannt 
und ergeben sich erst zu einem relativ späten Zeitpunkt, 
nachdem relevante Investitionen bereits getätigt wurden. Dies 
ist für Investor_innen deutlich schwieriger zu handhaben als 
bei einer administrativ festgelegten Vergütungshöhe.

Teile der Komplexität sind unabhängig vom Instrument

Dennoch kann nicht abgestritten werden, dass das EEG viele 
komplizierte Regelungen enthält. Die meisten davon sind 
aber unabhängig von den bisherigen Kernelementen des EEG. 
Dies betrifft praktisch alle Begriffsdefinitionen, die auch bei  
anderen Finanzierungsinstrumenten vorgenommen werden 
müssten. Auch ein Großteil der Ausnahmen ist unabhängig 
vom Finanzierungsinstrument, beispielsweise die Begünstigung 
der stromintensiven Industrie bei der EEG-Umlage. 

Die Vielzahl unterschiedlicher Vergütungshöhen entspricht 
dem Wunsch, die Vergütungen an den tatsächlichen Kosten 
der unterschiedlichen Anlagen zu orientieren. Dies soll unan-
gemessene Gewinne und damit zu hohe Kosten für die Ver-
braucher_innen vermeiden. Da sich die Kosten der unterschied- 
lichen Technologien aufgrund der technologischen Entwick-
lung ständig ändern, wurden die Vergütungen in der Regel 
jedes Jahr abgesenkt, im Falle der Photovoltaik seit einigen 
Jahren monatlich. Wird der Grundsatz verfolgt, eine Überförde- 
rung und unnötige Mitnahmeeffekte zu vermeiden, ergeben 
sich zwangsläufig mit der Zeit zahlreiche unterschiedliche 
Vergütungshöhen. Würde man darauf verzichten, käme es 
unabhängig vom Finanzierungssystem zu hohen Mitnahme- 
effekten und deutlichen Mehrkosten für die Verbraucher_innen. 
Denn dann würden auch die günstigen Technologien die  
hohen Einspeisevergütungen der teureren Technologien er-
langen. Die Investor_innen würden damit auf Kosten der 
Verbraucher_innen hohe Renditen erzielen.

Die Komplexität anderer Instrumente

Andere Finanzierungssysteme können aber – ungeachtet der 
genannten Aspekte – spürbar komplexer sein als eine admi-
nistrativ festgelegte Einspeisevergütung. Als Maßstab kann 
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für eine umweltfreundliche Entsorgung übernehmen dann 
nicht die Stromkund_innen, sondern die Verursacher_innen 
der Gülleproduktion. Geothermieanlagen erzeugen bisher 
keine großen Strommengen – und werden dies auch in ab-
sehbarer Zeit nicht tun. Eine künstliche Begrenzung erscheint 
hier somit entbehrlich. Bei Offshore-Windenergie plant die 
Bundesregierung mit einem eigenen Gesetz auf Grundlage 
der administrativen Festlegung der Vergütungshöhe eine 
faktische Zubaubegrenzung einzuführen, indem der Netzan-
schluss bzw. eine offizielle Zusage dazu Voraussetzung für 
einen Vergütungsanspruch sein soll.

Ausbaugeschwindigkeit der günstigen Ökostrom- 
technologien

Für die bereits günstigen Technologien wie insbesondere 
Windenergie an Land und Photovoltaik erscheint aus Kosten-
gründen keine Ausbaubegrenzung notwendig, ein schneller 
Ausbau wäre aber sehr wichtig für den Klimaschutz. Mit dem 
„Atmenden Deckel“ besteht bei der Photovoltaik bereits ein 
grundsätzlich funktionierendes Steuerungsinstrument, das eine 
erneute Explosion des Ausbaus wie in den Jahren 2010 bis 
2012 verhindern dürfte. Dies erscheint bei Photovoltaik auf-
grund der starken kurzfristigen Schwankungen der Einspeisung 
für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit grundsätz-
lich sinnvoll.

Ausbaugeschwindigkeit und Netzproblematik

Auch vor dem Hintergrund der Netzproblematik erscheint 
eine Steuerung des Ökostromausbaus, die über die Regelun-
gen des EEG 2012 hinausgeht, nicht notwendig. Denn der 
Netzausbau dürfte mit dem Druck einer schnell steigenden 
Ökostromproduktion deutlich schneller fortschreiten als 
ohne diesen Druck. Wichtig wäre dagegen, beispielsweise 
Windenergie auch im Süden Deutschlands zügig auszubauen. 
Dies könnte zur Substitution der dort bis spätestens 2022 
wegfallenden Atomkraftwerke beitragen. Zielführend wäre 
ferner, den Ökostrom, der wegen Netzengpässen abgeregelt 
werden müsste, lokal im Wärme-, Kälte- oder Verkehrssektor  
zu nutzen. Damit kann die mittel- bis langfristig notwendige 
Sektorkopplung vorangetrieben werden, ohne dadurch hohe 
Kosten zu verursachen.

Marktintegration und Systemdienlichkeit

Mit der Einführung der gleitenden Marktprämie 2012 und der 
grundsätzlichen Abschaffung der festen Einspeisevergütung 
2014 wurden die meisten bestehenden und neuen Ökostrom-
anlagen den kurzfristigen Signalen des Marktes ausgesetzt. 
Damit und aufgrund weiterer Regelungen müssen sie ferner 
eine Reihe von Systemdienstleistungen erbringen. Dies wirkt 
sich direkt und indirekt positiv auf ihre Systemdienlichkeit aus. 
Die technisch und ökonomisch sinnvollen Potenziale zur be-
darfsgerechten Einspeisung von Strom aus fluktuierenden er-
neuerbaren Energien wie Windenergie und Photovoltaik sind 
allerdings systembedingt stark begrenzt. Für deren Ausgleich 
werden auch langfristig die Flexibilitätsoptionen dienen müssen.

Zu diesen sollten auch Biomasseanlagen zählen. Bei ih-
nen erscheinen zusätzliche Anreize für die bedarfsgerechte 

der Umfang der rechtlichen Bestimmungen der verschiedenen 
Instrumente gelten. Während das gesamte EEG 2012 166.000 
Zeichen umfasst (EEG 2012b), wird die Pilotausschreibung 
von Photovoltaik-Freiflächenanlagen in einer Verordnung mit 
etwa 60.000 Zeichen geregelt (Freiflächenausschreibungs- 
verordnung 2015). Wird das gesamte System umgestellt, müssen 
zusätzlich die Bedingungen für die Ausschreibung von Wind- 
energie an Land, Offshore-Windenergie, gebäudebezogenen 
Photovoltaikanlagen (über 750 kW) und ggf. Biomasse eben-
falls rechtlich festgelegt werden. Dabei wird ein Großteil des 
derzeitigen EEG allerdings nicht entbehrlich. Daran wird 
deutlich, wie komplex ein Ausschreibungssystem im Vergleich 
zur administrativen Festlegung der Vergütung ist. 

Auch die vorgesehene strikte Begrenzung des Ökostrom-
ausbaus macht das EEG spürbar komplizierter. Allein die An- 
lage des Gesetzesentwurfes, in der die Berechnung der aus-
zuschreibenden Leistung bei Windenergie an Land geregelt 
ist, füllt über elf Seiten. Sie enthält über 20 komplexe Formeln 
mit 70 Faktoren, die jeweils detailliert erläutert werden müssen 
(BMWi 2016c: Anlage 2, S. 79).

Auch andere Regelungen im Bereich des Klimaschutzes 
sind komplex und kompliziert. So wurde für die Umsetzung 
des CO2-Emissionshandelssystems die „Deutsche Emissions-
handelsstelle“ (DEHSt) eingerichtet, in der 164 Menschen be-
schäftigt sind (UBA 2014b). Eine solche staatliche Institution 
musste für das EEG nicht eingerichtet werden, obwohl von 
ihm eine deutlich höhere Zahl von Anlagen und Akteuren 
betroffen ist und es eine höhere Reduktion von Treibhaus- 
emmissionen bewirkt (BMU 2007: 12).

4.6.3  SCHLUSSFOLGERUNGEN: BESTEHENDES 
SYSTEM BESSER ALS SEINE ALTERNATIVEN

Zwar ist das bestehende EEG kompliziert. Dies ist allerdings 
nicht auf das Finanzierungssystem einer administrativ be-
stimmten Einspeisevergütung zurückzuführen. Vielmehr kann 
es durch einen Wechsel der Finanzierungssystematik – bei-
spielsweise auf ein Ausschreibungssystem – zu einer spürba-
ren Erhöhung der Komplexität kommen.

4.7  ZWISCHENFAZIT

Ausbaugeschwindigkeit der noch relativ teuren 
Ökostromtechnologien

Bei den heute noch teuren Ökostromtechnologien ist eine 
Begrenzung der Ausbaugeschwindigkeit aus Sicht der Strom-
kosten sinnvoll. Das betrifft grundsätzlich mit Anbaubiomasse 
oder Gülle betriebene Biomasseanlagen, die Offshore-Wind- 
energie und Geothermie. Bei Biomasseanlagen sollte die  
Flexibilisierung bestehender Anlagen im Vordergrund stehen 
und nicht die Steigerung der reinen Stromproduktion. Bei der 
relativ teuren Gülleverstromung, die neben der klimafreundli-
chen Stromerzeugung deutliche Vorteile beim Umwelt-, Natur- 
und Gewässerschutz aufweist, könnte überlegt werden, ob 
die umwelt-, natur-, gewässer- und klimafreundliche Entsorgung 
von Gülle verpflichtend gemacht wird. Bei der dann notwen- 
digen Behandlung der Gülle könnte anschließend mit relativ 
geringen Zusatzkosten Strom erzeugt werden. Die Kosten  
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Auslegung und den bedarfsgerechten Betrieb sinnvoll. Hier 
bietet das bestehende EEG trotz Einführung der Marktprämie 
und des Flexibilitätsbonus zumindest für die Bestandsanlagen 
offenbar noch keine ausreichenden Anreize.

Die Kosteneffizienz verschiedener Finanzierungs- 
instrumente

Die Europäische Kommission hat bereits 2008 in einem offiziel- 
len Dokument festgestellt, dass gut ausgestaltete adminis- 
trativ festgelegte Einspeisevergütungen die effizientesten und 
effektivsten Finanzierungsinstrumente für den Ausbau er-
neuerbarer Energien im Strombereich sind. Diese Aussage 
wurde damals von zahlreichen wissenschaftlichen Untersu-
chungen belegt. Aktuelle Studien kommen zu einem ähnlichen 
Ergebnis. So sind die gewichteten durchschnittlichen Kapital-
kosten (WACC) von Ökostromanlagen im Vergleich zu allen 
anderen europäischen Mitgliedstaaten in Deutschland sehr 
niedrig. Der WACC hat dabei einen entscheidenden Einfluss 
auf die Gesamtkosten eines Investitionsprojekts. 

Während eines Wechsels des Finanzierungssystems für 
Ökostromprojekte steigt dabei zunächst der WACC – und 
damit steigen die Gesamtkosten und die Kosten für die Ver-
braucher_innen. Es gibt gute Gründe, warum die Vergütungs- 
kosten pro eingespeister Strommenge auch nach einem Um-
stieg auf ein Ausschreibungssystem dauerhaft nicht niedriger 
sind als bei einer administrativen Festlegung der Vergütungs-
höhe. Dies gilt insbesondere bei Windenergie an Land. Denn 
ein Ausschreibungssystem kann nur dann zu niedrigen Ver- 
gütungen führen, wenn das Angebot höher ist als die Nach-
frage. Ob dies in Deutschland mittel- bis langfristig ange-
sichts der historischen Ausbaumengen und den für einen 
wirkungsvollen Klimaschutz notwendigen künftig auszu-
schreibenden installierten Leistungen der Fall sein kann, ist 
fraglich.

Statt eines Systemwechsels bei der Finanzierung zumin-
dest der bereits günstigen Technologien wie Windenergie an 
Land und Photovoltaik bieten sich systematische Verbesse-
rungen bei der administrativen Festlegung der Vergütungen 
an. Diese würden entweder mit gar keinen oder nur sehr  
geringen Nachteilen oder Risiken einhergehen.

Wettbewerb

Für alle über das EEG finanzierten Ökostromtechnologien gilt, 
dass das bestehende System der administrativ festgelegten 
Einspeisevergütungen zu einem sehr starken globalen Wett-
bewerb zwischen Anlagenhersteller_innen und Projektierer_
innen geführt hat. Dies war Grundlage für die technische Ent- 
wicklung und die Innovationen der letzten Jahre, die insbe-
sondere bei der Photovoltaik zu massiven Preissenkungen 
geführt haben. Darüber hinaus sind Qualität und Effektivität 
aller Ökostromanlagen deutlich verbessert worden. Sie sind 
daher heute in der Lage, mit einem Anteil an der Stromversor- 
gung von rund einem Drittel eine zentrale Säule der Strom-
versorgung einzunehmen – ohne dabei die Stromversorgungs- 
sicherheit zu gefährden. Das war zu Beginn des EEG für viele 
Menschen kaum vorstellbar und wäre ohne das EEG und der 
aus ihm bislang erwachsenen hohen Investitionssicherheit 
nicht möglich gewesen.

Ein Markt für alle

Für die fluktuierenden Ökostromtechnologien wie Windenergie 
und Photovoltaik macht eine Überführung der Finanzierung 
in einen gemeinsamen Markt zusammen mit den konventio-
nellen Kraftwerken zumindest solange keinen Sinn, wie kon-
krete und anspruchsvolle Ziele für den Ausbau der erneuer-
baren Energien politisch festgelegt sind. Denn mit diesen 
Zielen hat die Politik entschieden, wie viel ausgebaut werden 
soll. Ein Signal des Marktes ist damit überflüssig und kann 
ggf. auch hinderlich sein. Eine Überführung der Biomasse in 
einen Markt der Flexibilitätsoptionen könnte dagegen sinn-
voll sein.

Die Komplexität des EEG

Das heutige EEG ist zwar durchaus kompliziert – aber vermut- 
lich keinesfalls komplizierter als andere denkbare Finanzie-
rungsinstrumente für Ökostrom. Das zeigen beispielsweise die 
Pilotausschreibungen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen.  
Allein die entsprechende Verordnung dazu hat einen Umfang, 
der rund ein Drittel des gesamten EEG 2014 ausmacht. Bei 
einer vollständigen Umstellung auf ein Ausschreibungssystem 
würde dabei ein Großteil des bestehenden EEG nicht wegfal-
len, für die übrigen Technologien müssen allerdings ebenfalls 
neue Regelungen für die Ausschreibung geschaffen werden. 
Auch die Begrenzung des Ausbaus macht das EEG komplizier- 
ter. So füllen allein die Regelungen zur Berechnung der aus- 
zuschreibenden Leistung bei Windenergie an Land im Gesetzes- 
entwurf des EEG 2016 über elf Seiten. Dagegen ist es für  
einen/eine Investor_in beim bestehenden EEG nach wie vor 
sehr einfach, dem Gesetz beispielsweise die zu erwartende 
Vergütungshöhe direkt zu entnehmen. In einem Ausschrei-
bungs- oder Quotensystem dagegen sind die späteren Ver-
gütungen systembedingt unbekannt.
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Das EEG und die darin festgeschriebene administrative Fest-
legung der Einspeisevergütung für Ökostrom waren über 
mehr als 20 Jahre sehr erfolgreich. Die jeweiligen Regelungen 
wurden über die Jahre beispielsweise an die sich ändernden 
Kosten der Ökostromtechnologien, neue Ansprüche an die 
System- und Marktintegration und neue rechtliche und politi-
sche Anforderungen z. B. seitens der Europäischen Kommis- 
sion angepasst. Die gewachsene Kritik, die zu großen Teilen 
auf die zwischen 2010 und 2014 stark gestiegene EEG-Um- 
lage zurückzuführen ist, hat die Politik stark unter Druck ge-
setzt und bewirkt, dass sich das EEG in den letzten Jahren 
praktisch ununterbrochen in einem Änderungsprozess befand.

Die EEG-Umlage ist allerdings aus vielfältigen Gründen 
kein geeigneter Indikator für die Kosten des Ökostromausbaus. 
So kann an ihr beispielsweise nicht erkannt werden, dass die 
durchschnittlichen Vergütungen von neu ans Netz gegangenen 
EEG-Anlagen zwischen 2010 und 2014 um mehr als die Hälfte 
gesunken sind – während gleichzeitig die EEG-Umlage ex-
plodierte. Daher sollte ein sachgerechter Kostenindikator of-
fiziell vorgelegt werden, der die EEG-Umlage in der politi- 
schen Diskussion ersetzen kann.

In den letzten Jahren wurden beispielsweise die Vergü-
tungen insbesondere bei der Photovoltaik massiv gekürzt 
und im Jahr 2009 eine ausbauabhängige Degression einge-
führt, die im Jahr 2012 verschärft wurde. Mit diesem „At-
menden Deckel“ wird ein zu schneller Ausbau gebremst, indem 
die Vergütung für Neuanlagen dann automatisch schneller 
sinkt. Seit 2010 wird EEG-Strom nicht mehr physisch an die 
Stromhändler weitergeleitet, sondern von den Netzbetrei-
bern an der Strombörse vermarktet. Damit wird entsprechen-
den Anforderungen eines liberalisierten Strommarktes ent-
sprochen. 2012 wurde die gleitende Marktprämie zunächst 
optional eingeführt, auf deren Grundlage 2014 praktisch  
die Festvergütung abgeschafft wurde. Damit werden die meis- 
ten EEG-Anlagen mit dem Marktsignal konfrontiert.

Diese und zahlreiche andere Änderungen haben die Kri-
tik am EEG allerdings kaum verstummen lassen. Vor diesem 
Hintergrund wird im vorliegenden Gutachten gezeigt, dass 
die wichtigsten Argumente gegen eine administrativ festge-
legte Einspeisevergütung zumindest bei den kostengünstigen 
Technologien wie Windenergie an Land und Photovoltaik 

nicht belastbar sind. So kann auch ein schneller Ausbau der 
kostengünstigen Ökostromtechnologien kaum zu einem 
Kostenanstieg führen – dessen Begrenzung vermindert aber 
die Einsparung von Treibhausgasen und steht somit dem Ziel 
der Umweltverträglichkeit der Stromversorgung entgegen. 
Ein sehr schneller Ausbau der heute noch relativ teuren Tech-
nologien könnte dagegen zu einem spürbaren Strompreis- 
anstieg führen, ihre Ausbaubegrenzung kann somit eine Kosten- 
begrenzung bewirken. Bei der relevantesten heute noch rela- 
tiv teuren Technologie, der Offshore-Windenergie, plant die 
Bundesregierung, den Ausbau bis 2020 auf Grundlage der 
administrativen Festlegung der Vergütungshöhe strikt zu be-
grenzen. Dafür soll ein Netzanschluss bzw. eine entsprechen-
de offizielle Zusage als Vergütungsvoraussetzung festge-
schrieben werden.

Auch die anderen im vorliegenden Gutachten diskutierten 
Argumente gegen das EEG können nicht überzeugen. Eine 
Abkehr von der administrativen Festlegung der Einspeisever- 
gütung für Ökostrom erscheint daher in der Regel nicht im 
Sinne der Erreichung der energiewirtschaftlichen Zieltrias und 
anderer energiepolitischer Ziele. Insbesondere die relativ teu-
ren Biomasseanlagen, die als Flexibilitätsoptionen für den Aus-
gleich der fluktuierenden Stromeinspeisung aus Wind- und  
Solaranlagen dienen können, stellen ggf. eine Ausnahme dar. 
Unabhängig davon können Anpassungen an sich ändernde 
oder neue Anforderungen grundsätzlich innerhalb der admi-
nistrativ festgelegten Einspeisevergütung durchgeführt werden.

Grundsätzliche Änderungen an der Finanzierungssystematik 
sind immer risikobehaftet und gefährden das Vertrauen der 
Industrie in die Energiepolitik. Dies erhöht das Investitionsrisiko, 
droht die Akteursvielfalt zu reduzieren, die Kosten zu erhö-
hen und kann letztlich Arbeitsplätze gefährden. Internationale 
Erfahrungen lassen ferner den Schluss zu, dass die adminis- 
trative Festlegung von Einspeisevergütungen für Ökostrom- 
anlagen – bei guter Ausgestaltung – zu vergleichsweise 
niedrigen Vergütungen führt. Es gibt gute Gründe, davon aus- 
zugehen, dass dies auch in Zukunft so sein wird. Das gilt ins- 
besondere für die Windenergie an Land in Deutschland. Das 
bisherige System der administrativen Festlegung der Vergü-
tungshöhe durch das EEG kann dagegen ohne nennenswerte 
neue Risiken oder Nachteile optimiert werden. 

5
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Daher sollte der Erfolg der geplanten Umstellung auf ein Aus- 
schreibungssystem anhand klarer Kriterien objektiv beurteilt 
werden. Dabei sollten die energiewirtschaftliche Zieltrias und 
die weiteren energiepolitischen Ziele der Bundesregierung 
berücksichtigt werden, insbesondere die Erhaltung der Akteurs- 
vielfalt. Jede Technologie sollte getrennt beurteilt werden. 
Bezüglich der Kosten sollte zumindest nicht ausschließlich das 
Kriterium der Vergütung herangezogen werden, sondern 
beispielsweise die durchschnittlichen gewichteten Kapital-
kosten (Weighted Average Cost of Capital – WACC), die er-
zielte Rendite oder der Vergleich der Vergütungen mit den 
Stromgestehungskosten (Levelized Cost of Energy – LCOE).

Auf dieser Grundlage sollte im EEG 2016 festgelegt werden, 
dass der Bundestag in wenigen Jahren erneut entscheiden 
muss, bei welchen Technologien das neue Ausschreibungs-
system beibehalten werden soll – und welche ggf. wieder 
durch eine administrativ festgelegte Einspeisevergütung finan- 
ziert werden sollen.

Es wäre im Sinne des Vertrauens der Industrie in die 
deutsche Energiepolitik und vorteilhaft für die Investitionssi-
cherheit, wenn angesichts der nicht überzeugenden Argu-
mente gegen das EEG dieses zukünftig wieder mit einer  
„ruhigen Hand“ und auf Basis ausreichender wissenschaftlicher 
Kenntnisse weiterentwickelt würde. Dies erscheint möglich, 
da eine Kostenexplosion wie in den Jahren um 2010 auf-
grund der deutlich gesunkenen Stromgestehungskosten von 
Ökostromanlagen nicht mehr zu erwarten ist – und somit 
kein dringender Handlungsbedarf für grundsätzliche Ände-
rungen besteht.

Von der dennoch anhaltenden Kritik am EEG sollte sich die 
Politik nicht leiten lassen. Eine ruhige Hand bei der Fortent-
wicklung des EEG eröffnet die Chance, die zahlreichen ande-
ren Herausforderungen bei der Energiewende und beim  
Klimaschutz anzugehen. So ist eine deutliche Steigerung der 
Energieeffizienz im Strom-, Wärme-, Kälte- und Verkehrsbe-
reich dringend notwendig. Der Anteil der erneuerbaren Ener-
gien muss auch bei Wärme, Kälte und Verkehr schnell spür-
bar steigen. Das Stromnetz benötigt dringend sowohl eine 
Optimierung als auch einen Ausbau. Und nicht zuletzt müssen 
die Potenziale zur Senkung der Treibhausgasemissionen  
außerhalb des Energiebereichs schnell erschlossen werden, 
wenn das Pariser Klimaabkommen ernst genommen werden 
soll. In diesen Bereichen sollte die Politik gestalten und kann 
wichtige Beiträge für das Wohlergehen von vielen Millionen 
Menschen in Deutschland und anderen Staaten leisten.

Handlungsempfehlungen

– Um die Debatte über das EEG und insbesondere die EEG- 
Kosten zu versachlichen, sollte offiziell ein Kostenindikator 
vorgelegt werden. Dieser sollte in der Lage sein, die irri-
tierende EEG-Umlage in der Debatte zu ersetzen. 

– Die geplante Begrenzung des Ausbaus der Offshore-Wind- 
energie sollte umgesetzt werden.

– Auf eine Begrenzung des Ausbaus der günstigen Öko- 
stromtechnologien über das Maß des EEG 2012 hinaus 
sollte verzichtet werden. Dies betrifft insbesondere Wind 
an Land und Photovoltaik.

– Auf Grundlage einer sachgerechten Überprüfung der  
Zielerfüllung sollte der Bundestag in wenigen Jahren   

darüber entscheiden, bei welchen Ökostromtechnologien 
das Ausschreibungssystem beibehalten bzw. die adminis- 
trative Festlegung der Vergütungshöhe wieder eingeführt 
werden soll.

– Die zuständigen staatlichen Stellen sollten in die Lage 
versetzt werden, im Falle der administrativen Festlegung 
der Vergütungshöhe diese besser als bisher bestimmen 
zu können. Dafür sollte beispielsweise bei der Bundesnetz- 
agentur eine Arbeitseinheit eingerichtet werden.

– Bei bestehenden und ggf. neuen Biomasseanlagen sollte 
die künftige Entwicklung nicht auf die Erhöhung der er-
zeugten Strommenge, sondern auf die bedarfsgerechte 
Auslegung und Einspeisung abzielen.

– Der Um- und Ausbau der Stromnetze sollte dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien folgen und entsprechend be-
schleunigt werden.

– Der absehbare Strukturwandel in den Kohleregionen sollte 
aktiv und nachhaltig gestaltet werden.
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6.1  DIE GLEITENDE MARKTPRÄMIE

6.1.1  DIE FUNKTIONSWEISE DER  
GLEITENDEN MARKTPRÄMIE

Seit Anfang 2012 konnten Betreiber_innen von Ökostroman-
lagen die Option wählen, statt der festen Einspeisevergütung 
ihren Strom am Markt zu verkaufen und die „gleitende Markt-
prämie“ zu erhalten. Seit 1.8.2014 ist die feste Einspeisevergü-
tung abgeschafft – mit Ausnahme von sehr kleinen Anlagen. 
Seitdem nutzen praktisch alle neuen Ökostromanlagen das Sys- 
tem der gleitenden Marktprämie. In diesem System werden 
alle Anlagenbetreiber_innen mit dem Vermarktungsrisiko und 
den kurzfristigen Strompreisrisiken konfrontiert. Bereits vor 
2012 gab es mit dem Finanzierungssystem des Grünstromprivi- 
legs eine Option, Ökostromanlagen bei vollem Risiko am Markt 
zu betreiben. Es wurde mit dem EEG 2014 abgeschafft.

Wer die Option der gleitenden Marktprämie nutzt, erhält 
zwei Einnahmeströme:

1. Erlöse auf dem Strommarkt, an dem die EE-Anlagenbetrei- 
ber_innen ihren Strom verkaufen; 

2. die gleitende Marktprämie, die vom Netzbetreiber vergütet 
wird (siehe Abbildung 5).

Die gleitende Marktprämie wird aus der Differenz zwischen 
der Festvergütung einer konkreten Ökostromanlage und 
dem durchschnittlichen Erlös der jeweiligen Technologie am 
Spotmarkt der Strombörse ermittelt. Dies findet im Nachhinein 
(ex post) und monatlich statt. Da das neue EEG 2014 grund-
sätzlich keine Festvergütung mehr vorsieht, wird nun statt-
dessen der Begriff „anzulegender Wert“ verwendet, auf dessen 
Grundlage die Höhe der gleitenden Marktprämie berechnet 
wird. In der Systematik entspricht er praktisch der ehemaligen 
Festvergütung. Da die „gleitende“ Marktprämie innerhalb ei-
nes Monats fest und für die Betreiber_innen einer Ökostrom-
anlage nicht beeinflussbar ist, handelt es sich praktisch um 
eine fixe Marktprämie, die monatlich angepasst wird. 

Die Vermarktung von Ökostrom ist mit einem Aufwand ver- 
bunden. Ferner sollte ein finanzieller Anreiz für den Wechsel 
aus dem sehr sicheren Festvergütungsmodell in das etwas  

risikoreichere Marktprämienmodell geschaffen werden. Daher 
erhielten Nutzer_innen der gleitenden Marktprämie im 
EEG 2012 als „Aufwandsentschädigung“ zusätzlich die soge-
nannte Managementprämie. Da seit 1.8.2014 die Direktver-
marktung grundsätzlich verpflichtend ist, sind diese Kosten 
inzwischen in die gleitende Prämie eingepreist, sodass die 
Managementprämie optisch verschwunden ist.

Was bedeutet der Wechsel von der Festvergütung zur 
gleitenden Marktprämie? Da die Anlagenbetreiber_innen ih-
ren Strom am Markt verkaufen, übernehmen sie die vollen 
Vermarktungsrisiken. So müssen sie Ausgleichsenergie organi- 
sieren, wenn sie eine zu hohe Prognose für die Stromein- 
speisung abgegeben haben. Eine gute Prognose reduziert die 
Kosten für Ausgleichsenergie für die Betreiber_innen. Da sie frei 
sind, neben der Strombörse auch andere Strommärkte zu nutzen, 
haben sie ferner das Risiko, an dem Markt, an dem sie ihren 
Strom verkaufen, niedrigere Erlöse zu erzielen als an anderen 
Märkten. Die Anlagenbetreiber_innen haben die Möglichkeit, 
ihre Erlöse zu erhöhen, wenn sie zum richtigen Zeitpunkt ein-
speisen – also wenn der Preis gerade hoch ist. Auch dadurch 
ändert sich ihre gleitende Marktprämie nicht. Sie gehen aber 
auch das Risiko ein, die Stromeinspeisung der Anlage falsch 
zu planen und damit unterdurchschnittliche Preise zu erhalten. 

Die Höhe der Marktprämie ändert sich bei kurzfristigen, 
also viertelstündlichen, stündlichen oder täglichen Preis-
schwankungen nicht und kann vom einzelnen Anlagenbetrei- 
ber bzw. der einzelnen Anlagenbetreiberin nicht beeinflusst 
werden. Somit ist der Anreiz zur Anpassung der Fahrweise 
an die kurzfristigen Schwankungen des Strompreises voll-
ständig gegeben. Durch die Übertragung des Marktpreises 
auf die Erlössituation der Anlagenbetreiber_innen können 
diese durch die Betriebsweise und – bei Neuanlagen – die 
Auslegung ihrer Anlage ihre Gesamterlöse verbessern. Sie 
müssen aber auch das Risiko übernehmen, unterdurchschnitt- 
liche Einnahmen zu erzielen, wenn sie ihr Einspeiseprofil nicht 
optimieren. Insbesondere für regelbare Ökostromanlagen 
kann dies ein wichtiger Anreiz sein, flexibel und bedarfsgerecht 
einzuspeisen. Da die am Markt erzielbaren Zusatzerlöse die 
notwendige Umrüstung von Biomasseanlagen allerdings noch 
nicht wirtschaftlich machen, wird dies zusätzlich mit der Flexi- 
bilitätsprämie gefördert.

6

ANHANG
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Um auf die schwankenden Marktpreise reagieren zu können, 
werden Anlagen, die am Marktprämienmodell teilnehmen 
wollen, sinnvoller Weise mit einer Fernsteuerung ausgestattet. 
Denn nur so können sie beispielsweise bei zu stark negati-
ven Preisen kurzfristig abgeschaltet werden. Dies ist dann sinn- 
voll, wenn die Summe aus gleitender Marktprämie und ne- 
gativem Strompreis unter null ist, da dann die Gesamterlöse 
für die Einspeisung einer Kilowattstunde ebenfalls negativ 
sind. Damit würde die Stromeinspeisung zu Verlusten führen. 

Wie bedeutend die „Marktintegration“ durch die gleitende 
Marktprämie für die fluktuierenden erneuerbaren Energien 
tatsächlich ist, ist umstritten. Einerseits wurde inzwischen ein 
„Marktwertatlas“ für Windenergieanlagen erstellt, mit dem 
die zukünftigen Strommarkterlöse abgeschätzt werden kön-
nen. Mit diesem Instrument können Investor_innen erken-
nen, was für Erlöse sie mit einer bestimmten Windenergiean-
lage und bei einer bestimmten Nabenhöhe abhängig vom 
konkreten Standort erwarten können (enervis energy advisors/ 
anemos Gesellschaft für Umweltmeteorologie mbH 2015). 
Andererseits können mit Ausnahme einer Abregelung beste-
hende Wind- und Solaranlagen ihre Einspeisung praktisch 
nicht steuern und an die Höhe des Marktpreises anpassen. 
Ferner wird die Auslegung neuer Anlagen von zahlreichen 
anderen Faktoren stark beeinflusst, wie beispielsweise der Ver- 
fügbarkeit eines Standortes und den jeweiligen Genehmi-
gungsbedingungen. Damit kann infrage gestellt werden, wel- 
chen Einfluss auf die Einspeisecharakteristika die gleitende 
Marktprämie sowohl bei bestehenden als auch bei neuen Wind- 
und Solaranlagen tatsächlich hat.

Dennoch wurde die Option der gleitenden Marktprämie 
nach ihrer Einführung sehr schnell angenommen – schließlich 
konnten damit Zusatzgewinne erzielt werden. Bereits Mitte 
2014 wurden alle Offshore-Windenergieanlagen, knapp 90 
Prozent aller Windenergieanlagen an Land, knapp 70 Prozent 

aller Biomasseanlagen und gut 15 Prozent der Photovoltaik 
über das Marktprämienmodell direkt vermarktet (ISI 2014: 4).

6.1.2  KRITIK AN DER GLEITENDEN  
MARKTPRÄMIE

Die Einführung der gleitenden Marktprämie sollte die Integra- 
tion der erneuerbaren Energien verbessern und damit u. a. zu 
Kosteneinsparungen führen. Ob dies gelungen ist, wird kritisch 
hinterfragt.

Zunächst führt die Marktprämie zu Zusatzkosten, da der 
zusätzliche Vermarktungsaufwand bei der Festlegung der 
Vergütungshöhe berücksichtigt werden muss. Im EEG werden 
für Windenergie und Photovoltaik zusätzliche Kosten von  
0,4 Ct/kWh unterstellt, bei allen anderen Technologien 0,2 Ct/kWh 
(EEG 2014: § 37 Abs. 3). Bei den von den Übertragungsnetz-
betreibern angenommenen direkt vermarkteten Einspeise-
mengen im Jahr 2016 (50Herz et al. 2015: 6) ergibt dies  
Zusatzkosten von gut 400 Millionen Euro pro Jahr. 

Diese, von den Stromkund_innen über die EEG-Umlage 
zu übernehmenden Kosten müssten durch Einsparungen an 
anderer Stelle mehr als ausgeglichen werden, wenn das System 
volkswirtschaftlich und für die Verbraucher_innen kosten-
günstiger sein soll. Allerdings führt das System bislang zusätz- 
lich zu einer Erhöhung der Transaktionskosten der Ökostrom-
vermarktung, da diese durch mehrere Akteure durchgeführt 
werden (UFZ 2014: 9). Die seitens der Befürworter_innen der 
Direktvermarktung gewünschte Abregelung von Windener-
gie- und Photovoltaikanlagen bei negativen Strompreisen führt 
zwar zu einer Entlastung der EEG-Umlage. Diese Abregelung 
senkt aber den Anreiz, den bestehenden fossilen Kraftwerks- 
park flexibler zu machen und damit den Anforderungen ei-
nes immer stärker von Ökostrom dominierten Stromsystems 
anzupassen. Ferner können Ökostromanlagen, wenn sie ab-

Abbildung 5
Prinzip der gleitenden Marktprämie nach EEG 2012 und EEG 2014  
Im Vergleich zur Festvergütung am Beispiel einer Windenergieanlage an Land (Annahme  
eines anzu legen den Wertes von 8,9 Ct/kWh und eines Stromerlöses von 2,85 Ct/kWh)

Quelle: Eigene Darstellung.
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geregelt sind, weder die Emission von Treibhausgasen noch 
den Import von fossilen Energieträgern reduzieren – beides 
wäre aber volkswirtschaftlich sinnvoll (UBA 2015b: 123, Fuß-
note 128; UFZ 2014: 12; EnKliP 2015b: 39 ff.).

Somit scheinen den Kosten der Marktintegration durch 
die Marktprämie kaum Vorteile gegenüberzustehen.

6.2  DIE KOSTEN DER ERNEUERBAREN  
ENERGIEN IM STROMBEREICH

In diesem Kapitel wird zunächst auf die Frage eingegangen, 
ob, inwiefern und für wen die bis 2013 gestiegenen Strom-
preise ein Problem darstellen. Anschließend wird dargestellt, 
warum der EEG-Umlage und ihren jährlichen Änderungen 
keine sinnvollen Aussagen über die tatsächlichen Kosten des 
aktuellen Ökostromausbaus zu entnehmen sind.

6.2.1  BEDEUTUNG DER STROMPREISENT- 
WICKLUNG FÜR PRIVATE HAUSHALTE

In der Diskussion um die Kosten der Energiewende und die 
Strompreissteigerungen für private Haushalte wird fast aus-
schließlich der Vergleich zum Jahr 2000 herangezogen. Seit-
dem ist der Strompreis für private Kund_innen um rund 
100 Prozent gestiegen, während die Inflation im gleichen Zeit- 
raum nur bei knapp 25 Prozent lag (BDEW 2016a: 9; Destatis 
2015). Grund für den hohen prozentualen Anstieg im Vergleich 
zur Inflation ist dabei insbesondere der extrem niedrige 
Strompreis des Vergleichsjahres 2000. Dieser ist Ergebnis der 
Liberalisierung des Strommarktes, der wenige Jahre zuvor 
eingeleitet wurde und einen sehr starken Wettbewerb verur-
sachte. Dies führte teilweise zu Dumpingpreisen. Noch we- 
nige Jahre vorher lagen die Haushaltsstrompreise deutlich höher. 
Im Gesamtzeitraum von 1995 bis 2015 stiegen sie nur um 
rund 50 Prozent (BMWi/BMU 2006: 25; BDEW 2016a: 9). Die 
allgemeine Inflation seit 1995 liegt mit 34 Prozent in einer 
ähnlichen Größenordnung (Destatis 2015). Über diesen länge- 
ren Zeitraum fand somit keine außergewöhnliche Steigerung 
des Strompreises statt.17

Was aber bedeuten die gestiegenen Strompreise für die 
privaten Haushalte? Zwischen 1998 und 2013 stieg der Anteil 
der Stromkosten privater Haushalte an den gesamten Kon- 
sumausgaben von durchschnittlich knapp 1,8 Prozent auf 
2,5 Prozent. Seit 2013 ist der Strompreis wieder gefallen – trotz 
steigender EEG-Umlage. Dieser gestiegene Anteil ist für viele 
Akteure Grund, politische Maßnahmen zu fordern, die den 
Strompreis absolut senken. Dabei wird in der Regel über- 
sehen, dass der Anteil der Stromkosten privater Haushalte an 
den gesamten Konsumausgaben bereits im Jahr 1986 bei 
über 2,3 Prozent lag – und damit in einer Größenordnung wie 
heute. Auch vor 1986 gab es einen starken Anstieg der 
Stromkosten privater Haushalte, der allerdings zu 80 Prozent 
auf den gestiegenen Stromverbrauch zurückzuführen ist 
(DIW 2012: 4).

17    Siehe Abbildung 3 in Kapitel 3.1.1.

Eine Senkung der EEG-Umlage durch einen Zuschuss aus 
dem Bundeshaushalt – eine häufige Forderung – käme die 
Steuerzahler_innen dabei teuer zu stehen. Würde die EEG- 
Umlage mit Staatsmitteln um 1 Ct/kWh gesenkt, würde dies 
rund 3,6 Milliarden Euro in Anspruch nehmen. Um allein den 
Strompreisanstieg von 2012 zu 2013 in Höhe von 3 Ct/kWh 
auszugleichen, wären somit über 10 Milliarden Euro Steuer-
gelder notwendig – jedes Jahr.

Wirkliche Probleme mit den Stromkosten haben aller-
dings vor allem die ärmeren Haushalte. Bei Haushalten mit 
den niedrigsten zehn Prozent Haushaltseinkommen liegt der 
Anteil der Stromkosten mit derzeit etwa 4,5 Prozent deutlich 
höher als beim Durchschnitt – auch wenn sie absolut niedri-
gere Stromkosten haben als Haushalte mit einem höheren Ein- 
kommen (DIW 2012: 5). Ihnen könnte die Bundesregierung 
helfen, indem sie die Strompreissteigerungen der letzten Jahre 
bei der Festlegung der Höhe von Grundsicherung, Wohngeld 
und Bafög angemessen berücksichtigen würde. Werden auf 
diesem Wege die 15 Prozent ärmsten Haushalte unterstützt, 
wären rund 150 Millionen Euro an Steuergeldern notwendig. 
Die gleiche Entlastung der ärmeren Haushalte durch eine ver- 
gleichbare Senkung der EEG-Umlage wäre damit rund 50 bis  
100 Mal so teuer (DIW 2012: 7 ff.).

6.2.2  BEDEUTUNG DER STROMPREISENT- 
WICKLUNG FÜR DIE WIRTSCHAFT

Die meisten Wirtschafts- und Industriebetriebe können auf-
grund ihres niedrigen Stromverbrauchs keine Sonderstrom-
preise oder Vergünstigungen nutzen und zahlen den normalen 
Haushaltstarif. Für sie gilt das im vorigen Kapitel Ausgeführte.

Je größer der Stromverbrauch von Wirtschafts- oder  
Industriebetrieben ist, desto stärker können sie von Sonder-
preisen und Vergünstigungen profitieren. Mit steigendem 
Stromverbrauch spielt die Höhe des Strompreises am Groß-
handel wie der Strombörse eine größere Rolle. Dieser ist seit 
Anfang dieses Jahrzehnts spürbar gefallen und liegt derzeit 
auf einem historisch niedrigen Niveau (vgl. Abbildung 6).

Dieser Strompreisverfall ist zumindest teilweise auf das 
starke Wachstum der erneuerbaren Energien zurückzuführen – 
und damit auf das EEG. Denn während das Angebot von 
Strom am Markt mit dem Ökostromausbau deutlich gestiegen 
ist, blieb der Stromverbrauch relativ konstant. Mit einem stei-
genden Angebot und konstanter Nachfrage sinken aber in der 
Marktwirtschaft die Preise – so auch beim Strom in den letzten 
Jahren. Daher profitieren alle diejenigen Unternehmen von 
der Energiewende, die einen sehr großen Stromverbrauch 
haben. Schließlich müssen sie nur eine stark reduzierte EEG- 
Umlage bezahlen. 

Aber auch die bei der EEG-Umlage nicht privilegierten 
Unternehmen profitieren von dem gesunkenen Großhandels- 
preis. Denn seit 2012 ist die Summe von Großhandelspreis 
und EEG-Umlage praktisch nicht gestiegen, seit 2013 ist er 
spürbar gefallen (vgl. Abbildung 6) (BMWi 2015e: 1).

6.2.3  NIEDRIGE AKTUELLE AUSBAUKOSTEN 
TROTZ STARK GESTIEGENER EEG-UMLAGE

Die EEG-Umlage hatte bis 2008 weder an der absoluten Höhe 
noch am Anstieg des Strompreises einen bedeutenden An-
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teil. Das änderte sich mit dem Anstieg der EEG-Umlage von 
rund 1 Ct/kWh auf gut 6 Ct/kWh zwischen 2009 und 2014 
(BDEW 2016a: 7; BMWi/BMU 2006: 25). Dies hat den Blick 
stark auf die Kosten des Ökostromausbaus fokussiert. Vor 
diesem Hintergrund wird im Folgenden dargestellt, warum die 
EEG-Umlage kein sinnvoller Indikator für die Kosten des Öko- 
stromausbaus ist.

Die Kosten der erneuerbaren Energien im Vergleich  
zu neuen konventionellen Kraftwerken

Bei der Diskussion um die Kosten des Ausbaus der erneuer-
baren Energien im Strombereich ist der Vergleich mit den 
Kosten neuer fossiler Kraftwerke von zentraler Bedeutung. 
Denn eine Modernisierung des deutschen Kraftwerksparks  
ist mittel- bis langfristig notwendig. Bis spätestens 2022 gehen 
aufgrund des Atomausstiegs alle deutschen Atomkraftwerke 
vom Netz. Die Hälfte der deutschen Steinkohlekapazitäten ist 
älter als 30 Jahre (DIW 2014b: I). Die Klimakrise sowie die auf 
ihr gründenden Beschlüsse im nationalen, europäischen und 
globalen Rahmen, insbesondere das Klimaabkommen von 
Paris von Ende 2015, lassen den Weiterbetrieb vieler emissions- 
starker Kraftwerke nur noch für eine begrenzte Zeit zu. Der 
Zeitpunkt ist somit absehbar, zu dem ein Neubau von umwelt- 
und klimafreundlichen Kraftwerken ohnehin unausweichlich 
wird – auch wenn derzeit eine Überkapazität am Kraftwerks-
markt besteht (EnKliP 2015c: 29). Damit stellt sich die Frage, 
ob bei der Modernisierung des Kraftwerksparks Ökostrom-
anlagen die abgehenden konventionellen Kraftwerke kosten-
günstiger substituieren können als neue fossile Kraftwerke. 

Sollte die Substitution zumindest teilweise durch neue fossile 
Kraftwerke durchgeführt werden, müssten diese sehr nied- 
rige CO2-Emissionen aufweisen. Neben den erneuerbaren Ener- 
gien kämen grundsätzlich Erdgaskraftwerke infrage sowie 
Kohlekraftwerke in Verbindung mit Abscheidung, Transport 

und Endlagerung von CO2 in tiefen geologischen Formationen 
(Carbon Capture, Transport and Storage – CCTS). Solche heute 
und in Zukunft zu errichtenden Kraftwerke würden Strom- 
gestehungskosten aufweisen, die nicht oder nur unwesent-
lich unter denen der günstigen Ökostromtechnologien wie 
Windenergie an Land oder Photovoltaik liegen (AEE 2014: 2). 
Strom aus neuen Atomkraftwerken wäre deutlich teurer 
(Reuters 21.10.2013). Bei dieser Betrachtung sind die Umwelt- 
schadenskosten noch nicht berücksichtigt, die bei konven- 
tionellen Kraftwerken deutlich höher sind als bei den erneuer- 
baren Energien. Volkswirtschaftlich betrachtet sind also die 
meisten Ökostromtechnologien bereits heute kostengünstiger 
als konventionelle Kraftwerke (FÖS 2015: 29 ff.).

Andere Ökostromtechnologien wie Teile der Biomasse, 
Offshore-Windenergie oder Geothermie weisen heute noch 
höhere Stromgestehungskosten auf als neue fossile Kraft-
werke. Ihr Ausbau führt daher ohne Berücksichtigung der Um- 
weltschadenskosten zu Mehrkosten im Energiesystem und 
für die Stromkund_innen.

Kein Zusammenhang zwischen der Änderung  
der EEG-Umlage und den Kosten des aktuellen 
Ökostromausbaus

Um beurteilen zu können, ob das bestehende EEG einen effi-
zienten Ausbau der erneuerbaren Energien finanziert, ist ein 
Kostenindikator notwendig, der Informationen über die Kosten 
des aktuellen Ökostromausbaus zur Verfügung stellt. Die 
EEG-Umlage kann dies nicht leisten, da sie stark von Effekten 
beeinflusst ist, die von den Kosten des aktuellen und künfti-
gen Ökostromausbaus unabhängig sind:

1. Die EEG-Umlage steigt, wenn der Großhandelsstrompreis 
sinkt. Denn die Umlage wird ermittelt auf der Basis der 
Differenz zwischen den Vergütungen an die Anlagenbe-

Abbildung 6
Entwicklung von EEG-Umlage und Börsenstrompreis von 2011 bis 2016

Quelle: Eigene Darstellung nach BMWi 2015e: 1.
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treiber_innen und dem Erlös für den Ökostrom an der 
Strombörse. Sinkt der Börsenstrompreis, steigt die Diffe-
renz und damit die EEG-Umlage.

2. Auch der Preis von CO2-Zertifikaten im Rahmen des Euro-
päischen Emissionshandels hat Einfluss auf den Großhan-
delspreis von Strom und damit auf die Höhe der EEG-Um-
lage. Sinkt der CO2-Preis, sinkt der Strompreis, die EEG- 
Umlage steigt. Während also ein sinkender CO2-Preis klima- 
schädlichen Strom billiger macht, erscheint der klima- 
freundliche Ökostrom aller seit 1991 in Betrieb genom-
menen EEG-Anlagen teurer zu werden.

3. Eine zunehmende Begünstigung der Industrie führt eben-
falls zu einer höheren EEG-Umlage. Denn die gesamten 
Differenzkosten ändern sich dadurch nicht, müssen aber 
dann von weniger Verbraucher_innen geschultert werden. 

4. Bei der Festlegung der EEG-Umlage, die jeweils im Okto-
ber des Vorjahres durchgeführt wird, treten zwangsläufig 
Fehler auf. Denn insbesondere die tatsächliche Einspei-
sung von Ökostrom kann im Vorhinein nur ungenau ab-
geschätzt werden. Grund sind jährlich schwankende und 
nicht prognostizierbare Wetterbedingungen und Unsi-
cherheiten bezüglich des tatsächlichen Zubaus von Öko- 
stromanlagen. Die entstehenden Über- und Unterschüsse 
müssen in den Folgejahren ausgeglichen werden. 

5. Eine Änderung der Berechnungsmethode kann zu einer 
Erhöhung oder Senkung der EEG-Umlage führen. So wur-
de im Jahr 2010 der EEG-Wälzungsmechanismus18 geän-
dert, im Jahr 2012 wurde eine „Liquiditätsreserve“ einge-
führt und im Jahr 2013 erhöht (BEE 2012: 14).

Im Vergleich zu den genannten Einflüssen sind die Auswirkun- 
gen des jeweils aktuellen EE-Ausbaus gering. Alle genannten 
Punkte würden auch dann zu einer Änderung der EEG-Um- 
lage führen, wenn es gar keinen Ausbau von Ökostromanlagen 
gäbe. Dennoch erweckt eine steigende EEG-Umlage nach 
wie vor den Anschein, dass der aktuelle Ökostromausbau teu- 
rer würde. Dies kann die Politik unnötig unter Druck setzen. 

Daher ist, wenn über den aktuellen und zukünftigen 
Ökostromausbau diskutiert wird, ein Indikator notwendig, der 
Aussagen über die Kosten des aktuellen und des künftigen 
Ausbaus macht. Dies sind beispielsweise die Durchschnittsver- 
gütungen aller EEG-Anlagen, die im jeweiligen Jahr ans Netz 
gehen (EnKliP 2014: 17 ff.).

Die Kosten des aktuellen Ökostromausbaus

In Abhängigkeit des Technologiemixes des Zubaus und den 
zugehörigen Vergütungen pro Kilowattstunde für die jeweiligen 
Ökostromtechnologien schwanken die durchschnittlichen 
Vergütungen der in einem Kalenderjahr ans Netz gegangenen 
EEG-Anlagen (EEG-Jahrgänge) stark. Die EEG-Jahrgänge 2009 
bis 2011 waren mit Durchschnittsvergütungen von bis zu  
25 Ct/kWh die bisher teuersten.19 Sie werden es bleiben. In die- 
sen drei Jahren wurden sehr viele der damals noch sehr teu-
ren Photovoltaikanlagen in Betrieb genommen und werden 
nach dem EEG vergütet. Auch der starke Ausbau der relativ 

18    Zur Änderung des Wälzungsmechanismus siehe Fußnote 2.

19    Siehe Abbildung 4 in Kapitel 3.3.1.

teuren Biogasanlagen hat zu den hohen Durchschnittsvergü-
tungen der Jahrgänge 2009 bis 2011 geführt (EnKliP 2014).

Da seither die Vergütungen für neue Photovoltaikanlagen 
massiv gesunken sind und der Ausbau von Biogasanlagen 
schon bis 2014 sehr stark zurückgegangen ist, sind auch die 
Durchschnittsvergütungen der neu ans Netz gegangenen 
EEG-Anlagen deutlich gesunken. Anlagen des Jahrgangs 
2014 wiesen eine Durchschnittsvergütung von weniger als 
12 Ct/kWh auf, was dem Ziel des EEG 2014 entspricht, das 
erst im August 2014 in Kraft trat (BMWi 2014a: 4). Aufgrund 
des sehr starken Ausbaus der Offshore-Windenergie stieg die 
Jahrgangsvergütung 2015 wieder etwas, auf rund 14,6 Ct/kWh. 
Werden die technologiespezifischen Ziele des EEG-Eck- 
punktepapiers vom Dezember 2015 eingehalten, sinkt der Wert 
wieder, erreicht aber das 12-Ct/kWh-Ziel auf absehbare Zeit 
nicht mehr (BMWi 2015a; EnKliP 2016).

An diesen Zahlen für die Durchschnittsvergütungen neuer 
EEG-Anlagen wird deutlich, dass der gesamte Ökostromaus-
bau wegen der Kostenreduktion vor allem bei der Photovoltaik 
deutlich preiswerter geworden ist – auf Grundlage der ad- 
ministrativ festgelegten Einspeisevergütung. Ferner wird deut- 
lich, dass der Mix der Ökostromtechnologien den entschei-
denden Einfluss auf die Gesamtkosten hat. Ist der Anteil der 
teuren Technologien hoch, wie in den Jahren 2009 bis 2011, 
dann sind auch die Gesamtkosten hoch. Ist der Anteil der 
bereits heute günstigen Technologien hoch, wie im Jahr 2014 
mit seinem sehr hohen Zubau von Windenergie an Land, 
sind die Gesamtkosten niedrig.
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